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Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 8. Dezember 2014

	 To rs t en  A l b i g  	 S t e fan  S tud t 
	 Ministerpräsident	 Minister 
		  für Inneres und Bundesangelegenheiten

*)	 Ändert Ges. vom 17. Januar 2011, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2130-15

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Marktüberwachungsverordnungs-Durchfüh-
rungsgesetz vom 17. Januar 2011 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 3), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
17. Januar 2011 (GVOBl. Schl.-H. S. 3), wird wie 
folgt geändert:

1. 	Die Überschrift erhält folgende Fassung:

	 „Marktüberwachungsverordnungs-Durchfüh-
rungsgesetz (MÜVDG)1)“

2. 	Die Überschrift erhält folgende Fußnote:

	 „1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung  des Ka-
pitels III der Verordnung (EG) Nummer 765/2008 
des Europäischen Parlamentes und des Rates 
vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die 
Akkreditierung und Marktüberwachung im Zu-
sammenhang mit der Vermarktung von Produk-
ten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) 
Nummer 339/93 des Rates (ABl. L 218 S. 30)“.

3. 	§ 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) 	Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2.	 dem Produktsicherheitsgesetz vom 
8. November 2011 (BGBl I S. 2178, ber. 
2012 S. 131), soweit es auf die 
Marktüberwachung nach dem Baupro-
duktengesetz vom 5. Dezember 2012 
(BGBl I S. 2449) Anwendung findet,“

b) 	Folgende Nummer 3 und 4 wird angefügt:

„3.	 der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 
des Europäischen Parlamentes und des 

Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung 
harmonisierter Bedingungen für die Ver-
marktung von Bauprodukten und zur 
Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG 
des Rates (ABl. L 88 vom 4. April 2011, 
S. 5) (EU- Bauproduktenverordnung) und

4.	 Bauproduktengesetz.“

c)	 Folgender Satz 2 wird angefügt:

	 „Die Aufgaben der Marktüberwachung sind 
Staatsaufgaben; für die Aufsicht über die ge-
meinsame Marktüberwachungsbehörde gilt 
Artikel 5 des Abkommens über das Deutsche 
Institut für Bautechnik vom 29. Dezember 
1992 (GVOBl. Schl.-H. 1993 S. 33).“

4.	§ 3 Absatz 2 Nummer 2 erhält folgende Fas-
sung:

„2.	 in Fällen, in denen Bauprodukte nach den 
Anforderungen der EU-Bauproduktenver- 
ordnung  hinsichtlich wesentlicher Merk-
male die erklärte Leistung nicht erbringen, 
oder die eine Gefahr im Sinne des Artikels 
58 der EU-Bauproduktenverordnung dar-
stellen, Maßnahmen nach Artikel 56 der 
EU-Bauproduktenverordnung, § 26 des Pro-
duktsicherheitsgesetzes und Artikel 16, 19, 
20, 28 und 29 der Verordnung (EG) Num-
mer 765/2008,“ 

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 
in Kraft.

1623/2014

Gesetz 
zur Änderung des Marktüberwachungsverordnungs-Durchführungsgesetzes*)

Vom 8. Dezember 2014
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Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
Inhaltsübersicht:

Artikel 1	 Gesetz über den kommunalen Finanz-
ausgleich in Schleswig-Holstein (Finanz-
ausgleichsgesetz – FAG)

Artikel 2	 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Ausführung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch und des § 6 b Bundeskinder-
geldgesetz

Artikel 3	 Gesetz zur Änderung der Gemeindeord-
nung für Schleswig-Holstein 

Artikel 4	 Gesetz zur Änderung der Kreisordnung 
für Schleswig-Holstein

Artikel 5	 Aufnahme von Krediten zur Ablösung 
von Kassenkrediten

Artikel 6	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Artikel 1 

Gesetz über den kommunalen Finanzausgleich 
in Schleswig-Holstein 

(Finanzausgleichsgesetz – FAG)
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 6030-3

Inhaltsübersicht:

Erster Teil 
Grundsätze

§ 1		 Finanzierung kommunaler Aufgaben
§ 2		 Finanzausgleichsleistungen

Zweiter Teil 
Verbundwirtschaft

§ 3		 Finanzausgleichsmasse
§ 4		 Verwendung der Finanzausgleichsmasse

Dritter Teil 
Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden

§ 5		 Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden 
zum Ausgleich unterschiedlicher Steuerkraft

§ 6		 Ermittlung der Ausgangsmesszahl
§ 7		 Ermittlung der Steuerkraftmesszahl
§ 8		 Finanzzuweisung an die Gemeinde Helgoland

Vierter Teil 
Schlüsselzuweisungen an die Kreise und 

kreisfreien Städte

§ 9		 Schlüsselzuweisungen an die Kreise und 
kreisfreien Städte zum Ausgleich unterschied-
licher Umlagekraft und sozialer Lasten

Fünfter Teil 
Schlüsselzuweisungen an die Zentralen Orte

§ 10		Schlüsselzuweisungen an die Zentralen Orte 
zum Ausgleich übergemeindlicher Aufgaben

Sechster Teil 
Maßnahmen zur Verbesserung der  

Finanzsituation der Gemeinden und Kreise

§ 11		 Konsolidierungshilfen

§ 12		 Fehlbetragszuweisungen

Siebter Teil 
Zweckzuweisungen

§ 13			Sonderbedarfszuweisungen

§ 14			Zuweisungen für Theater und Orchester

§ 15			Zuweisungen für Straßenbau und weitere 
Infrastrukturlasten

§ 16			Zuweisungen zur Förderung von Frauenhäu-
sern und Frauenberatungsstellen

§ 17			Zuweisungen zur Förderung des Büchereiwe-
sens

§ 18			Zuweisungen zur Förderung von Kindertages-
einrichtungen und Tagespflegestellen

Achter Teil 
Umlagen

§ 19			Kreisumlage

§ 20			Amtsumlage

§ 21			Finanzausgleichsumlage

Neunter Teil 
Leistungen außerhalb der Verbundwirtschaft

§ 22			Kommunaler Investitionsfonds

§ 23			Feuerschutzsteuer

§ 24			Zuweisungen des Landes zur Förderung von 
freiwilligen gemeindlichen Gebietsänderun-
gen

§ 25			Zuweisungen des Landes an die Gemeinden 
zum Ausgleich der Belastungen aus der Neu-
regelung des Familienleistungsausgleichs

§ 26			Zuweisungen des Landes an die Kreise und 
kreisfreien Städte für den Ausbau der Betreu-
ungsangebote für Kinder bis zum vollendeten 
dritten Lebensjahr

§ 27			Zuweisungen des Landes an die Kreise und 
kreisfreien Städte für die Sprachbildung in 
Kindertageseinrichtungen

§ 28			Zuweisungen des Landes an die Kreise und 
kreisfreien Städte für Schulsozialarbeit und 
Hortmittagessen

Zehnter Teil 
Gemeinsame Vorschriften

§ 29			Beirat für den kommunalen Finanzausgleich

§ 30			Ermittlung der Einwohnerzahl

1619/2014

Gesetz 
zur Neuordnung des kommunalen Finanzausgleichs

Vom 10. Dezember 2014
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§ 31			Begriffsbestimmungen und statistische 
Grundlagen

§ 32			Festsetzung und Berichtigung der Schlüssel-
zuweisungen

§ 33			Auszahlung der Schlüsselzuweisungen

Erster Teil 
Grundsätze

§ 1 
Finanzierung kommunaler Aufgaben

(1) Dieses Gesetz regelt den kommunalen Finanz-
ausgleich gemäß Artikel 57 Absatz 1 der Verfas-
sung des Landes Schleswig-Holstein.

(2) Die Gemeinden, Kreise und Ämter tragen die 
Ausgaben oder Aufwendungen und Auszahlungen 
für ihre Aufgaben, soweit nicht durch Gesetz 
etwas anderes bestimmt ist. 

(3) Den Gemeinden, Kreisen und Ämtern stehen 
die Einnahmen oder Erträge und Einzahlungen für 
ihre Aufgaben zu, soweit nicht durch Gesetz etwas 
anderes bestimmt ist.

(4) Die Gemeinden, Kreise und Ämter haben die 
zur ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer Aufgaben 
notwendigen Mittel aus eigenen Einnahmen oder 
Erträgen und Einzahlungen aufzubringen. Darüber 
hinaus erhalten sie Zuweisungen nach diesem 
Gesetz.

(5) Die Absätze 2 bis 4 gelten für die Kreise ent-
sprechend, soweit die Landrätinnen und Landräte 
Aufgaben als allgemeine untere Landesbehörde 
wahrnehmen.

§ 2 
Finanzausgleichsleistungen

(1) Das Land gewährt den Gemeinden und Kreisen 
allgemeine Finanzzuweisungen nach den §§ 5 bis 
12.

(2) Das Land gewährt den Gemeinden, Kreisen, 
Ämtern und Zweckverbänden Zweckzuweisungen 
nach den §§ 13 bis 18.

(3) Die Kreise und Ämter erheben Umlagen nach 
den §§ 19 und 20. Darüber hinaus tragen Gemein-
den mit hoher Steuerkraft durch die Finanzaus-
gleichsumlage nach § 21 zum interkommunalen 
Finanzausgleich bei.

(4) Das Land gewährt den Gemeinden, Kreisen, 
Ämtern und Zweckverbänden Zuweisungen auf-
grund besonderer Gesetze und nach Maßgabe des 
Landeshaushalts.

(5) Das Land leitet Zuweisungen Dritter in dem 
Umfang an die Gemeinden, Kreise und Ämter wei-
ter, der ihrer Beteiligung an der Erfüllung der Auf-
gabe oder an der Belastung mit Ausgaben oder 
Aufwendungen und Auszahlungen entspricht.

Zweiter Teil 
Verbundwirtschaft

§ 3 
Finanzausgleichsmasse

(1) Das Land stellt für die in § 4 bezeichneten Zu-
weisungen jährlich eine Finanzausgleichsmasse in 
Höhe von 17,83 % (Verbundsatz) der Verbund-
grundlagen nach Absatz 2 zur Verfügung. Der Ver-
bundsatz wird angepasst, wenn sich das Belas-
tungsverhältnis zwischen dem Land einerseits und 
den Gemeinden, Kreisen und Ämtern andererseits 
wesentlich verändert. In den Jahren 2015 bis 2018 
wird die Finanzausgleichsmasse für die Konsolidie-
rungshilfen nach § 11 jährlich um 15 Millionen Euro 
erhöht. Zudem wird die Finanzausgleichsmasse um 
11,5 Millionen Euro für die Zuweisungen für Infra-
strukturlasten nach § 15 Absatz 4 erhöht.

(2) Die Verbundgrundlagen umfassen

1.	das dem Land zustehende Aufkommen aus der 
Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer und 
der Umsatzsteuer (Artikel 106 Absatz 3 und Ar-
tikel 107 Absatz 1 des Grundgesetzes) unter 
Berücksichtigung der Zuweisungen des Landes 
nach §§ 25 Absatz 1 und 26 Absatz 1,

2.	das Aufkommen aus der Vermögensteuer, der 
Erbschaftsteuer, der Grunderwerbsteuer, der 
Biersteuer und der Rennwett- und Lotteriesteu-
ern mit Ausnahme der Totalisatorsteuer (Lan-
dessteuern nach Artikel 106 Absatz 2 des 
Grundgesetzes),

3.	den dem Land zustehenden Kompensationsbe-
trag für die Übertragung der Ertragshoheit der 
Kraftfahrzeugsteuer auf den Bund (Artikel 106 b 
des Grundgesetzes),

4.	die Einnahmen des Landes aus den Ergänzungs-
zuweisungen des Bundes (Artikel 107 Absatz 2 
Satz 3 des Grundgesetzes),

5.	die Einnahmen des Landes aus den Zuwei- 
sungen im Länderfinanzausgleich (Artikel 107 
Absatz 2 Satz 1 und 2 des Grundgesetzes).

Hat das Land im Länderfinanzausgleich Zahlungen 
zu leisten, ermäßigen sich die Verbundgrundlagen 
um diesen Betrag.

(3) Die Finanzausgleichsmasse wird für jedes Haus-
haltsjahr nach den Ansätzen im Landeshaushalts-
plan festgesetzt. Eine Änderung der Ansätze durch 
Nachtragshaushaltspläne wird für den Finanzaus-
gleich des laufenden Haushaltsjahres nicht berück-
sichtigt.

(4) Ein Unterschied zwischen den Ansätzen im ur-
sprünglichen Landeshaushaltsplan und den Ist-Ein-
nahmen wird spätestens bei der Finanzausgleichs-
masse des nächsten Haushaltsjahres berücksich-
tigt, das dem Zeitpunkt der Feststellung der 
Ist-Einnahmen folgt. Bei einem Doppelhaushalt er-
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folgt die Berücksichtigung des Unterschiedes spä-
testens bei der Finanzausgleichsmasse des über-
nächsten Haushaltsjahres.

§ 4 
Verwendung der Finanzausgleichsmasse

(1) Die Finanzausgleichsmasse wird, soweit sie 
nicht für Zuweisungen nach Absatz 2 benötigt 
wird, verwendet für
1.	Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden zum 

Ausgleich unterschiedlicher Steuerkraft nach 
den §§ 5 bis 7 sowie eine Finanzzuweisung an 
die Gemeinde Helgoland nach § 8 mit einem 
Anteil von 				       35,11 %,

2.	Schlüsselzuweisungen an die Kreise und kreis-
freien Städte zum Ausgleich unterschiedlicher 
Umlagekraft und sozialer Lasten nach § 9 mit 
einem Anteil von 			      49,33 %,

3.	Schlüsselzuweisungen an die Zentralen Orte 
zum Ausgleich übergemeindlicher Aufgaben 
nach § 10 mit einem Anteil von 	    15,56 %.

Die erste Regelüberprüfung der Aufteilung findet 
vor dem Finanzausgleichsjahr 2016 statt. Sie wird 
auf dem Referenzzeitraum der Jahre 2010 bis 2013 
basieren. Die weiteren Regelüberprüfungen sollen 
spätestens alle vier Jahre stattfinden. Dabei wird 
der entsprechende Referenzzeitraum zugrunde ge-
legt.
(2) Aus der Finanzausgleichsmasse werden jährlich 
bereitgestellt für 
1.	die Konsolidierungshilfen nach § 11
	 60,0 Millionen Euro in den Jahren 2015 bis 

2018,
2.	die Fehlbetragszuweisungen nach § 12
	 30,0 Millionen Euro in den Jahren 2015 bis 

2018 sowie
	 50,0 Millionen Euro ab dem Jahr 2019,
3.	die Sonderbedarfszuweisungen nach § 13
	 5,0 Millionen Euro,
4.	die Zuweisungen für Theater und Orchester 

nach § 14 
	 37,809 Millionen Euro im Jahr 2015,
	 38,376 Millionen Euro im Jahr 2016,
	 38,952 Millionen Euro im Jahr 2017 sowie
	 39,536 Millionen Euro im Jahr 2018,
5.	a)	 die Zuweisungen für Straßenbau nach § 15 

Absätze 1 bis 3
		  24,0 Millionen Euro,
	 b)	 die Zuweisungen für Infrastrukturlasten nach 

§ 15 Absatz 4
		  11,5 Millionen Euro,
6.	die Zuweisungen zur Förderung von Frauenhäu-

sern und Frauenberatungsstellen nach § 16
	 5,353 Millionen Euro,
7.	die Zuweisungen zur Förderung des Bücherei-

wesens nach § 17

	 7,423 Millionen Euro im Jahr 2015,
	 7,534 Millionen Euro im Jahr 2016,
	 7,647 Millionen Euro im Jahr 2017 sowie
	 7,762 Millionen Euro im Jahr 2018,
8.	die Zuweisungen zur Förderung von Kinder- 

tageseinrichtungen und Tagespflegestellen nach 
§ 18 

	 70,0 Millionen Euro
(Vorwegabzüge). Werden für Vorwegabzüge bereit-
gestellte Mittel nicht benötigt, sind sie im Folgejahr 
den Mitteln nach Absatz 1 zuzuführen, sofern im 
Einzelfall nichts Abweichendes bestimmt wird.

Dritter Teil 
Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden

§ 5 
Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden 

zum Ausgleich 
unterschiedlicher Steuerkraft

(1) Jede Gemeinde erhält eine Schlüsselzuweisung 
zum Ausgleich unterschiedlicher Steuerkraft (Ge-
meindeschlüsselzuweisung), wenn ihre Steuer-
kraftmesszahl (§ 7) hinter ihrer Ausgangsmesszahl 
(§ 6) zurückbleibt.
(2) Die Gemeindeschlüsselzuweisung beträgt 70 % 
der Differenz zwischen Ausgangsmesszahl und 
Steuerkraftmesszahl (Schlüsselzahl).
(3) Erreicht die Summe aus Gemeindeschlüsselzu-
weisung und Steuerkraftmesszahl einer Gemeinde 
nicht 80 % der Ausgangsmesszahl, wird die Ge-
meindeschlüsselzuweisung um den Differenzbetrag 
erhöht (Mindestgarantie). Erreicht die Summe aus 
Gemeindeschlüsselzuweisung, Erhöhung auf die 
Mindestgarantie und Steuerkraftmesszahl einer Ge-
meinde nicht 85 % der Ausgangsmesszahl, wird 
die Gemeindeschlüsselzuweisung um 70 % des 
Differenzbetrages erhöht.
(4) Eine Gemeinde, 
1.	 in die eine oder mehrere Gemeinden eingeglie-

dert werden (Eingemeindung),
2.	die durch Zusammenschluss mehrerer Gemein-

den entsteht (Vereinigung) oder
3.	 in die Teile einer aufgeteilten Gemeinde einge-

hen (Auflösung),
erhält in den drei Finanzausgleichsjahren nach der 
Gebietsänderung abweichend von Absatz 1 und 2 
eine Gemeindeschlüsselzuweisung in Höhe der 
Summe der Gemeindeschlüsselzuweisungen, die 
die beteiligten Gemeinden bei getrennter Betrach-
tung auf Basis der Steuerkraftmesszahlen und der 
Einwohnerzahlen (§ 30) im Jahr der Gebietsände-
rung erhalten hätten, sofern dies für die neugebil-
dete Gemeinde im jeweiligen Finanzausgleichsjahr 
günstiger ist. Im Falle einer Auflösung wird die 
Steuerkraftmesszahl der aufgeteilten Gemeinde 
anteilig nach der übergegangenen Einwohnerzahl 
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zum Zeitpunkt der Gebietsänderung berücksichtigt. 
Erfolgt die Gebietsänderung zum 1. Januar eines 
Jahres, gilt die Regelung nach Satz 1 für das 
Finanzausgleichsjahr der Änderung und die beiden 
folgenden Finanzausgleichsjahre.

§ 6 
Ermittlung der Ausgangsmesszahl

(1) Die Ausgangsmesszahl einer Gemeinde wird 
ermittelt, indem die Einwohnerzahl der Gemeinde 
(§ 30) mit dem einheitlichen Grundbetrag (Absatz 2) 
vervielfältigt wird.
(2) Der einheitliche Grundbetrag ist durch das für 
Inneres zuständige Ministerium jährlich so festzu-
setzen, dass der Betrag nach § 4 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 für Gemeindeschlüsselzuweisungen ver-
wendet wird, soweit er nicht für die Finanzzuwei-
sung an die Gemeinde Helgoland (§ 8) benötigt 
wird.

§ 7 
Ermittlung der Steuerkraftmesszahl

(1) Die Steuerkraftmesszahl einer Gemeinde wird 
ermittelt, indem die Steuerkraftzahlen der Grund-
steuern, der Gewerbesteuer, des Gemeindeanteils 
an der Einkommensteuer, des Gemeindeanteils an 
der Umsatzsteuer und der Zuweisung des Landes 
an die Gemeinden nach § 25 zusammengezählt 
werden.
(2) Als Steuerkraftzahlen werden angesetzt
1.	bei der Grundsteuer von den land- und forst-

wirtschaftlichen Betrieben sowie bei der Grund-
steuer von den Grundstücken die Messbeträge, 
multipliziert mit 92 % des gewogenen Durch-
schnitts des Hebesatzes für die Grundsteuer 
von den Grundstücken, der für den kreisangehö-
rigen Bereich im vergangenen Jahr ermittelt 
wurde, mindestens jedoch 260 %,

2.	bei der Gewerbesteuer die Messbeträge, multi-
pliziert mit 92 % des gewogenen Durchschnitts 
des Hebesatzes für die Gewerbesteuer, der für 
den kreisangehörigen Bereich im vergangenen 
Jahr ermittelt wurde, mindestens jedoch 310 %, 
vermindert um den für die Ermittlung der Ge-
werbesteuerumlage maßgeblichen Prozentsatz, 
der im vorvergangenen Jahr Anwendung gefun-
den hat,

3.	bei dem Gemeindeanteil an der Einkommen-
steuer das Ist-Aufkommen im Zeitraum vom 
1. Juli des vorvergangenen Jahres bis zum 
30. Juni des vergangenen Jahres,

4.	bei dem Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 
das Ist-Aufkommen im Zeitraum vom 1. Juli des 
vorvergangenen Jahres bis zum 30. Juni des 
vergangenen Jahres,

5.	bei der Zuweisung des Landes an die Gemein-
den nach § 25 der Zuweisungsbetrag für den 

Zeitraum vom 1. Juli des vorvergangenen Jah-
res bis zum 30. Juni des vergangenen Jahres.

Der Faktor, der sich aus der anteiligen Berücksichti-
gung des gewogenen Durchschnitts des Hebesat-
zes nach Satz 1 Nummer 1 und 2 ergibt, wird auf 
einen vollen Prozentsatz abgerundet.
(3) Als Messbeträge werden die Messbeträge der 
Grundsteuer von den land- und forstwirtschaftli-
chen Betrieben, die Messbeträge der Grundsteuer 
von den Grundstücken und die Messbeträge der 
Gewerbesteuer angesetzt, die sich ergeben, wenn 
das Ist-Aufkommen dieser Steuern im Zeitraum 
vom 1. Juli des vorvergangenen Jahres bis zum 
30. Juni des vergangenen Jahres durch den He-
besatz des vergangenen Jahres für diese Steuern 
geteilt wird.
(4) Lassen sich Messbeträge nach Absatz 3 für 
eine Steuer nicht feststellen, weil eine Gemeinde 
sie nicht erhoben hat, kann das für Inneres zustän-
dige Ministerium die Steuerkraftzahl festsetzen. 
Sie ist für jede Steuer nach dem Landesdurch-
schnitt je Einwohnerin oder Einwohner der kreisan-
gehörigen Gemeinden im vergangenen Finanzaus-
gleichsjahr zu bemessen.
(5) Werden in einer Verbandssatzung oder in einer 
öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nach den §§ 5 
und 18 des Gesetzes über kommunale Zusammen-
arbeit in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 122), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Feb- 
ruar 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 72), Bestimmungen 
über die Aufteilung des Grundsteueraufkommens 
oder des Gewerbesteueraufkommens getroffen, 
können diese bei der Ermittlung der Steuerkraft-
messzahl berücksichtigt werden, wenn sie mindes-
tens für die Dauer von fünf Jahren gelten.

§ 8 
Finanzzuweisung an die Gemeinde Helgoland

Die Gemeinde Helgoland erhält eine allgemeine 
Finanzzuweisung, deren Höhe jährlich vom für 
Inneres zuständigen Ministerium festgesetzt wird. 
Die Zuweisung wird unmittelbar an die Gemeinde 
gezahlt.

Vierter Teil 
Schlüsselzuweisungen 

an die Kreise und kreisfreien Städte
§ 9 

Schlüsselzuweisungen an die Kreise und 
kreisfreien Städte  

zum Ausgleich unterschiedlicher Umlagekraft 
und sozialer Lasten

(1) Jeder Kreis und jede kreisfreie Stadt erhält eine 
Schlüsselzuweisung zum Ausgleich unterschied- 
licher Umlagekraft und sozialer Lasten, wenn die 
Umlagekraftmesszahl nach Absatz 3 vermindert 
um die Soziallastenmesszahl nach Absatz 4 (integ-
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rierte Messzahl) hinter der Ausgangsmesszahl nach 
Absatz 2 zurückbleibt. Die Schlüsselzuweisung 
zum Ausgleich unterschiedlicher Umlagekraft und 
sozialer Lasten beträgt 85 % der Differenz zwi-
schen der Ausgangsmesszahl und der integrierten 
Messzahl (Schlüsselzahl).
(2) Die Ausgangsmesszahl wird ermittelt, indem 
die Einwohnerzahl der Gemeinden des Kreises oder 
der kreisfreien Stadt (§ 30) mit einem einheitlichen 
Grundbetrag vervielfältigt wird. Dieser für die 
Kreise und kreisfreien Städte einheitliche Grundbe-
trag ist durch das für Inneres zuständige Ministe-
rium jährlich so festzusetzen, dass der Betrag nach 
§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 für Schlüsselzu-
weisungen verwendet wird.
(3) Die Umlagekraftmesszahl des Kreises oder der 
kreisfreien Stadt wird ermittelt, indem die Umlage-
grundlagen mit dem gewogenen Durchschnitt der 
Umlagesätze für die Kreisumlage (§ 31 Absatz 3) 
des vorvergangenen Jahres vervielfältigt werden. 
Die Umlagegrundlagen des Kreises ergeben sich 
aus der Summe der für die kreisangehörigen Ge-
meinden ermittelten Steuerkraftmesszahlen (§ 7) 
zuzüglich ihrer Gemeindeschlüsselzuweisungen 
(§ 5) und abzüglich ihrer Zahlungen in die Finanz-
ausgleichsumlage (§ 21). Die Umlagegrundlagen 
der kreisfreien Stadt ergeben sich aus ihrer Steuer-
kraftmesszahl zuzüglich ihrer Gemeindeschlüssel-
zuweisung und abzüglich ihrer Zahlungen in die 
Finanzausgleichsumlage.
(4) Die Soziallastenmesszahl des Kreises oder der 
kreisfreien Stadt wird ermittelt, indem die Anzahl 
der Personen, die im Durchschnitt des vorvergan-
genen Jahres im Gebiet des Kreises oder der kreis-
freien Stadt in Bedarfsgemeinschaften nach dem 
zweiten Buch des Sozialgesetzbuches lebten (§ 31 
Absatz 4), mit 3.411 Euro vervielfältigt wird.

Fünfter Teil 
Schlüsselzuweisungen an die Zentralen Orte

§ 10 
Schlüsselzuweisungen an die Zentralen Orte 
zum Ausgleich übergemeindlicher Aufgaben

(1) Zentrale Orte erhalten Schlüsselzuweisungen 
für die Wahrnehmung von Aufgaben für die Ein-
wohnerinnen und Einwohner ihres Verflechtungs-
bereichs. Übergemeindliche Aufgaben sind in den 
Zentralen Orten zu erfüllen.
(2) Zentrale Orte im Sinne dieses Gesetzes sind die 
Gemeinden, die durch die Verordnung nach § 24 
Absatz 3 des Landesplanungsgesetzes vom 27. Ja-
nuar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 8) als Zentrale Orte 
und Stadtrandkerne, soweit letztere nicht Ortsteil 
eines Zentralen Ortes sind, festgelegt sind. Maßge-
bend für die Zahlung der Zuweisungen an die Zent-
ralen Orte sind die Verhältnisse am 1. Januar des 
Finanzausgleichsjahres.

(3) Von den nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
bereitgestellten Mitteln werden verwendet für 
Zuweisungen an 
1.	die Oberzentren			   56,3 %,
2.	die anderen Zentralen Orte		  43,7 %.
(4) Die Mittel nach Absatz 3 Nummer 1 werden 
auf die Oberzentren im Verhältnis ihrer Einwohner-
zahlen (§ 30 Absatz 1) aufgeteilt.
(5) Die Mittel nach Absatz 3 Nummer 2 werden so 
auf die anderen Zentralen Orte verteilt, dass die 
Zuweisung für 
1.	ein Mittelzentrum im Verdichtungs-
	 raum und ein Unterzentrum mit
	 Teilfunktionen eines Mittelzentrums	     60,0 %,
2.	ein Unterzentrum und einen Stadt-
	 randkern I. Ordnung mit Teilfunk-
	 tionen eines Mittelzentrums		      30,0 %,
3.	einen ländlichen Zentralort und
	 einen Stadtrandkern I. Ordnung	      15,0 %,
4.	einen Stadtrandkern II. Ordnung	 7,5 %
der Zuweisung für ein Mittelzentrum beträgt, das 
nicht im Verdichtungsraum liegt.
(6) Sind Gemeinden nach der Verordnung nach 
§ 24 Absatz 3 des Landesplanungsgesetzes vom 
27. Januar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 8) gemein-
sam als Zentraler Ort oder Stadtrandkern einge-
stuft, wird die Zuweisung auf die Gemeinden auf-
geteilt. Gehören die Gemeinden einem Kreis an und 
unterliegen der Kommunalaufsicht der Landrätin 
oder des Landrats, entscheidet diese oder dieser 
über die Aufteilung der Zuweisung. In allen ande-
ren Fällen entscheidet das für Inneres zuständige 
Ministerium.
(7) Gemeinsame Zentrale Orte oder Stadtrandker- 
ne nach Absatz 6 erhalten nach erfolgter gemein-
samer Einstufung in den drei folgenden Finanzaus-
gleichsjahren eine Zuweisung mindestens in Höhe 
des Betrages, die den beteiligten Gemeinden ohne 
gemeinsame Einstufung zugestanden hätte. Ab- 
satz 6 gilt entsprechend.
(8) Zentrale Orte und Stadtrandkerne nach Ab- 
satz 2 oder 6 erhalten nach erfolgter Abstufung in 
den drei folgenden Finanzausgleichsjahren eine Zu-
weisung mindestens in Höhe des Betrages, die der 
Gemeinde oder den beteiligten Gemeinden ohne 
Abstufung zugestanden hätte. Dies gilt entspre-
chend
1.	 für den Wegfall von Einstufungen,
2.	bei einer Eingliederung einer Gemeinde in eine 

andere Gemeinde (Eingemeindung),
3.	bei einem Zusammenschluss einer oder mehre-

rer Gemeinden zu einer neuen Gemeinde (Verei-
nigung).

In den Fällen von Nummer 2 und 3 erhält der jewei-
lige Rechtsnachfolger die Zuweisung.
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Sechster Teil 
Maßnahmen zur Verbesserung der Finanzsituation 

der Gemeinden und Kreise

§ 11 
Konsolidierungshilfen

(1) Gemeinden und Kreise, die ihren Haushalt nicht 
durch eigene Mittel und durch allgemeine Finanzzu-
weisungen nach diesem Gesetz ausgleichen kön-
nen, können in den Jahren 2012 bis 2018 aus den 
nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bereitgestell-
ten Mitteln Konsolidierungshilfen erhalten, wenn

1.	ein bis zum 31. Dezember 2009 aufgelaufener 
Fehlbetrag im Einzelfall mindestens 5,0 Millio-
nen Euro beträgt,

2.	die Gemeinde oder der Kreis im Zeitraum von 
2002 bis 2009 mindestens fünf Jahre mit 
einem Fehlbetrag abgeschlossen hat und

3.	die Gemeinde oder der Kreis im Jahr 2012 Fehl-
betragszuweisungen nach § 16 b des Finanz-
ausgleichsgesetzes in der bis zum 31. Dezem-
ber 2014 geltenden Fassung erhalten hat.

Mit der Gewährung der Konsolidierungshilfen sol-
len die bisher aufgelaufenen sowie die künftig 
noch entstehenden Fehlbeträge bis zum Jahr 2018 
zurückgeführt werden.

(2) Als Voraussetzung für die Gewährung von Kon-
solidierungshilfen sind in einem Konsolidierungs-
konzept die bisher durchgeführten und künftig 
geplanten Maßnahmen der Haushaltskonsolidie-
rung mit ihren finanziellen Auswirkungen darzustel-
len. Die Konsolidierungsmaßnahmen der Gemeinde 
oder des Kreises müssen in einem angemessenen 
Verhältnis zu den für das Jahr 2011 gewährten 
Konsolidierungshilfen stehen. Dabei sind struktu-
relle Besonderheiten im Einzelfall zu berücksichti-
gen.

(3) Konsolidierungshilfen können gewährt werden, 
wenn diese im Jahr 2012 beantragt wurden und

1.	das Konsolidierungskonzept nach Absatz 2 im 
Einzelfall die Anforderungen nach Absatz 2 
Satz 2 und 3 erfüllt,

2.	auf der Grundlage dieses Konsolidierungskon-
zepts die notwendigen Konsolidierungsmaßnah-
men zwischen der Gemeinde oder dem Kreis 
und dem für Inneres zuständigen Ministerium 
nach Beteiligung des für Finanzen zuständigen 
Ministeriums und der Landrätin oder des Land-
rats, soweit die Gemeinde ihrer oder seiner Auf-
sicht untersteht, sowie nach Anhörung der Lan-
desverbände der Gemeinden und Kreise einver-
nehmlich abgestimmt und in einem öffent- 
lich-rechtlichen Vertrag verbindlich festgelegt 
worden sind und

3.	die Gemeindevertretung oder der Kreistag dem 
Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrages 
nach Nummer 2 innerhalb von zwei Monaten 

nach Abschluss der Abstimmungsgespräche zu-
gestimmt hat.

Vor Beschlussfassung durch die Gemeindevertre-
tung oder den Kreistag sind die öffentlich-recht- 
lichen Verträge nach Satz 1 Nummer 2 dem Innen- 
und Rechtsausschuss sowie dem Finanzausschuss 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages zur Kennt-
nis vorzulegen. Konsolidierungshilfen werden nur 
gewährt, sofern die Gemeinde oder der Kreis im 
selben Jahr Fehlbetragszuweisungen nach § 12 für 
den bis zum Ende des vergangenen Jahres aufge-
laufenen Fehlbetrag erhält.

(4) Die nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 jähr-
lich bereitgestellten Mittel werden jeweils zur 
Hälfte auf die Gruppe der kreisfreien Städte sowie 
auf die Gruppe der kreisangehörigen Gemeinden 
und Kreise aufgeteilt. Innerhalb der jeweiligen 
Gruppe werden die Mittel an die Gemeinden und 
Kreise, die die Voraussetzungen nach den Absät- 
zen 1 bis 3 erfüllen, im Verhältnis ihrer aufgelaufe-
nen Fehlbeträge aufgeteilt. Werden die Mittel nach 
Satz 1 für eine Gruppe nicht vollständig benötigt, 
sind die nicht benötigten Mittel zugunsten der an-
deren Gruppe zu verwenden. Konsolidierungshilfen 
werden unter Berücksichtigung gewährter Fehlbe-
tragszuweisungen nach § 12 bis zur Höhe des ins-
gesamt aufgelaufenen Fehlbetrages gewährt.

(5) Bei Gemeinden und Kreisen, die ihre Haushalts-
wirtschaft nach den Grundsätzen der doppelten 
Buchführung führen, treten anstelle der aufgelaufe-
nen Fehlbeträge die nach der Ergebnisrechnung 
entstandenen Jahresfehlbeträge. Soweit die Ge-
meinde oder der Kreis bereits vor dem vorvergan-
genen Jahr die Haushaltswirtschaft nach den 
Grundsätzen der doppelten Buchführung geführt 
hat, werden die entsprechenden Jahresfehlbeträge 
hinzugerechnet. Ferner wird der aufgelaufene Fehl-
betrag vor Umstellung auf die doppelte Buchfüh-
rung dem Jahresfehlbetrag hinzugerechnet. Haben 
sich in den Jahren, in denen die Gemeinde oder der 
Kreis ihre oder seine Haushaltswirtschaft nach den 
Grundsätzen der doppelten Buchführung geführt 
hat, Überschüsse ergeben, vermindern diese be-
reits in Vorjahren aufgelaufene Fehlbeträge oder 
Jahresfehlbeträge.

(6) Über die Bewilligung der Konsolidierungshilfen 
im Einzelnen entscheidet das für Inneres zustän-
dige Ministerium. Sofern einzelne Konsolidierungs-
maßnahmen, die in dem nach Absatz 3 Satz 1 
Nummer 3 beschlossenen Konsolidierungskonzept 
enthalten sind, nicht umgesetzt wurden, entschei-
det das für Inneres zuständige Ministerium nach 
Beteiligung des für Finanzen zuständigen Ministeri-
ums und Anhörung der Landesverbände der Ge-
meinden und Kreise über die Gewährung der Zu-
weisung.
(7) Soweit die Höhe der Konsolidierungshilfe im 
Einzelfall noch nicht endgültig feststeht, können 
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Abschlagszahlungen gewährt werden. Gewährte 
Abschlagszahlungen sind zurückzuzahlen, soweit 
sie die endgültig feststehende Konsolidierungshilfe 
überschreiten oder ein öffentlich-rechtlicher Ver-
trag nach Absatz 3 nicht geschlossen wird. Die 
Rückzahlungen können mit den Ansprüchen nach 
§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 verrechnet 
werden.
(8) Das für Inneres zuständige Ministerium berich-
tet dem Innen- und Rechtsausschuss des Schles-
wig-Holsteinischen Landtages regelmäßig über 
die Finanzentwicklung der Gemeinden und Kreise, 
mit denen ein öffentlich-rechtlicher Vertrag nach 
Absatz 3 geschlossen wurde.

§ 12 
Fehlbetragszuweisungen

(1) Gemeinden und Kreise, die ihren Haushalt nicht 
durch eigene Mittel und durch allgemeine Finanzzu-
weisungen nach diesem Gesetz ausgleichen kön-
nen, können Fehlbetragszuweisungen zum Aus-
gleich von unvermeidlichen Fehlbeträgen oder Jah-
resfehlbeträgen der abgelaufenen Haushaltsjahre 
erhalten. In Ausnahmefällen können Fehlbetragszu-
weisungen zum Ausgleich eines voraussichtlichen 
unvermeidlichen Fehlbetrages oder Jahresfehlbe-
trages des laufenden Haushaltsjahres gewährt wer-
den.
(2) Bei der Feststellung des unvermeidlichen Fehl-
betrages oder Jahresfehlbetrages müssen diejeni-
gen Beträge außer Ansatz bleiben, die durch Aus-
gaben oder Aufwendungen entstanden sind, die 
nicht als unbedingt notwendig anerkannt werden 
können, oder die durch eigene Einnahmen oder Er-
träge abgedeckt werden können, wenn alle Ein-
nahme- oder Ertragsquellen in zumutbarem Umfang 
ausgeschöpft werden. Davon abweichend werden 
bei den Kreisen und Städten, die der Kommunal-
aufsicht des für Inneres zuständigen Ministeriums 
unterstehen, jeweils zwei Drittel der bis zum Ende 
des Jahres 2014 aufgelaufenen Fehlbeträge oder 
Jahresfehlbeträge sowie der ab 2015 entstehen-
den neuen Fehlbeträge oder Jahresfehlbeträge als 
unvermeidlich anerkannt.
(3) Gemeinden und Kreisen können Fehlbetragszu-
weisungen aus den nach § 4 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 bereitgestellten Mitteln gewährt wer-
den, wenn der in dem Haushaltsjahr entstandene 
oder voraussichtlich entstehende unvermeidliche 
Fehlbetrag oder Jahresfehlbetrag mindestens 
80.000 Euro beträgt. Über die Bewilligung der 
Fehlbetragszuweisungen entscheidet das für Inne-
res zuständige Ministerium. Vor der Entscheidung 
sollen die Landesverbände der Gemeinden und 
Kreise gehört werden.
(4) Kreisangehörigen Gemeinden, die der Kommu-
nalaufsicht der Landrätin oder des Landrats unter-
stehen, können aus eigenen Mitteln des Kreises 
Fehlbetragszuweisungen gewährt werden, wenn 

der in dem Haushaltsjahr entstandene oder voraus-
sichtlich entstehende unvermeidliche Fehlbetrag 
oder Jahresfehlbetrag weniger als 80.000 Euro be-
trägt. Über die Bewilligung der Fehlbetragszuwei-
sungen entscheidet der jeweilige Kreis. Zur Finan-
zierung der Fehlbetragszuweisungen nach Satz 1 
stellt jeder Kreis einen Betrag in Höhe von mindes-
tens 0,5 % seiner Einnahmen oder Erträge aus den 
Schlüsselzuweisungen an die Kreise und kreisfreien 
Städte zum Ausgleich unterschiedlicher Umlage-
kraft und sozialer Lasten (§ 9 Absatz 1) und der 
Kreisumlage (§ 19 Absatz 2) bereit. Der Kreis kann 
von einer Mittelbereitstellung absehen, wenn im je-
weiligen Vorjahr kein Antrag auf Fehlbetragszuwei-
sungen gestellt wurde oder wenn eine Prüfung der 
gestellten Anträge durch das Gemeindeprüfungs-
amt zu dem Ergebnis geführt hat, dass kein unver-
meidlicher Fehlbetrag oder Jahresfehlbetrag vor-
liegt.
(5) Die nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 jähr-
lich bereitgestellten Mittel werden in den Jahren 
2015 bis 2018 jeweils zur Hälfte auf die Gruppe 
der Gemeinden und Kreise, die die Voraussetzun-
gen nach § 11 Absatz 1 Satz 1 erfüllen, sowie auf 
die Gruppe der Gemeinden und Kreise, die die Vor-
aussetzungen nach § 11 Absatz 1 Satz 1 nicht er-
füllen, aufgeteilt. Werden die Mittel nach Satz 1 für 
eine Gruppe nicht vollständig benötigt, sind die 
nicht benötigten Mittel zugunsten der anderen 
Gruppe zu verwenden.
(6) Innerhalb der Gruppe der Gemeinden und 
Kreise, die die Voraussetzungen nach § 11 Absatz 
1 Satz 1 erfüllen, werden in den Jahren 2015 bis 
2018 die nach Absatz 5 bereitgestellten Mittel je-
weils zur Hälfte auf die Gruppe der kreisfreien 
Städte sowie auf die Gruppe der kreisangehörigen 
Gemeinden und Kreise aufgeteilt. Werden die Mit-
tel nach Satz 1 für eine Gruppe nicht vollständig 
benötigt, sind die nicht benötigten Mittel zuguns-
ten der anderen Gruppe zu verwenden.

Siebter Teil 
Zweckzuweisungen

§ 13 
Sonderbedarfszuweisungen

(1) Gemeinden, Kreise, Ämter und Zweckverbände, 
die sich in einer außergewöhnlichen Lage befinden 
oder besondere Aufgaben zu erfüllen haben, kön-
nen aus den nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 
bereitgestellten Mitteln Sonderbedarfszuweisungen 
erhalten, soweit diese Mittel nicht für Berichtigun-
gen nach § 32 Absatz 2 in Anspruch genommen 
werden. Für Sonderbedarfszuweisungen nicht be-
nötigte Mittel sind für Fehlbetragszuweisungen 
nach § 12 zu verwenden.
(2) Gemeinden, Kreisen, Ämtern und Zweckver-
bänden können Sonderbedarfszuweisungen aus 
den in Absatz 1 Satz 1 genannten Mitteln gewährt 
werden, wenn die Höhe im Einzelfall mindestens 
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80.000 Euro beträgt. Sonderbedarfszuweisungen 
sollen vorrangig an kreisangehörige Gemeinden, 
die im vergangenen Jahr Konsolidierungshilfen 
nach § 11 oder Fehlbetragszuweisungen nach § 12 
erhalten haben, gewährt werden. Über die Bewilli-
gung der Sonderbedarfszuweisungen im Einzelnen 
entscheidet das für Inneres zuständige Ministe-
rium. 
(3) Kreisangehörigen Gemeinden, Ämtern und 
Zweckverbänden können aus eigenen Mitteln des 
Kreises Sonderbedarfszuweisungen gewährt wer-
den. Über die Bewilligung der Sonderbedarfszuwei-
sungen entscheidet der jeweilige Kreis.
(4) Abweichend von Absatz 2 können von den in 
Absatz 1 Satz 1 genannten Mitteln bis zu 0,5 Milli-
onen Euro für Sonderbedarfszuweisungen an Ge-
meinden, Kreise, Ämter und Zweckverbände für 
Projekte zur modellhaften Erprobung neuer Formen 
der Verwaltungsorganisation nach Anhörung der 
Landesverbände der Gemeinden und Kreise ge-
währt werden. Dabei kann der Mindestbetrag von 
80.000 Euro unterschritten werden.
(5) Sonderbedarfszuweisungen sind auszuzahlen, 
sobald der Zuwendungsempfänger Zahlungen für 
den geförderten Zweck zu leisten hat.

§ 14 
Zuweisungen für Theater und Orchester

(1) Die Landeshauptstadt Kiel, die Hansestadt Lü-
beck und die Gemeinden und Kreise, die an der 
Schleswig-Holsteinischen Landestheater und Sinfo-
nieorchester GmbH beteiligt sind, erhalten aus den 
nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 bereitgestell-
ten Mitteln Zuweisungen zu den Betriebskosten 
oder zu den Finanzierungsanteilen an den Betriebs-
kosten der Theater und Orchester.
(2) Über die Bewilligung der Zuweisungen entschei-
det das für Kultur zuständige Ministerium.

§ 15 
Zuweisungen für Straßenbau und 

weitere Infrastrukturlasten
(1) Von den nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 a 
bereitgestellten Mitteln erhalten die kreisange- 
hörigen Gemeinden als Träger der Straßenbaulast 
für Gemeindestraßen Zuweisungen in Höhe von 
3,6 Millionen Euro für die Unterhaltung und In-
standsetzung sowie den Um- und Ausbau von Ge-
meindestraßen. Die Zuweisungen fließen den Krei-
sen schlüsselmäßig zu. Den Verteilungsschlüssel 
bestimmt das für Verkehr zuständige Ministerium. 
Die Landesverbände der Gemeinden und Kreise 
sind vorher zu hören. Die Verwendung der Zuwei-
sungen kann auf die Unterhaltung und Instandset-
zung sowie den Um- und Ausbau von Gemeinde-
verbindungsstraßen beschränkt werden. Die Kreise 
entscheiden über die Verteilung der Zuweisungen 
an die Gemeinden.

(2) Von den nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 a 
bereitgestellten Mitteln erhalten ferner 
1.	die Kreise und kreisfreien Städte als Träger der 

Straßenbaulast für Kreisstraßen
	 3.400 Euro,
2.	die Gemeinden als Träger der Straßenbaulast 

für Ortsdurchfahrten im Zuge von Bundes-, 
Landes- und Kreisstraßen

	 4.900 Euro
für die Unterhaltung und Instandsetzung je Kilome-
ter dieser Straßen oder Ortsdurchfahrten. Falls die 
Mittel von den Trägern der Straßenbaulast nicht in 
vollem Umfang für Unterhaltungs- und Instandset-
zungsmaßnahmen in Anspruch genommen wer-
den, können sie für den Bau und Ausbau des unter 
den Nummern 1 und 2 genannten Straßennetzes 
verwandt werden.
(3) Die verbleibenden Mittel nach § 4 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 5 a werden verwendet für 
1.	den Bau und Ausbau der in Absatz 2 genannten 

Straßen, 
2.	Deckenbaumaßnahmen der in Absatz 2 genann-

ten Straßen, 
3.	den Bau und Ausbau von Gemeindestraßen, so-

weit sie nach § 2 Nummer 1 des Gemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetzes Schleswig-Hol-
stein vom 15. Dezember 2006 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 358) gefördert werden, sowie von anderen 
verkehrswichtigen kommunalen Straßenbau-
maßnahmen,

4.	Maßnahmen des ruhenden Verkehrs, soweit 
sie nach § 2 Nummer 3 und 4 des Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetzes Schleswig-Hol-
stein vom 15. Dezember 2006 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 358) gefördert werden, sowie

5.	Kreuzungsmaßnahmen nach dem Eisenbahn-
kreuzungsgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 21. März 1971 (BGBl. I S. 337), zu-
letzt geändert durch Artikel 281 der Verordnung 
vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407), so-
weit Gemeinden und Kreise als Baulastträger 
der kreuzenden Straße Kostenanteile zu tragen 
haben.

Die Mittel werden den Trägern der Straßenbaulast 
auf Antrag bis zur Höhe von 85 % ihrer tatsäch- 
lichen Aufwendungen gewährt; andere Zuweisun-
gen aus öffentlichen Haushalten, die nicht in die-
sem Gesetz geregelt sind, sind auf die Höchst-
grenze anzurechnen. Über die Höhe der Zuweisun-
gen entscheidet das für Verkehr zuständige 
Ministerium.
(4) Von den nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 b) 
bereitgestellten Mitteln erhalten die Kreise und 
kreisfreien Städte Zuweisungen für Maßnahmen in 
den Bereichen Straßenerhaltung, ÖPNV einschließ-
lich Barrierefreiheit und Breitbandförderung in Ab-
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stimmung mit der Breitbandförderung des Landes. 
Die Aufteilung der Mittel erfolgt nach der Länge 
des jeweiligen Kreisstraßennetzes im jeweils vor-
vergangenen Jahr als Grundlage der Berechnung 
der Zuweisungen nach Absatz 2.

§ 16 
Zuweisungen zur Förderung von Frauenhäusern 

und Frauenberatungsstellen

(1) Die Kreise und kreisfreien Städte erhalten aus 
den nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 bereitge-
stellten Mitteln Zuweisungen zur Förderung

1.	von Personal-, Sach- und Mietkosten von 
Frauenhäusern,

2.	der regionalen Koordination des Kooperations- 
und Interventionskonzeptes bei häuslicher Ge-
walt sowie

3.	von Frauenberatungsstellen.

(2) Statt der Mietkosten nach Absatz 1 Nummer 1 
können für Kredite zur Finanzierung von Gebäuden 
für Frauenhäuser die tatsächlich gezahlten Zinsen 
und Tilgungen in vergleichbarer Höhe berücksich-
tigt werden.

(3) Zwischen dem Land und den jeweiligen Kreisen 
und kreisfreien Städten kann in Vereinbarungen 
geregelt werden, dass das Land die Zuweisungen 
nach Absatz 1 mit Wirkung für die Kommunen 
leistet und ihre Verwendung prüft.

(4) Über die Bewilligung der Zuweisungen entschei-
det das für Soziales zuständige Ministerium.

§ 17 
Zuweisungen zur Förderung des 

Büchereiwesens

(1) Die Gemeinden, Kreise und Ämter, die Mitglie-
der des Büchereivereins Schleswig-Holstein sind, 
erhalten aus den nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 7 bereitgestellten Mitteln Zuweisungen zur 
Förderung des Büchereiwesens.

(2) Über die Bewilligung der Zuweisungen entschei-
det das für Kultur zuständige Ministerium.

§ 18 
Zuweisungen zur Förderung von 
Kindertageseinrichtungen und 

Tagespflegestellen

(1) Die Kreise und kreisfreien Städte erhalten aus 
den nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 bereitge-
stellten Mitteln Zuweisungen zur Betreuung und 
Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen 
nach § 25 Absatz 1 des Kindertagesstättengeset-
zes vom 12. Dezember 1991 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 651), zuletzt geändert durch Artikel 2 Num- 
mer 13 des Gesetzes vom 12. November 2014 
(GVOBl. Schl.-H. S. 328), und in Tagespflegestel-
len nach § 30 des Kindertagesstättengesetzes.

(2) Über die Bewilligung der Zuweisungen entschei-
det das für Soziales zuständige Ministerium. Bei 

der Verteilung an die einzelnen Kreise und kreis-
freien Städte berücksichtigt es insbesondere die 
Zahl der betreuten Kinder vom vollendeten dritten 
Lebensjahr in Kindertageseinrichtungen und öffent-
lich geförderter Kindertagespflege, die Dauer der 
Betreuung sowie den Anteil der Kinder aus über-
wiegend nicht deutsch sprechenden Familien im 
vergangenen Jahr.

(3) Die Kreise und kreisfreien Städte können den 
Anteil der Zuweisung für die Betreuung von Schul-
kindern sowohl an Träger von Kindertageseinrich-
tungen (Horte) als auch an Träger von Betreuungs-
angeboten an Schulen mit Primarstufe und von 
offenen Ganztagsschulen weiterleiten.

Achter Teil 
Umlagen

§ 19 
Kreisumlage

(1) Soweit die sonstigen Einnahmen oder Erträge 
und Einzahlungen eines Kreises seinen Bedarf nicht 
decken, ist eine Umlage von den kreisangehörigen 
Gemeinden und gemeindefreien Gutsbezirken zu 
erheben (Kreisumlage).

(2) Die Kreisumlage wird für jedes Haushaltsjahr in 
einem Prozentsatz (Umlagesatz) der Umlagegrund-
lagen bemessen. Umlagegrundlagen sind die für 
die kreisangehörigen Gemeinden ermittelten Steu-
erkraftmesszahlen (§ 7) zuzüglich ihrer Gemeinde-
schlüsselzuweisungen (§ 5) und abzüglich ihrer 
Zahlungen in die Finanzausgleichsumlage (§ 21).

(3) Die Kreise haben vor jeder Entscheidung über 
eine Veränderung des Umlagesatzes die dem jewei-
ligen Kreis angehörenden Gemeinden und gemein-
defreien Gutsbezirke anzuhören. Der Kreis legt in 
der Anhörung seine Maßnahmen zur Vermeidung 
der Erhöhung dar.

(4) Erfolgt die Beschlussfassung über die Festset-
zung oder Änderung des Umlagesatzes nach dem 
30. Juni eines Jahres, darf der Umlagesatz den 
bisherigen Umlagesatz nicht übersteigen. Ist die 
Haushaltssatzung bei Beginn des Haushaltsjahres 
noch nicht bekannt gemacht, darf der Kreis Kreis-
umlage nach dem Umlagesatz des Vorjahres erhe-
ben.

(5) Der Kreis kann die finanziellen Folgen von Ver-
einbarungen zwischen dem Kreis und einer oder 
mehrerer Gemeinden, durch die von der allgemei-
nen Verteilung der Aufgaben zwischen dem Kreis 
und den Gemeinden abgewichen wird, bei der 
Kreisumlage der betroffenen Gemeinde oder Ge-
meinden berücksichtigen. Dies gilt für Vereinbarun-
gen mit Ämtern hinsichtlich der Kreisumlage der 
amtsangehörigen Gemeinden entsprechend.

(6) Die Kreisumlage ist monatlich zu zahlen. Für 
rückständige Beträge können Verzugszinsen erho-
ben werden.
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§ 20 
Amtsumlage

Soweit Ämter eine Amtsumlage nach den Vor-
schriften des Finanzausgleichsgesetzes erheben 
(§ 21 Absatz 2 Satz 1 Amtsordnung), gelten § 19 
Absatz 2 und 5 entsprechend.

§ 21 
Finanzausgleichsumlage

(1) Übersteigt die Steuerkraftmesszahl einer Ge-
meinde (§ 7) ihre Ausgangsmesszahl (§ 6) um 
weniger als 20 %, wird von der Gemeinde eine 
Finanzausgleichsumlage in Höhe von 30 % des 
übersteigenden Betrages erhoben. Übersteigt die 
Steuerkraftmesszahl einer Gemeinde ihre Aus-
gangsmesszahl um 20 % und mehr, wird von der 
Gemeinde eine Finanzausgleichsumlage bis zur 
Grenze des Satzes 1 in Höhe von 30 % und darü-
ber hinaus in Höhe von 50 % des übersteigenden 
Betrages erhoben. Die Finanzausgleichsumlage 
fließt

1.	zu 50 % den nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 zu verteilenden Mitteln und 

2.	zu 50 % dem Kreis zu, von dessen Gemeinde 
die Umlage aufgebracht wird.

(2) Die Finanzausgleichsumlage ist von der kreisan-
gehörigen Gemeinde zusammen mit der Kreisum-
lage (§ 19) an den Kreis zu zahlen. Dieser ist ver-
pflichtet, den Anteil der Finanzausgleichsumlage 
nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 unverzüglich an 
das Land weiterzuleiten. Dieser Anteil der Finanz-
ausgleichsumlage kann mit der Zahlung der Schlüs-
selzuweisungen an den Kreis (§ 33 Absatz 1) ver-
rechnet werden.

(3) § 32 Absatz 1 und § 33 Absatz 1 und 2 gelten 
entsprechend.

Neunter Teil 
Leistungen außerhalb der Verbundwirtschaft

§ 22 
Kommunaler Investitionsfonds

(1) Der bei der Investitionsbank Schleswig-Holstein 
gebildete Fonds zur Vergabe von Darlehen und Zu-
schüssen für kommunale Infrastrukturinvestitionen 
(Kommunaler Investitionsfonds) ist ein rechtlich 
unselbständiges, zweckgebundenes Sondervermö-
gen des Landes nach § 26 Absatz 2 der Landes-
haushaltsordnung. Es wird von der Investitions-
bank Schleswig-Holstein im Auftrage des für Inne-
res zuständigen Ministeriums treuhänderisch 
verwaltet.

(2) Für die Herrichtung und Erweiterung der Lan-
desfeuerwehrschule einschließlich der Einrich-
tungskosten sind aus dem Vermögen des Kommu-
nalen Investitionsfonds nach Absatz 1 Mittel in 
Höhe von 8,997 Millionen Euro in Anspruch ge-
nommen worden. Das Land führt diese Mittel seit 
2003 in Höhe von jährlich 0,4 Millionen Euro aus 

dem Aufkommen aus der Feuerschutzsteuer dem 
Vermögen des Kommunalen Investitionsfonds wie-
der zu.

(3) Aus dem Vermögen des Kommunalen Investi- 
tionsfonds werden jährlich zum 1. April 1,0 Millio-
nen Euro entnommen und zweckgebunden zur Fi-
nanzierung von Maßnahmen gemeinde- und kreis-
übergreifender Zusammenarbeit im Bereich der In-
formations- und Kommunikationstechnik 
einschließlich der Grundlagen- und Entwicklungsar-
beit verwendet. Über die Mittelverwendung ent-
scheiden die Landesverbände der Gemeinden und 
Kreise in Abstimmung mit der Ministerpräsidentin 
oder dem Ministerpräsidenten. Die Beträge werden 
im Einzelplan 14 des Landeshaushalts vereinnahmt 
und bereitgestellt. Nicht benötigte Mittel werden 
dem Vermögen des Kommunalen Investitionsfonds 
wieder zugeführt.

(4) Von dem Vermögen des Kommunalen Investi- 
tionsfonds nach Absatz 1 werden im Benehmen 
mit den Landesverbänden der Gemeinden und 
Kreise bis zu 6,3 Millionen Euro entnommen und 
zweckgebunden zur Finanzierung des Umbaus und 
der Sanierung der Spielstätte der Schleswig-Hol-
steinischen Landestheater und Sinfonieorchester 
GmbH in Schleswig-Hesterberg verwendet.

(5) Von dem Vermögen des Kommunalen Investiti-
onsfonds nach Absatz 1 werden im Benehmen mit 
den Landesverbänden der Gemeinden und Kreise 
bis zu 250.000 Euro entnommen und zweckgebun-
den zur Finanzierung von investiven, insbesondere 
energetischen Maßnahmen an der Verwaltungs- 
akademie in Bordesholm verwendet.

(6) Die Investitionsbank Schleswig-Holstein ist er-
mächtigt, für den Kommunalen Investitionsfonds 
Kapitalmarktmittel aufzunehmen. Die Schulden des 
Fonds dürfen sein Nettovermögen nicht überschrei-
ten.

(7) Die Gemeinden, Kreise, Ämter, Zweckverbände 
sowie Wasser- und Bodenverbände, soweit sie 
kommunale Aufgaben wahrnehmen, erhalten aus 
dem Kommunalen Investitionsfonds Darlehen und 
Zuschüsse für kommunale Infrastrukturmaßnah-
men. Von der Förderung ausgeschlossen sind Fi-
nanzierungen von Krankenhäusern, sonstigen kom-
munalen Einrichtungen des Gesundheitswesens, 
des Pflegedienstes und des öffentlichen Personen-
nahverkehrs sowie Kraftwerksanlagen zur Energie- 
und Wärmeversorgung.
(8) Zuschüsse können im Benehmen mit den Lan-
desverbänden der Gemeinden und Kreise für fest-
zulegende Förderschwerpunkte über ein gesonder-
tes Programm vergeben werden. Die Höhe der zur 
Verfügung gestellten Zuschüsse ist begrenzt auf 
den Zuwachs des Nettovermögens des Fonds.
(9) Über den Kommunalen Investitionsfonds ver-
fügt das für Inneres zuständige Ministerium.
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(10) Die Zins- und Tilgungsleistungen für die Dar- 
lehen fließen dem Kommunalen Investitionsfonds 
wieder zu.
(11) Bei einer Auflösung des Kommunalen Investi- 
tionsfonds wird das verbleibende Vermögen den 
nach § 4 Absatz 1 zu verteilenden Beträgen zu- 
geführt.

§ 23 
Feuerschutzsteuer

(1) Das Aufkommen der Feuerschutzsteuer fließt, 
soweit es nicht für Zwecke des Absatzes 2 benö-
tigt wird, den Kreisen und kreisfreien Städten zur 
Förderung des abwehrenden Brandschutzes und 
der technischen Hilfe zu. Die Aufteilung des Auf-
kommens erfolgt nach einem vom für Inneres zu-
ständigen Ministerium nach Anhörung des Brand-
schutzbeirates festzusetzenden Schlüssel.
(2) Aus dem Aufkommen der Feuerschutzsteuer 
werden im Übrigen bereitgestellt
1.	der für den Betrieb, die Unterhaltung und den 

Ausbau der Landesfeuerwehrschule erforder- 
liche Betrag,

2.	ein dem für Inneres zuständigen Ministerium 
zur Durchführung besonderer Maßnahmen im 
Bereich des Feuerwehrwesens zur Verfügung 
stehender Betrag, der 15 % des Steueraufkom-
mens nicht übersteigen darf,

3.	der für die Zuführung an den Kommunalen 
Investitionsfonds nach § 22 Absatz 2 erforder- 
liche Betrag.

§ 24 
Zuweisungen des Landes zur Förderung von 

freiwilligen gemeindlichen Gebietsänderungen
(1) Wird eine Gemeinde
1.	 in eine andere Gemeinde eingegliedert (Einge-

meindung),
2.	mit einer oder mehreren Gemeinden zu einer 

neuen Gemeinde zusammengeschlossen (Verei-
nigung),

3.	auf mehrere Gemeinden aufgeteilt (Auflösung),
erhält der jeweilige Rechtsnachfolger oder erhalten 
die jeweiligen Rechtsnachfolger eine einmalige Zu-
weisung.
(2) Die Zuweisung beträgt in den Fällen des Absat-
zes 1 Nummer 1 und 2 50 Euro je Einwohnerin und 
Einwohner der beteiligten nach der Einwohnerzahl 
kleineren Gemeinde oder Gemeinden und in den 
Fällen des Absatzes 1 Nummer 3 50 Euro je Ein-
wohnerin und Einwohner der Gemeinde, die aufge-
löst wird. Die Zuweisung beträgt in der Summe je-
doch mindestens 30.000 Euro und höchstens 
100.000 Euro je Gemeinde, die durch Eingemein-
dung oder Auflösung in einer Gemeinde oder meh-
reren Gemeinden aufgeht. Das Gleiche gilt im Falle 
einer Vereinigung zu einer neuen Gemeinde für die 

nach der Einwohnerzahl kleinere Gemeinde oder 
kleineren Gemeinden.
(3) Über die Bewilligung der Zuweisung entschei-
det das für Inneres zuständige Ministerium. Die Zu-
weisung wird nach dem Wirksamwerden der Ge-
bietsänderung ausgezahlt. Im Falle der Auflösung 
einer Gemeinde wird die Zuweisung jeweils anteilig 
nach der Einwohnerzahl den betroffenen Gemein-
den gewährt.

§ 25 
Zuweisungen des Landes an die Gemeinden 

zum Ausgleich der Belastungen aus der 
Neuregelung des Familienleistungsausgleichs

(1) Das Land stellt den Gemeinden 26 % von den 
Umsatzsteuermehreinnahmen des Landes nach § 1 
Satz 6 des Gesetzes über den Finanzausgleich zwi-
schen Bund und Ländern vom 20. Dezember 2001 
(BGBl. I S. 3955, 3956), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 2401), nach Berücksichtigung der Auswirkun-
gen des Finanzausgleichs unter den Ländern zur 
Verfügung.
(2) Die Zuweisungen werden nach den in der 
Anlage der Landesverordnung über die Aufteilung 
und Auszahlung des Gemeindeanteils an der Ein-
kommensteuer und die Abführung der Gewerbe-
steuerumlage vom 8. Mai 1979 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 364), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
15. August 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 352), enthal-
tenen Schlüsselzahlen auf die Gemeinden aufge-
teilt.
(3) Für die Berechnung der Zuweisungen gelten die 
Vorschriften des § 3 Absatz 3 und 4, für die Aus-
zahlung der Zuweisung die Vorschriften des § 33 
entsprechend.

§ 26 
Zuweisungen des Landes an die Kreise 
und kreisfreien Städte für den Ausbau 

der Betreuungsangebote für Kinder bis zum 
vollendeten dritten Lebensjahr

(1) Der Bund beteiligt sich aus seinem Umsatzsteu-
eranteil nach Maßgabe des Kinderförderungsgeset-
zes vom 10. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2403) an 
den zusätzlich entstehenden Betriebskosten. Das 
Land leitet die hiernach auf Schleswig-Holstein 
entfallenden Umsatzsteuermehreinnahmen an die 
Kreise und kreisfreien Städte unter Berücksichti-
gung der Auswirkungen des Finanzausgleichs un-
ter den Ländern weiter. Zusätzlich leitet das Land 
auch den auf Schleswig-Holstein entfallenden Um-
satzsteueranteil an die Kreise und kreisfreien 
Städte weiter, mit dem sich der Bund nach Maß-
gabe des Gesetzes zur zusätzlichen Förderung von 
Kindern bis zum vollendeten dritten Lebensjahr in 
Kindertageseinrichtungen und in Tagespflege vom 
15. Februar 2013 (BGBl. I S. 250) an den Betriebs-
kosten beteiligt hat.
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(2) Das Land stellt Mittel in gleicher Höhe zur Ver-
fügung, wie sie nach Absatz 1 Satz 2 auf Schles-
wig-Holstein entfallen. Das Land kann nach Maß-
gabe des Haushalts zusätzliche Mittel zur Verfü-
gung stellen.
(3) Über die Bewilligung der Zuweisungen entschei-
det das für Soziales zuständige Ministerium. Bei 
der Verteilung an die einzelnen Kreise und kreis-
freien Städte berücksichtigt es insbesondere die 
Zahl der betreuten Kinder unter drei Jahren in Kin-
dertageseinrichtungen und öffentlich geförderter 
Kindertagespflege, die Dauer der Betreuung sowie 
den Anteil der Kinder aus überwiegend nicht 
deutsch sprechenden Familien im vergangenen 
Jahr.
(4) Für die Berechnung der Zuweisungen gelten die 
Vorschriften des § 3 Absatz 3 und 4 entsprechend.

§ 27 
Zuweisungen des Landes an die Kreise und 

kreisfreien Städte für die Sprachbildung 
in Kindertageseinrichtungen

(1) Das Land stellt den Kreisen und kreisfreien 
Städten für die Sprachbildung in Kindertagesein-
richtungen jährlich 4,0 Millionen Euro zur Verfü-
gung. Die Mittel sind für Kinder mit besonderem 
Förderbedarf bei der sprachlichen Entwicklung und 
beim Erlernen der deutschen Sprache einzusetzen.
(2) Über die Bewilligung der Zuweisungen entschei-
det das für Soziales zuständige Ministerium. Bei 
der Verteilung an die einzelnen Kreise und kreis-
freien Städte berücksichtigt es insbesondere die 
Zahl der betreuten Kinder vom vollendeten dritten 
Lebensjahr in Kindertageseinrichtungen und öffent-
lich geförderter Kindertagespflege und den Anteil 
der Kinder aus überwiegend nicht deutsch spre-
chenden Familien im vergangenen Jahr.

§ 28 
Zuweisungen des Landes an die Kreise 

und kreisfreien Städte für Schulsozialarbeit 
und Hortmittagessen

(1) Das Land stellt den Kreisen und kreisfreien 
Städten für Maßnahmen der Schulsozialarbeit (Be-
treuung, Beratung und Unterstützung der Schüle-
rinnen und Schüler) jährlich 13,2 Millionen Euro zur 
Weiterleitung an die Schulträger zur Verfügung. 
Hierbei sollen die Schulen der dänischen Minder-
heit angemessen berücksichtigt werden. Für Hort-
mittagessen von schulpflichtigen Kindern, die die 
sonstigen Fördervoraussetzungen der Leistungen 
für Bildung und Teilhabe nach dem SGB II, SGB XII, 
§ 6 b Bundeskindergeldgesetz und AsylbLG erfül-
len, werden darüber hinaus jährlich 300.000 Euro 
zur Verfügung gestellt.
(2) Die Höhe der Mittel bemisst sich nach dem Pro-
zentanteil, mit dem der einzelne Kreis beziehungs-
weise die kreisfreie Stadt im jeweils vorvergange-
nen Jahr am Gesamtvolumen der Ausgleichsleis-
tungen des Bundes gemäß § 8 Absatz 1 des 

Gesetzes zur Ausführung des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch und des § 6 b Bundeskindergeld-
gesetz beteiligt war. Die Verteilung erfolgt durch 
das für Bildung zuständige Ministerium. Dieses 
kann mit dem Ziel einer Rahmensteuerung weitere 
Bestimmungen für den Einsatz der Mittel treffen.
(3) Über die Bewilligung der Zuweisungen für Hort-
mittagessen entscheidet das für Soziales zustän-
dige Ministerium. Bei der Verteilung an die Kreise 
und kreisfreien Städte berücksichtigt es insbeson-
dere die Zahl der betreuten Schulkinder in Kinder- 
tageseinrichtungen mit Mittagsverpflegung im ver-
gangenen Jahr.

Zehnter Teil 
Gemeinsame Vorschriften

§ 29 
Beirat für den kommunalen Finanzausgleich

(1) Dem Beirat für den kommunalen Finanzaus-
gleich gehören als Mitglieder jeweils zwei Vertrete-
rinnen oder Vertreter des
1.	 für Inneres zuständigen Ministeriums,
2.	 für Finanzen zuständigen Ministeriums,
3.	Schleswig-Holsteinischen Gemeindetages,
4.	Städtebundes Schleswig-Holstein,
5.	Städtetages Schleswig-Holstein und
6.	Schleswig-Holsteinischen Landkreistages
an. Die Mitglieder der Landesverbände der Gemein-
den und Kreise werden auf Vorschlag des jeweili-
gen Verbandes vom für Inneres zuständigen Minis-
terium berufen und abberufen.
(2) Den Vorsitz des Beirats führt eine Vertreterin 
oder ein Vertreter des für Inneres zuständigen Mi-
nisteriums. Die oder der Vorsitzende ruft den Beirat 
nach Bedarf sowie auf Wunsch eines Mitglieds des 
Beirats zu einer Sitzung zusammen. Beschlüsse 
des Beirats erfolgen einstimmig. Die Mitglieder er-
halten keinen Ersatz ihrer Auslagen und des ent-
gangenen Arbeitsverdienstes. Der Beirat kann sich 
eine Geschäftsordnung geben.
(3) Der Beirat berät das für Inneres zuständige 
Ministerium in Fragen des kommunalen Finanzaus-
gleichs. Er soll vor Entscheidungen der Landes- 
regierung über den kommunalen Finanzausgleich 
gehört werden.
(4) Sonstige Mitwirkungsrechte der Gemeinden 
und Kreise bleiben unberührt.

§ 30 
Ermittlung der Einwohnerzahl

(1) Als Einwohnerzahl im Sinne dieses Gesetzes 
gilt für Gemeinden die vom Statistischen Amt für 
Hamburg und Schleswig-Holstein nach dem Stand 
vom 31. März des vergangenen Jahres fortge-
schriebene Bevölkerung. Abweichend hiervon wird 
die durchschnittliche Einwohnerzahl nach dem 
Stand vom 31. März jeweils des vergangenen und 
der dem vergangenen Jahr vorhergehenden zwei 
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Jahren angesetzt, wenn diese höher ist als die Ein-
wohnerzahl nach Satz 1. Die nach Satz 2 ermit-
telte Einwohnerzahl ist auf eine ganze Zahl abzu-
runden.
(2) Als Einwohnerzahl eines Kreises gilt die Summe 
der Einwohnerzahlen, die nach Absatz 1 für die 
kreisangehörigen Gemeinden des Kreises ermittelt 
wurde. Für die Einwohnerzahl mit Stichtag 
31. März 2012 werden die Einwohnerzahlen zu-
grunde gelegt, die für den Finanzausgleich 2013 
Anwendung fanden. Für die Einwohnerzahl mit 
Stichtag 31. März 2013 werden die Einwohnerzah-
len zugrunde gelegt, die für den Finanzausgleich 
2014 Anwendung fanden.
(3) Hat das Statistische Amt für Hamburg und 
Schleswig-Holstein die Bevölkerung nach dem 
Stand vom 31. März 2014 am 15. Januar 2015 
noch nicht fortgeschrieben, gilt als Einwohnerzahl 
im Sinne dieses Gesetzes für die Festsetzung der 
Finanzausleistungen für das Jahr 2015 die vom 
Statistischen Amt für Hamburg und Schleswig-Hol-
stein nach dem Stand vom 31. Dezember 2013 
fortgeschriebene Bevölkerung.

§ 31 
Begriffsbestimmungen und statistische 

Grundlagen
(1) Im Sinne dieses Gesetzes bedeuten
1.	Finanzausgleichsjahr:
	 das Haushaltsjahr, für das die Zahlungen geleis-

tet werden,
2.	vergangenes Jahr:
	 das Jahr, welches dem Finanzausgleichsjahr 

vorhergeht,
3.	vorvergangenes Jahr:
	 das Jahr, welches dem vergangenen Jahr vor-

hergeht.
(2) Der gewogene Durchschnitt des Hebesatzes für 
die Grundsteuer von den Grundstücken sowie des 
Hebesatzes für die Gewerbesteuer im Sinne dieses 
Gesetzes werden aus den vom Statistischen Amt 
für Hamburg und Schleswig-Holstein ermittelten 
Ist-Aufkommen im Zeitraum vom 1. Juli des vorver-
gangenen Jahres bis zum 30. Juni des vergange-
nen Jahres und den für den 30. Juni des Vorjahres 
ermittelten Hebesätzen gebildet.
(3) Als gewogener Durchschnitt der Umlagesätze 
für die Kreisumlage im Sinne dieses Gesetzes gilt 
der auf zwei Nachkommastellen gerundete Pro-
zentsatz, der sich aus der Division der Summe des 
Kreisumlageaufkommens aller Kreise des vorver-
gangenen Jahres durch die Summe der Umlage-
grundlagen aller Kreise (§ 9 Absatz 3 Satz 2) des 
vorvergangenen Jahres ergibt. Das Kreisumla-
geaufkommen eines Kreises wird ermittelt, indem 
die Umlagegrundlagen mit dem Kreisumlagesatz 
(§ 19) multipliziert werden.

(4) Die Anzahl der Personen im Sinne dieses Geset-
zes, die in Bedarfsgemeinschaften nach dem zwei-
ten Buch des Sozialgesetzbuches leben, wird als 
Jahresdurchschnitt aus den Monatsberichten der 
Bundesagentur für Arbeit in der Statistik der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende ermittelt.
(5) Soweit die Zahl der betreuten Kinder in Tages-
einrichtungen und öffentlich geförderter Kinderta-
gespflege, die Dauer der Betreuung sowie der An-
teil der Kinder aus überwiegend nicht deutsch 
sprechenden Familien maßgebend ist, gelten die 
vom Statistischen Amt für Hamburg und Schles-
wig-Holstein in der Jugendhilfestatistik veröffent-
lichten Zahlen.

§ 32 
Festsetzung und Berichtigung der 

Schlüsselzuweisungen
(1) Die Schlüsselzuweisungen werden durch das 
für Inneres zuständige Ministerium errechnet und 
festgesetzt. Stellen sich nach der Festsetzung Un-
richtigkeiten heraus, sind diese zu berichtigen, 
wenn sie im Einzelfall bei den Schlüsselzuweisun-
gen an die Gemeinden (§§ 5 bis 8) und bei den 
Schlüsselzuweisungen an die Zentralen Orte zum 
Ausgleich übergemeindlicher Aufgaben (§ 10) das 
Fünffache und bei den Schlüsselzuweisungen an 
die Kreise und kreisfreien Städte (§ 9) das Fünf-
undzwanzigfache des Grundbetrages für die Ge-
meindeschlüsselzuweisungen übersteigen. Einwen-
dungen gegen die Festsetzung müssen innerhalb 
eines Monats nach der Bekanntgabe beim für Inne-
res zuständigen Ministerium eingegangen sein. Die 
Festsetzung kann eine längere Einwendungsfrist 
vorsehen. Die Frist ist auch gewahrt, wenn die Ein-
wendung einer kreisangehörigen Gemeinde inner-
halb dieser Frist bei der Landrätin oder dem Landrat 
eingeht. Rechtsbehelfe gegen die Festsetzung ha-
ben keine aufschiebende Wirkung. Berichtigt das 
Statistische Amt für Hamburg und Schleswig-Hol-
stein im laufenden Finanzausgleichsjahr die einer 
Festsetzung zugrundeliegende Bevölkerungsstatis-
tik (§ 30), kann die Festsetzung, auch wenn sie 
bereits unanfechtbar geworden ist, auf Antrag oder 
von Amts wegen berichtigt werden.
(2) Der Mittelbedarf für Berichtigungen der Schlüs-
selzuweisungen ist durch Abrundung der Grundbe-
träge für die Schlüsselzuweisungen an die Gemein-
den und Kreise oder aus den Mitteln für Sonderbe-
darfszuweisungen zu decken.

§ 33 
Auszahlung der Schlüsselzuweisungen

(1) Die Schlüsselzuweisungen nach § 4 Absatz 1 
sind in monatlichen Teilbeträgen am Schluss des 
Monats zu zahlen.
(2) Die Monatsbeträge der einzelnen Schlüssel- 
zuweisungen sind jeweils auf volle Euro nach unten 
abzurunden.
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(3) Die Schlüsselzuweisungen an kreisangehörige 
Gemeinden werden dem Kreis zugeleitet. Dieser ist 
verpflichtet, die Schlüsselzuweisungen unverzüg-
lich an die Gemeinden weiterzuleiten. Er darf den 
der einzelnen Gemeinde zustehenden Betrag gegen 
Zahlungsverpflichtungen der Gemeinde nur auf-
rechnen, wenn es sich um fällige Kreisumlage oder 
sonstige gesetzliche Verpflichtungen handelt.

Artikel 2 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 

Ausführung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
und des § 6 b Bundeskindergeldgesetz1)

Das Gesetz zur Ausführung des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch und des § 6 b Bundeskindergeld-
gesetz (AG-SGB II/BKGG) vom 27. Mai 2011 
(GVOBl. Schl.-H. S. 146), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 13. Dezember 2013 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 516), wird wie folgt geändert:
1.	§ 4 wird gestrichen.
2.	Die bisherigen §§ 5 bis 9 werden §§ 4 bis 8.

Artikel 3 
Gesetz zur Änderung der Gemeindeordnung 

für Schleswig-Holstein2)
Die Gemeindeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 57), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 15. Juli 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 129), 
wird wie folgt geändert:
§ 3 a wird gestrichen.

Artikel 4 
Gesetz zur Änderung der Kreisordnung 

für Schleswig-Holstein3)

Die Kreisordnung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-

zes vom 6. Mai 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 75), wird 
wie folgt geändert:

§ 3 a wird gestrichen.

Artikel 5 
Aufnahme von Krediten zur Ablösung von 

Kassenkrediten

Abweichend von den §§ 85 oder 95 g der Gemein-
deordnung (GO) dürfen Gemeinden und Kreise, die 
für die Jahre 2011 oder 2012 Fehlbetragszuwei-
sungen erhalten haben, Kredite zur Ablösung von 
Kassenkrediten bis zur Höhe des Bestandes an 
Kassenkrediten zum 31. Dezember 2014 aufneh-
men. Kassenkredite, die aufgrund der Regelung in 
Artikel 2 des Kommunalhaushaltskonsolidierungs-
gesetzes vom 30. Dezember 2011 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 74) in Kredite umgewandelt wurden, sind von 
diesem Betrag abzuziehen. Die Laufzeit der Kredite 
darf nicht über den 31. Dezember 2024 hinausge-
hen. Die Festsetzung des Gesamtbetrages der 
Kredite zur Ablösung von Kassenkrediten ist ge-
sondert in der Haushaltssatzung oder in der Nach-
tragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2015 
vorzunehmen; die §§ 85 Absatz 3 oder 95 g Ab-
satz 3 gelten entsprechend. Die Kredite bedürfen 
abweichend von den §§ 85 oder 95 g GO keiner 
Genehmigung.

Artikel 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt zum 1. Januar 2015 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt das Finanzausgleichsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. März 2011 
(GVOBl. Schl.-H. S. 76, zuletzt ber. S. 144)4), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
13. Dezember 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 494), au-
ßer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 10. Dezember 2014

To rs t en  A l b i g 
Ministerpräsident

	 Mon i ka  He i no l d 	 S t e fan  S tud t 
	 Finanzministerin 	 Minister 
		   für Inneres und Bundesangelegenheiten

	 B r i t ta  E r n s t 	 Anke  Spoo rendonk 
	 Ministerin	 Ministerin 
	 für Schule und Berufsbildung	 für Justiz, Kultur und Europa

	 K r i s t i n  A l he i t 	 Re i nha rd  Meye r 
	 Ministerin	 Minister 
	 für Soziales, Gesundheit, 	 für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr 
	 Wissenschaft und Gleichstellung	 und Technologie

1)	 Ändert Ges. vom 27. Mai 2011, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 860-202
2)	 Ändert Ges. i.d.F.d.B. vom 28. Februar 2003, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2020-3
3)	 Ändert Ges. i.d.F.d.B. vom 28. Februar 2003, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2020-4
4)	 GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 6030-1
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Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
§ 1 

Zustimmung zum Fünften Medienänderungsstaats-
vertrag HSH

(1) Dem von den Ländern Hamburg und Schleswig-
Holstein am 2. und 22. September 2014 unter-
zeichneten Fünften Staatsvertrag zur Änderung 
medienrechtlicher Vorschriften in Hamburg und 
Schleswig-Holstein (Fünfter Medienänderungs-
staatsvertrag HSH – 5. MÄStV HSH) wird zuge-
stimmt.
(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffent-
licht.

(3) Der Staatsvertrag tritt nach seinem Artikel 2 
Satz 1 am 1. Januar 2015 in Kraft. Sollte der 
Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 Satz 2 gegen-
standslos werden, wird dies unverzüglich im Ge-
setz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 
bekannt gemacht.

§ 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

1629/2014

Gesetz 
 zum Fünften Medienänderungsstaatsvertrag HSH*)

Vom 12. Dezember 2014
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2254-11

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 12. Dezember 2014

To rs t en  A l b i g 
Ministerpräsident

*)	 Ändert Anl. zum Ges. vom 21. Februar 2007, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2254-6

Anlage

Fünfter Staatsvertrag 
zur Änderung medienrechtlicher Vorschriften 

in Hamburg und Schleswig-Holstein 
(Fünfter Medienänderungsstaatsvertrag HSH – 

5. MÄStV HSH)

Die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch den 
Ersten Bürgermeister, und das Land Schleswig-Holstein, 
vertreten durch den Ministerpräsidenten, – zusammen in 
diesem Staatsvertrag „die Länder“ genannt – schließen 
vorbehaltlich der Zustimmung ihrer verfassungsmäßig 
berufenen Organe nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1 
Änderung des Medienstaatsvertrages HSH

Der Staatsvertrag über das Medienrecht in Hamburg und 
Schleswig-Holstein (Medienstaatsvertrag HSH) vom 
13. Juni 2006, zuletzt geändert durch den Vierten 
Medienänderungsstaatsvertrag HSH vom 2. Febru- 
ar 2011, wird wie folgt geändert:

1.	 Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a)	 Nach § 28 wird folgende Überschrift eingefügt:

		 „3. Unterabschnitt 
Lokaler Hörfunk in Schleswig-Holstein“

b)	 Nach der vorgenannten Überschrift werden fol-
gende Worte eingefügt:

		 „§ 28 a Lokaler Hörfunk in Schleswig-Holstein“

c)	 Die Überschrift vor § 29 wird wie folgt gefasst:

	 „4. Unterabschnitt 
Weiterverbreitung“

2.	 In § 8 Absatz 2 werden die Worte „und einen Sitz im 
Versorgungsgebiet des Rundfunkprogramms hat“ 
durch die Worte „und einen Sitz im Versorgungsge-
biet des Rundfunkprogramms oder im Fall des lokalen 
terrestrischen Hörfunks nach § 28 a im Geltungsbe-
reich dieses Staatsvertrags hat“ ersetzt.

3.	 § 17 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Es wird folgender Satz 3 eingefügt:

		 „§ 28 a bleibt unberührt.“

b)	 Die bisherigen Sätze 3 bis 7 werden die Sätze 4 
bis 8.

c)	 In Satz 4 wird das Wort „Sie“ durch die Worte 
„Die Zulassung“ ersetzt.

4.	 Nach § 28 wird folgende Überschrift eingefügt:

	 „3. Unterabschnitt 
Lokaler Hörfunk in Schleswig-Holstein“

5.	 Es wird folgender § 28 a eingefügt:

	 „§ 28 a 
Lokaler Hörfunk in Schleswig-Holstein

	 (1) Zur ergänzenden Versorgung der Bevölkerung ins-
besondere mit lokalen Informationen kann die Anstalt 
nach Maßgabe der folgenden Absätze für bis zu fünf 
Versorgungsgebiete in Schleswig-Holstein abwei-
chend von § 17 Absatz 1 Satz 2 lokalen terrestri-
schen Hörfunk zulassen. Auf der Grundlage jeweiliger 
Marktanalysen entscheidet die Anstalt, dass bis zu 

Anl.
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zwei dieser lokalen Hörfunkprogramme kommerziell 
und die Übrigen nichtkommerziell veranstaltet wer-
den. In den Regionen, in denen Regional- oder Min-
derheitensprachen beheimatet sind, ist die jeweilige 
Regional- oder Minderheitensprache in Sendungen 
und Beiträgen angemessen zu berücksichtigen.	

	 (2) Für die Zuweisung an die lokalen Hörfunkveran-
stalter nach Absatz 1 werden der Anstalt UKW-Über-
tragungskapazitäten für folgende Versorgungsgebiete 
zugeordnet:

1.	 Region Sylt, Niebüll, Leck, Bredstedt,

2.	 Region Flensburg, Glücksburg, Tastrup,

3.	 Region Lübeck, Bad Schwartau, Krummesse, Rat-
zeburg,

4.	 Region Neumünster, Bordesholm, Nortorf, Pa-
denstedt,

5.	 Region Rendsburg, Schleswig, Eckernförde.

	 Für die Zuweisung der Übertragungskapazitäten gilt 
das Verfahren nach § 26.

	 (3) Eine Zulassung und Zuweisung darf nur an einen 
Antragsteller mit einem redaktionellen Sitz im Gel-
tungsbereich dieses Staatsvertrags erteilt werden, 
der nicht bereits Veranstalter eines auch terrestrisch 
verbreiteten Länder- oder Landesprogramms ist. Je-
der Antragsteller darf nur eine Zulassung und eine 
Zuweisung für ein lokales terrestrisches Hörfunkpro-
gramm erhalten oder sich abweichend von § 19 un-
abhängig vom Umfang der Kapital- und Stimmrechts-
anteile nur an einem Programm beteiligen. Mit einer 
späteren Zulassung als Veranstalter eines Länder- 
oder Landesprogramms erlöschen die Zulassung und 
Zuweisung für lokalen terrestrischen Hörfunk; eine 
Entschädigung für Vermögensnachteile wird nicht ge-
währt.

	 (4) Eine Zusammenarbeit lokaler Hörfunkveranstalter 
entsprechend § 3 Absatz 2 ist mit der Maßgabe zu-
lässig, dass die Übernahme fremder Programmteile 

sich nicht nachteilig auf die aktuelle und authenti-
sche Darstellung der Ereignisse des politischen, wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens in der 
jeweiligen Region des eigenen Gesamtangebotes aus-
wirkt. Im Übrigen gelten die Vorschriften dieses 
Staatsvertrags und des Rundfunkstaatsvertrags sinn-
gemäß.

	 (5) Im lokalen nichtkommerziellen Hörfunk in Schles-
wig-Holstein ist Werbung und Sponsoring unzuläs-
sig.“

6.	 Die Überschrift vor § 29 wird wie folgt gefasst:

	 „4. Unterabschnitt 
Weiterverbreitung“

7.	 In § 30 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 werden die Worte 
„in den Ländern jeweils“ durch die Worte „im jeweili-
gen Gebiet“ ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 
Sind bis zum 31. Dezember 2014 nicht die Ratifikations-
urkunden beider Länder bei der Senatskanzlei der Freien 
und Hansestadt Hamburg hinterlegt, wird dieser Staats-
vertrag gegenstandslos.

Hamburg, 2. September 2014

Für die Freie und Hansestadt Hamburg 
gez. Olaf Scholz 
Erster Bürgermeister

Kiel, 22. September 2014

Für das Land Schleswig-Holstein 
gez. Torsten Albig 
Ministerpräsident
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1631/2014

Gesetz 
zur Änderung des Brandschutzgesetzes 

Vom 15. Dezember 2014

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Gesetz zur Änderung des 
Brandschutzgesetzes*)

Das Brandschutzgesetz vom 10. Februar 1996 
(GVOBl. Schl.-H. S. 200), zuletzt geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 
(GVOBl. Schl.-H. S. 789), wird wie folgt geändert:
  1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 
		  Nach der Überschrift zu § 8 wird folgende 

neue Überschrift eingefügt:
		  „§ 8 a 

	 Gliederung der freiwilligen Feuerwehr“
  2.	 In § 1 Nummer 1 werden nach dem Wort 

„Menschen“ ein Komma und das Wort „Tie-
ren“ eingefügt.

  3.	 § 3 wird wie folgt geändert: 
a)	 In Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 wird das 

Wort „Kreisfeuerwehrzentrale“ durch die 
Worte „Feuerwehrtechnische Zentrale“ er-
setzt.

b)	 In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
		  „Die Aufgabe der Durchführung des vor-

beugenden Brandschutzes nach Satz 1 
kann durch öffentlich-rechtlichen Vertrag 
auf einzelne Gemeinden übertragen werden.“

  4.	 § 6 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 3 Satz 2 wird das sich nach dem 

Wort „ausreichende“ befindliche Wort „per-
sönliche“ durch das Wort „personelle“ er-
setzt. 

b)	 Es wird folgender Absatz 4 angefügt:
		  „(4) Außerhalb des Anwendungsbereichs 

des Brandschutzgesetzes können durch 
Entscheidung der Gemeindevertretung zu-
sätzliche freiwillige Aufgaben auf die Feu-
erwehren übertragen werden.“

  5.	 In § 8 wird werden die Absätze 5 und 6 ge-
strichen. 

  6.	 Es wird folgender § 8 a eingefügt:
		  „§ 8 a  

Gliederung der freiwilligen Feuerwehr
		  (1) Die Freiwillige Feuerwehr gliedert sich in 

Abteilungen. Jede Freiwillige Feuerwehr muss 
eine Einsatzabteilung haben. Diese besteht 
aus den freiwilligen aktiven Mitgliedern.

		  (2) Nach vorheriger Entscheidung durch die 
Gemeindevertretung können innerhalb der 
Freiwilligen Feuerwehr zusätzlich eine 
Wachabteilung mit hauptamtlichen Kräften, 
eine Reserveabteilung, eine Ehrenabteilung, 
eine Jugend- und eine Kinderabteilung sowie 
eine Verwaltungsabteilung gebildet werden.“

  7.	 § 9 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

		  „(2) Der Eintritt in die Einsatzabteilung ist 
mit Vollendung des 16. Lebensjahres, in 
die Jugendabteilung mit Vollendung des 
10. Lebensjahres, in die Kinderabteilung 
mit Vollendung des 6. Lebensjahres mög-
lich. Für die Teilnahme am Einsatzdienst 
ist die Vollendung des 18. Lebensjahres 
erforderlich.“

b)	 Es wird folgender Absatz 3 eingefügt:

		  „(3) Die Mitglieder der hauptamtlichen 
Wachabteilung müssen eine der Berufsfeu-
erwehr entsprechende Qualifikation auf-
weisen.“

c)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und 
erhält folgende Fassung:

		  „(4) Nach Vollendung des 50. Lebensjahres 
ist ein Übertritt als aktives Mitglied in eine 
vorhandene Reserveabteilung zulässig.“

d)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und 
erhält folgende Fassung: 

		  „(5) Der aktive Dienst endet auf Antrag 
des Mitglieds durch Übertritt in die Ehren-
abteilung frühestens mit Vollendung des 
60. Lebensjahres. Ohne Antragstellung 
endet der aktive Dienst mit dem Ende des 
Jahres, in dem das 67. Lebensjahr vollen-
det wird.“

e)	 Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und 
hinter dem Wort „können“ werden die 
Worte „soweit vorhanden“ eingefügt.

f)	 Es wird folgender Absatz 7 eingefügt:

		  „(7) Die Mitglieder der Verwaltungsabtei-
lung unterstützen die Wehrführung bei ih-
ren administrativen Aufgaben. Sie müssen 
nicht feuerwehrdiensttauglich sein. Der 
Eintritt in die Verwaltungsabteilung ist mit 
Vollendung des 16. Lebensjahres möglich. 
Der Dienst in der Verwaltungsabteilung en-

*)	 Ändert Ges. vom 10. Februar 1996, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2131-2
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det auf Antrag des Mitglieds durch Über-
tritt in die Ehrenabteilung frühestens mit 
Vollendung des 60. Lebensjahres. Ohne 
Antragstellung endet der Dienst mit dem 
Ende des Jahres, in dem das 67. Lebens-
jahr vollendet wird.“

g)	 Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 8. Es 
wird folgender Satz angefügt:

		  „Die Verpflichtung zur Teilnahme am Einsatz 
dienst beginnt mit Vollendung des 18. Le-
bensjahres, die Verpflichtung zur Teilnahme 
am Ausbildungsdienst beginnt mit Vollen-
dung des 16. Lebensjahres.“

h)	 Der bisherigen Absatz 7 wird Absatz 9.

i)	 Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 10 und 
erhält folgende Fassung:

		  „(10) Das Jugendarbeitsschutzgesetz vom 
12. April 1976 (BGBl. I S. 965), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 Absatz 7 des Geset-
zes vom 20. April 2013 (BGBl. I S. 868), 
sowie das Mutterschutzgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 20. Ju- 
ni 2002 (BGBl. I S. 2318), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Ok-
tober 2012 (BGBl. I, S. 2246), gelten ent-
sprechend.“

j)	 Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 11.

  8.	 In § 10 Absatz 2 wird folgender Satz 3 ange-
fügt:

		  „Für die Wahl zum Wehrvorstand gilt § 11 
Absatz 1 entsprechend.“ 

  9.	 § 11 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 
eingefügt:

		  „Mit vorheriger Zustimmung der Ge-
meindevertretung können weitere 
Stellvertretungen gewählt werden.“

bb)	 Die bisherigen Sätze 3 bis 11 werden 
die Sätze 4 bis 12.

cc)	 Es wird folgender Satz 13 eingefügt:

		  „Die kommunalwahlrechtlichen Be-
stimmungen finden ergänzende An-
wendung.“

dd)	 Der bisherige Satz 12 wird Satz 14.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 Nummer 1 wird das Wort 
„freiwilligen“ gestrichen.

bb)	 In Satz 1 Nummer 4 wird die Angabe 
„59“ durch die Angabe „ 61“ ersetzt.

cc)	 In Satz 2 wird die Angabe „59“ durch 
die Angabe „61“ ersetzt.

dd)	 In Satz 3 wird die Angabe „65“ durch 
die Angabe „67“ ersetzt.

c)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 Am Ende des Satzes 3 wird der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und die  
Worte „bei mehreren Stellvertretun-
gen in der Reihenfolge des Dienstal-
ters.“ eingefügt.

bb)	 In Satz 4 wird die Angabe „§ 9 
Abs. 8“ durch „§ 9 Absatz 11“ er-
setzt.

10.	 § 12 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden hinter den Worten 
„freiwilligen Feuerwehren“ die Worte 	
„und die Pflichtfeuerwehren“ ange-
fügt.

bb)	 In Satz 2 wird vor dem Wort „Zustim-
mung“ das Wort „vorheriger“ einge-
fügt und die Worte „bis zu zwei“ 
gestrichen.

b)	 In Absatz 2 Satz 1 werden hinter den Wor-
ten „freiwilligen Feuerwehren“ die Worte 
„und der Pflichtfeuerwehren“ angefügt.

c)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 2 wird die Angabe „59“ durch 
die Angabe „61“ ersetzt.

bb)	 In Satz 3 wird die Angabe “65“ durch 
die Angabe „67“ ersetzt.

11.	 	 § 14 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 7 wird gestrichen.

b)	 Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 7.

12.	 § 15 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 2 werden vor dem Wort 
„Zustimmung“ das Wort „vorheriger“ ein-
gefügt und die Worte „bis zu zwei“ gestri-
chen.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 Nummer 1 wird hinter den 
Worten „oder als“ das Wort „Ge-
meinde-” eingefügt und das Wort „ist“ 
durch die Worte „ist oder war“ er-
setzt.

bb)	 In 2 Satz 2 wird die Angabe „59“ 
durch die Angabe „61“ ersetzt.

cc)	 In Satz 3 wird die Angabe „65“ durch 
die Angabe „67“ ersetzt.

c)	 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

		  „(4) Die Kreiswehrführung hat im Ehrenbe-
amtenverhältnis zum Kreis die Aufgaben
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1.		den Kreis in allen Angelegenheiten des 
Feuerwehrwesens zu beraten und zu 
unterstützen, 

2.		die Gemeinden bei ihren Aufgaben zu 
beraten und auf eine ordnungsgemäße 
Ausbildung und Einsatzbereitschaft der 
Feuerwehren hinzuwirken,

3.		die Aufsichtsbehörde bei ihren Aufga-
ben zu unterstützen.

		  Die Kreiswehrführung vertritt den Kreisfeu-
erwehrverband und hat den Vorsitz des 
Vorstandes und der Mitgliederversamm-
lung. Die Stellvertretung der Kreiswehrfüh-
rung vertritt diese in deren Verhinderungs-
fall, bei mehreren Stellvertretungen in der 
Reihenfolge des Dienstalters.“

d)	 In Absatz 5 werden die Worte „nach Ab-
satz 4 Nr. 3 bis 5“ durch die Worte „nach 
Absatz 4 Nummer 1 bis 3“ ersetzt.

13.	 § 16 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte 
„mindestens sechs und“ gestrichen. 

b)	 In Absatz 5 werden die Worte “§ 9 Abs. 6 
und 9“ durch die Worte „§ 9 Absatz 8, 9 
und 11“ ersetzt.

14.	 § 19 Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fas-
sung:

		  „Bei gemeinsamem Einsatz von Berufs- und 
freiwilligen Feuerwehren im Einsatzgebiet der 
Berufsfeuerwehr hat die Einsatzleitung der Be-
rufsfeuerwehr die Leitung, bei gemeindeüber-
greifender Hilfe kann der Führungsdienst der 
Berufsfeuerwehr die Einsatzleitung überneh-
men.“ 

15.	 § 21 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

		  „(3) Bei Bränden haben die öffentlichen Feuer-
wehren den Feuerwehren desselben Amtsge-
bietes unentgeltlich gemeindeübergreifende 
Hilfe zu leisten. Bei nicht dem betroffenen 
Amt angehörenden Gemeinden ist die gemein-
deübergreifende Hilfe bis zu einer Entfernung 
in der Luftlinie von 15 Kilometern von der 
Grenze des Einsatzgebietes der Hilfe leisten-
den Feuerwehr unentgeltlich zu leisten. In al-
len anderen Fällen sind der entsendenden Ge-
meinde die durch den Einsatz entstandenen 
Kosten durch die Gemeinde des Einsatzortes 
zu erstatten. Die Sätze 1 und 2 gelten bei kos-
tenpflichtigen Einsätzen nach § 29 Absatz 2 
entsprechend, soweit der entsendenden Ge-
meinde nicht die geltend gemachten Gebüh-
ren oder Entgelte erstattet werden.“

16.	 In § 22 Absatz 3 Satz 1 werden die Worte 
„Versammlungsstättenverordnung  vom 5. Ju- 
li 2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 240)“ ersetzt 

durch die Worte „Versammlungsstättenver- 
ordnung vom 11. September 2014 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 245)“.

17.	 § 23 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 3 werden die Worte „nach 
dem Denkmalschutzgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
21. November 1996 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 676, ber. 1997 S. 360)“ durch die 
Worte „nach Artikel 1 des Denkmal-
schutzgesetzes vom 12. Januar 2012 
(GVOBl. Schl.-H. S. 83), Zuständigkei-
ten und Ressortbezeichnungen ersetzt 
durch Verordnung vom 4. April 2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 143),“ ersetzt.

bb)	 In Satz 5 werden die Worte „, zuletzt 
geändert durch Artikel 18 des Geset-
zes vom 16. Dezember 1997 (BGBl. I 
S. 2970), die Feuerstättenschau nach 
§ 13 des Gesetzes über das Schorn-
steinfegerwesen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. August 
1998 (BGBl. I S. 2071)“ durch die 
Worte „, zuletzt geändert durch Arti-
kel 8 des Gesetzes vom 19. Okto- 
ber 2013 (BGBl. I S. 3836), die Feuer-
stättenschau nach § 15 der Ersten 
Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes in 
der Fassung vom 26. Januar 2010 
(BGBl. I S. 38)“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

		  „Ihnen ist die Teilnahme, insbesondere 
durch rechtzeitige Information, zu ermög- 
lichen.“

c)	 Es wird folgender Absatz 3 angefügt:

		  „(3) In den Liegenschaften des Landes 
Schleswig-Holstein, in denen eine Bau-
dienststelle des Landes nach § 77 Ab- 
satz 1 der Landesbauordnung für das Land 
Schleswig-Holstein (LBO) vom 22. Janu- 
ar 2009 bauordnungsrechtlich zuständig 
ist, ist diese auch für die Durchführung der 
Brandverhütungsschau zuständig.“ 

d)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und 
wie folgt geändert:

		  Die Worte „und des Landes“ werden gestri-
chen. 

e)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

18.	 In § 25 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe 
„16“ durch die Angabe „18“ ersetzt.

19.	 In § 26 Absatz 2 werden die Worte „§ 7 
Abs. 8 und die Informationen nach § 13 
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Abs. 5 der Gefahrstoffverordnung vom 
23. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3758, ber. 
S. 3759), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 12. Oktober 2007 (BGBl. 
S. 2382)“ durch die Worte „§ 6 Absatz 10 
und die Informationen nach § 13 Absatz 5 
der Gefahrstoffverordnung vom 26. Novem- 
ber 2010 (BGBl. I S. 1643), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 15. Ju- 
li 2013 (BGBl. I S. 2514)“ ersetzt.

20.	 § 29 wird wie folgt geändert: 
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 1 werden nach dem Wort 
„Bränden“ die Worte „und Rauch-
warnmeldeeinsätzen“ eingefügt.

bb)	 Nummer 2 wird gestrichen.
cc)	 Die bisherige Nummer 3 wird zu Num-

mer 2.
b)	 Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt geändert: 

aa)	 Das Wort „und“, das nach den Wor-
ten „nach § 21 Absatz 4“ folgt, wird 
durch das Wort „oder“ ersetzt. 

bb)	 In Nummer 4 wird das Wort „Gefähr-
dungshaftpflicht“ durch das Wort 
„Gefährdungshaftung“ ersetzt. 

c)	 Es wird folgender Absatz 7 eingefügt:
		  „(7) Für die Rettung von Menschen aus 

akuter Lebensgefahr dürfen weder Gebüh-
ren noch der Ersatz von Auslagen gefordert 
werden.“

21.	 § 30 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Absatz 3 wird folgender neuer Ab-
satz 4 eingefügt:

		  „(4) Gesundheitsschäden von Feuerwehr-
angehörigen, die im Rahmen des Feuer-
wehrdienstes entstanden sind oder sich 
verschlimmert haben und nicht den Kausa-
litätsanforderungen eines Arbeitsunfalls 
entsprechen, können ohne Anerkennung 
eines Rechtsanspruches aus einem geson-
derten Fonds der Gemeinden entschädigt 
werden. Mit der Durchführung der Ent-

schädigung kann der zuständige Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung durch den 
Träger der Feuerwehr beauftragt werden.“

b)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

22.	 In § 32 Absatz 5 Satz 2 werden die Worte 
„vom 9. Dezember 2008 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 767)“ durch die Worte „vom 29. März 
2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 434), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 5. März 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 53),“ 
ersetzt.

23.	 § 36 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nummer 5 erhält folgende Fassung: 

„5.	 einem Mitglied der Versiche-
rungswirtschaft,“

bb)	 Nach Nummer 5 werden folgende 
Nummern angefügt:

„6.	 einem Mitglied aus dem Bereich 
des vorbeugenden Brandschutzes 
der Kreise und Kreisfreien Städte,

7.	 einem Mitglied der Hanseatischen 
Feuerwehr-Unfallkasse Nord.“

b)	 Absatz 5 wird gestrichen.

Artikel 2 
Einschränkung von Grundrechten

Für Maßnahmen, die nach Artikel 1 dieses Geset-
zes getroffen werden können, werden das Recht 
auf körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 
Satz 1 des Grundgesetzes), das Recht der Freiheit 
der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundge-
setzes), das Recht der Freizügigkeit (Artikel 11 des 
Grundgesetzes), das Recht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) und 
das Eigentum (Artikel 14 des Grundgesetzes) ein-
geschränkt.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 15. Dezember 2014

	 To rs t en  A l b i g  	 S t e fan  S tud t 
	 Ministerpräsident	 Minister 
		  für Inneres und Bundesangelegenheiten
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Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes zur Neuordnung des 

Glücksspiels (Glücksspielgesetz)1)

Das Glücksspielgesetz vom 20. Oktober 2011 
(GVOBl. Schl.-H. S. 280), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 20. Dezember 2013 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 570), wird wie folgt geändert:
§ 34 wird wie folgt geändert:
1.	Es wird ein neuer Absatz 2 eingefügt:
	 „(2) Die Zweckabgaben sind zunächst zur Erfül-

lung von Verpflichtungen zu verwenden, die das 
Land gegenüber anderen Ländern oder Organi-
sationen im Zusammenhang mit der Veranstal-
tung von Glücksspielen nach § 6 Absatz 3 und 
4 eingegangen ist.“

2.	Die bisherigen Absätze 2 bis 8 werden Absät- 
ze 3 bis 9.

3.	Der neue Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
	 „(4) Von dem nach Abzug der in den Absät- 

zen 2 und 3 genannten Beträgen verbleibenden 
Betrag sind erstens acht vom Hundert, mindes-
tens acht Millionen Euro, zur Förderung des 
Sports, zweitens 4,9 vom Hundert für Zwecke 
der Verbraucherinsolvenzberatung, drittens 
0,5 vom Hundert für die Förderung des Landes-
feuerwehrverbandes, viertens 0,5 vom Hundert 
zur Aufstockung des für eine Friesenstiftung 
durch die Kulturstiftung verwalteten Kapitals 
und fünftens 0,5 vom Hundert für die Förde-
rung des Verbandes deutscher Sinti und Roma, 
Landesverband Schleswig-Holstein zu verwen-
den.“

4.	Folgende Absätze 10 bis 12 werden angefügt:
	 „(10) Die Zuwendung an den Landesfeuerwehr-

verband ist insbesondere dafür bestimmt, das 
nötige Bewusstsein für ein Engagement in der 
Freiwilligen Feuerwehr zu wecken und die At-
traktivität der Nachwuchsorganisation Jugend-
feuerwehr zu erhalten.

	 (11) Die Zuwendung zur Aufstockung des für 
eine Friesenstiftung durch die Kulturstiftung 
verwalteten Kapitals dient,
1.	dem Erhalt und der Förderung der friesischen 

Sprache und Kultur,

2.	der Zusammenarbeit von Organisationen und 
Institutionen der friesischen Volksgruppe,

3.	der Pflege enger Beziehungen der friesischen 
Volksgruppe zu den Friesen in den anderen 
Frieslanden und 

4.	der Kontaktpflege der friesischen Volks-
gruppe zu anderen Minderheiten.

	 (12) Die Zuwendung an den Verband deutscher 
Sinti und Roma, Landesverband Schleswig-Hol-
stein ist insbesondere dafür bestimmt, die 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit über die deut-
schen Sinti und Roma zu sichern und eine viel-
fältige und niedrigschwellige soziale Beratung 
für Sinti und Roma zu ermöglichen.“

Artikel 2 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung 

des ersten Staatsvertrages 
zum Glücksspielwesen in Deutschland2)

Das Gesetz zur Ausführung des Ersten Staatsver-
trages zum Glücksspielwesen in Deutschland 
(Erster GlüÄndStV AG) vom 1. Februar 2013 
(GVOBl. S. 64) wird wie folgt geändert:

1.	§ 8 wird wie folgt gefasst:

	 „§ 8 
Zweckabgaben

	 (1) NordwestLotto Schleswig-Holstein hat 
Zweckabgaben an das Land abzuführen. Das Fi-
nanzministerium regelt im Benehmen mit dem 
Innenministerium durch Verordnung die Höhe 
der Zweckabgaben unter Berücksichtigung lot-
terierechtlicher, betriebswirtschaftlicher und 
steuerlicher Belange sowie die Fälligkeit und das 
Verfahren zur Abführung der Zweckabgaben. In 
der Verordnung kann bestimmt werden, dass 
NordwestLotto Schleswig-Holstein Zweckabga-
ben ganz oder zum Teil einem Dritten zur zweck-
entsprechenden Verwendung zu überlassen hat.

	 (2) Die Zweckabgaben sind zunächst zur Erfül-
lung von Verpflichtungen zu verwenden, die das 
Land gegenüber anderen Ländern oder Organi-
sationen im Zusammenhang mit der Veranstal-
tung von Glücksspielen nach § 2 Absatz 2 ein-
gegangen ist.

	 (3) Die Abgabe aus der Lotterie „BINGO! – Die 
Umweltlotterie“ (BINGO) ist für Zwecke des Na-
tur- und Umweltschutzes sowie für Entwick-
lungsprojekte im Sinne der Agenda 21 zu ver-
wenden. Aus der Lotterie GlücksSpirale erhalten 
die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-

1627/2014

Gesetz 
zur institutionellen Förderung des Landesfeuerwehrverbandes

Vom 15. Dezember 2014
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2186-21

1)	 Ändert Ges. vom 20. Oktober 2011, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2186-15
2)	 Ändert Ges. vom 1. Februar 2013, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2186-20
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fahrtsverbände, der Deutsche Olympische 
Sportbund und die Deutsche Stiftung Denkmal-
schutz einen Anteil an der Zweckabgabe, des-
sen Höhe in der Verordnung nach Absatz 1 
Satz 3 festgelegt wird.

	 (4) Von dem nach Abzug der in den Absätzen 2 
und 3 genannten Beträgen verbleibenden Betrag 
sind
1.	8 %, mindestens 8 Millionen Euro, zur För-

derung des Sports (§ 9),
2.	4,9 % für Zwecke der Verbraucherinsolvenz-

beratung, 
3.	0,5 % für die Förderung des Landesfeuer-

wehrverbandes (§ 9)
4.	0,5 % zur Aufstockung des für eine Friesen-

stiftung durch die Kulturstiftung verwalteten 
Kapitals (§ 9) und

5.	0,5% für die Förderung des Verbandes deut-
scher Sinti und Roma, Landesverband 
Schleswig-Holstein (§ 9) zu verwenden.

	 (5) Von den verbleibenden Mitteln sind zunächst 
die wissenschaftliche Forschung zur Vermei-
dung und Abwehr von Suchtgefahren durch 
Glücksspiele und die Bekämpfung der Glücks-
spielsucht zu finanzieren. Hiervon sind auch die 
Einrichtung und der Betrieb von Beratungsstel-
len zur Vermeidung und Bekämpfung von 
Glücksspielsucht zu fördern. Forschungspro-
jekte können gemeinsam mit anderen Ländern 
gefördert werden. Der Fachbeirat ist über For-
schungsergebnisse zu unterrichten.

	 (6) Die verbleibenden Mittel sind für gemeinnüt-
zige Zwecke im Sinne der Abgabenordnung zu 
verwenden.“

2.	§ 9 wird wie folgt gefasst:
	 „§ 9 

Sportförderung, Landesfeuerwehrverband, 
Friesenstiftung, Sinti und Roma

	 (1) Von dem in § 8 Absatz 4 Nummer 1 ge-
nannten Betrag sind durch das für Sport zustän-
dige Ministerium 90 % dem Landessportver-
band Schleswig-Holstein e.V. zur Förderung des 
Sports zuzuwenden. Für die allgemeine Förde-
rung des außerschulischen Sports stehen 8 % 
und für die Förderung des außerunterrichtlichen 
Schulsports 2 % zur Verfügung; über die Ver-
wendung dieser Mittel befinden die zuständigen 
Ministerien.

	 (2) Ziel der Sportförderung ist es,
1.	die Arbeit der Sportvereine und -verbände zu 

sichern und sie in die Lage zu versetzen, ein 
landesweit flächendeckendes, vielfältiges 
und sozialverträgliches Sportangebot zu ge-
währleisten, und

2.	 für die Schulen in Kooperation mit Sportver-
einen und -verbänden schulsportbezogene 
Maßnahmen und Projekte sowie das außer-
unterrichtliche Sportangebot sicherzustellen.

	 (3) Die Zuwendung an den Landessportverband 
Schleswig-Holstein e.V. ist insbesondere be-
stimmt für die Arbeit des Landessportverban-
des, seiner Einrichtungen, Sportvereine, Kreis-
sportverbände und der Sport-Fachverbände in 
den Bereichen des Leistungssports und des Brei-
tensports. Gefördert werden können auch 
Sportvereine, die ihren Sitz in Schleswig-Hol-
stein haben, aber fachlich dem Hamburger 
Sportbund angegliedert sind.

	 (4) Die Zuwendung an den Landesfeuerwehrver-
band ist insbesondere dafür bestimmt, das nö-
tige Bewusstsein für ein Engagement in der 
Freiwilligen Feuerwehr zu wecken und die At-
traktivität der Nachwuchsorganisation Jugend-
feuerwehr zu erhalten.

	 (5) Die Zuwendung zur Aufstockung des für 
eine Friesenstiftung durch die Kulturstiftung 
verwalteten Kapitals dient,
1.	dem Erhalt und der Förderung der friesischen 

Sprache und Kultur,
2.	der Zusammenarbeit von Organisationen und 

Institutionen der friesischen Volksgruppe,
3.	der Pflege enger Beziehungen der friesischen 

Volksgruppe zu den Friesen in den anderen 
Frieslanden und 

4.	der Kontaktpflege der friesischen Volks-
gruppe zu anderen Minderheiten.

	 (6) Die Zuwendung an den Verband deutscher 
Sinti und Roma, Landesverband Schleswig-Hol-
stein ist insbesondere dafür bestimmt, die 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit über die deut-
schen Sinti und Roma zu sichern und eine viel-
fältige und niedrigschwellige soziale Beratung 
für Sinti und Roma zu ermöglichen.“

Artikel 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 15. Dezember 2014
To rs t en  A l b i g 
Ministerpräsident

	 S t e fan  S tud t 	 B r i t ta  E r n s t 
	 Minister	 Für die Finanzministerin 
	  für Inneres und Bundesangelegenheiten	 Ministerin 
		  für Schule und Berufsbildung
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Aufgrund § 135 Absatz 2 a der Gemeindeordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Feb-
ruar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Juli 
2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 129), verordnet das 
Ministerium für Inneres und Bundesangelegenhei-
ten:

Artikel 1 
Änderung der 

Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik

Die Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik vom 
30. August 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 646), geän-
dert durch Verordnung vom 20. September 2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 392), wird wie folgt geändert:

1.	§ 24 wird wie folgt geändert: 

a)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 9 wird der Punkt nach dem 
Wort „werden“ durch ein Komma er-
setzt.

bb)	 Nach Nummer 9 wird folgende neue 
Nummer 10 angefügt:

„10.	Verbindlichkeiten für im Haushalts-
jahr empfangene Lieferungen und 
Leistungen, für die keine Rechnung 
vorliegt und der Rechnungsbetrag 
nicht bekannt ist.“

b)	 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

	 „Sonstige Rückstellungen dürfen nur bei Un-
ternehmen und Einrichtungen, die der Kör-
perschaftsteuerpflicht unterliegen, gebildet 
werden, soweit diese steuerrechtlich aner-
kannt sind.“

2.	§ 41 wird wie folgt geändert:

a) 	Absatz 8 wird gestrichen.

b) 	Der bisherige Absatz 9 wird der neue Ab- 
satz 8.

3.	Nach § 60 Absatz 2 werden folgende neue 
Absätze 3 und 4 angefügt:

	 „(3) Im Jahresabschluss 2014 können Gemein-
den über die Regelungen des § 24 Satz 1 hin-
aus eine Rückstellung in Höhe des Betrages 
bilden, um den die im Jahr 2015 zu zahlende 
Finanzausgleichsumlage die im Jahr 2014 zu 
zahlende Summe aus Finanzausgleichsumlage 
und zusätzlicher Kreisumlage übersteigt, soweit 
dadurch im Jahresabschluss 2014 kein Jahres-
fehlbetrag entsteht oder erhöht wird und wenn 
die Gemeinde im Jahr 2014 keinen Antrag auf 
Fehlbetragszuweisungen gestellt hat. Die Rück-
stellung ist spätestens im Jahresabschluss 
2016 aufzulösen.

	 (4) Abweichend von § 24 Satz 2 können von 
Gemeinden für Jahresabschlüsse bis einschließ-
lich für das Jahr 2013 die Regelungen von § 24 
Satz 2 in der am 1. Januar 2013 geltenden Fas-
sung angewendet werden. Rückstellungen, de-
ren Rechtsgrundlage zur Bildung aufgrund der 
Änderung des § 24 Satz 2 durch Verordnung 
vom 2. Dezember 2014 entfallen ist, sind er-
gebniswirksam aufzulösen, wenn der Grund 
hierfür entfallen ist, spätestens jedoch im Jah-
resabschluss 2015. Abweichend hiervon sind 
bereits im Rahmen der Eröffnungsbilanz gebil-
dete, noch bestehende Rückstellungen, deren 
Rechtsgrundlage zur Bildung aufgrund der Än-
derung des § 24 Satz 2 durch Verordnung vom 
2. Dezember 2014 entfallen ist, spätestens im 
Jahresabschluss 2015 ergebnisneutral zu 85 % 
mit der allgemeinen Rücklage und zu 15 % mit 
der Ergebnisrücklage zu verrechnen.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 31. Dezember 2014 in 
Kraft.

Landesverordnung 
zur Änderung der Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik*)

Vom 2. Dezember 2014

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 2. Dezember 2014

Ste fan  S tud t 
Minister 

für Inneres und Bundesangelegenheiten

*)	 Ändert LVO vom 30. Auhgust 2012, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2020-3-32
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Aufgrund des § 32 Absatz 1 und 2 des Bundes-
berggesetzes vom 13. August 1980 (BGBl. I 
 S. 1310), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 7. August 2013 (BGBl I S. 3154), in 
Verbindung mit § 1 der Landesverordnung zur 
Übertragung von Ermächtigungen nach dem 
Bundesberggesetz vom 18. Juni 1981 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 128), geändert durch Verordnung 
vom 6. Dezember 1989 (GVOBl. Schl.-H. S. 171), 
Zuständigkeiten und Ressortbezeichnungen zuletzt 
ersetzt durch Artikel 58 der Verordnung vom 
4. April 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 143), verordnet 
das Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume:

Artikel 1

Die Landesverordnung über die Feldes- und Förder-
abgabe vom 11. Dezember 2012 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 776), Ressortbezeichnung ersetzt durch Arti- 
kel 67 der Verordnung vom 4. April 2013 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 143), wird wie folgt geändert:

1.	§ 11 erhält folgende Fassung: 

	 Die Förderabgabe auf Erdöl beträgt vom 1. Ja-
nuar 2015 bis zum 31. Dezember 2015 40 % 
des Marktwertes multipliziert mit der abgabe-
pflichtigen Menge. Abweichend von Satz 1 
beträgt die Höhe der Förderabgabe für das Be-
willigungsfeld „Deutsche Nordsee A6/B4“ und 
für das Bewilligungsfeld „Heide-Mittelplate I“ 

vom 1. Januar 2015 bis zum 31. Dezem- 
ber 2015 Z % jedoch mindestens 21,00 % und 
höchstens 40,00 % des Marktwertes multi- 
pliziert mit der abgabepflichtigen Menge, wobei 
der Wert für Z mit folgender Formel zu ermitteln 
ist:

	 Z = 0,0076 • ÖP² -1,15 • Öp +64,5

	 Der Wert für Öp ist ein Tausendstel des Markt-
wertes multipliziert mit 135. Öp und Z sind mit 
zwei Nachkommastellen kaufmännisch gerundet 
zu ermitteln.

	 Bei Marktwerten kleiner 555,56 Euro pro Tonne 
beträgt der Förderzins 21,00 %.

2.	§ 14 erhält folgende Fassung:

	 Die Förderabgabe auf Naturgas beträgt vom 
1. Januar 2015 bis zum 31. Dezember 2015 
40 % des Bemessungsmaßstabs multipliziert 
mit der abgabepflichtigen Menge. Abweichend 
von Satz 1 beträgt die Höhe der Förderabgabe 
für das Bewilligungsfeld „Deutsche Nordsee A6/
B4“ und für das Bewilligungsfeld „Heide-Mittel-
plate I“ vom 1. Januar 2015 bis zum 31. De-
zember 2015 18 % des Bemessungsmaßstabs 
multipliziert mit der abgabepflichtigen Menge.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung über die Feldes- und Förderabgabe*)

Vom 3. Dezember 2014

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 3. Dezember 2014

Dr.  Robe r t  Habeck 
Minister 

für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume

1)	 Ändert LVO vom 11. Dezember 2012, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 750-1-6
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Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 5. Dezember 2014

Ste fan  S tud t 
Minister 

für Inneres und Bundesangelegenheiten

1)	 Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezem- 
ber 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (Abl. L 376 S. 36) sind beachtet worden.

2)	 Ändert LVO vom 22. Februar 2010, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2130-14-12

Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung über die Überwachung von Tätigkeiten 

mit Bauprodukten und bei Bauarten1)2)
Vom 5. Dezember 2014

Aufgrund des § 18 Absatz 6, § 22 Absatz 1 Satz 4 
in Verbindung mit § 83 Absatz 5 Nummer 3 der 
Landesbauordnung für das Land Schleswig-Hol-
stein vom 22. Januar 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 6), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 17. Januar 2011 (GVOBl. Schl.-H. S. 3), ver-
ordnet das Ministerium für Inneres und Bundes- 
angelegenheiten:

Artikel 1

§ 3 Absatz 2 der Landesverordnung zur Änderung 
der Landesverordnung über die Überwachung von 

Tätigkeiten mit Bauprodukten und bei Bauarten 
vom 22. Februar 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 352) 
wird wie folgt geändert:

Die Worte „mit Ablauf des 28. Februar 2015“ 
werden ersetzt durch die Worte „mit Ablauf des 
27. Februar 2020“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 28. Februar 2015 in 
Kraft.

Aufgrund des § 83 Absatz 5 Nummer 3 der Lan-
desbauordnung für das Land Schleswig-Holstein 
vom 22. Januar 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 6), zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
17. Januar 2011 (GVOBl. Schl.-H. S. 3), verordnet 
das Ministerium für Inneres und Bundesangelegen-
heiten:

Artikel 1

§ 8 Absatz 2 der PÜZ-Anerkennungsverordnung 
vom 6. Dezember 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 887) 
wird wie folgt geändert:

Die Worte „mit Ablauf des 31. Dezember 2014“ 
werden ersetzt durch die Worte „mit Ablauf des 
30. Dezember 2019“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 31. Dezember 2014 in 
Kraft.

Landesverordnung 
zur Änderung der PÜZ-Anerkennungsverordnung1)2)

Vom 5. Dezember 2014

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 5. Dezember 2014

Ste fan  S tud t 
Minister 

für Inneres und Bundesangelegenheiten

1)	 Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezem- 
ber 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (Abl. L 376 S. 36) sind beachtet worden.

2)	 Ändert LVO vom 6. Dezember 2009, GS Schl.-H. II, Gl.Nr.  2130-14-9
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Aufgrund des § 83 Absatz 5 Nummer 2 der Lan-
desbauordnung für das Land Schleswig-Holstein 
vom 22. Januar 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 6), zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
17. Januar 2011 (GVOBl. Schl.-H. S. 3), verordnet 
das Ministerium für Inneres und Bundesangelegen-
heiten:

Artikel 1

§ 2 Absatz 2 der Landesverordnung über das Über-
einstimmungszeichen vom 14. Februar 2010 
(GVOBl. Schl.-H. S. 342) wird wie folgt geändert:

Die Worte „mit Ablauf des 28. Februar 2015“ 
werden ersetzt durch die Worte „mit Ablauf des 
27. Februar 2020“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 28. Februar 2015 in 
Kraft.

Landesverordnung 
zur Änderung der Übereinstimmungszeichen-Verordnung1)2)

Vom 5. Dezember 2014

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 5. Dezember 2014

Ste fan  S tud t 
Minister 

für Inneres und Bundesangelegenheiten

1)	 Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezem- 
ber 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (Abl. L 376 S. 36) sind beachtet worden.

2)	 Ändert LVO vom 14. Februar 2010, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2130-14-11



Nr. 17	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2014; Ausgabe 30. Dezember 2014	 499

Aufgrund des § 2 Absatz 1 des Justizschriftgut-
aufbewahrungsgesetzes vom 30. Juli 2009 
(GVOBl. Schl.-H. S. 503) verordnet das Ministe-
rium für Justiz, Kultur und Europa:

Artikel 1

Die Justizschriftgutaufbewahrungsverordnung vom 
20. Dezember 2011 (GVOBl. 2012 S. 1) wird wie 
folgt geändert:

1.	An § 1 Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 
angefügt:

	 „(3) Die Aufbewahrung von Akten über die Be-
antragung von Registrierungen nach dem 
Rechtsdienstleistungsgesetz bestimmt sich 
nach § 7 Rechtsdienstleistungsverordnung vom 
19. Juni 2008 (BGBl. I S. 1069), geändert 
durch Gesetz vom 25. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 2749).“

2.	§ 2 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

	 „(2) Gelten für Akten und Aktenteile (z.B. Ur-
teile, Beschlüsse) unterschiedliche Aufbewah-
rungsfristen, bestimmt sich die Aufbewahrungs-
frist für den die Urschriften dieser Akten oder 
Aktenteile ersetzenden Bild- oder anderen Da-
tenträger nach der jeweils längsten Aufbewah-
rungsfrist, sofern eine fristgerechte Sperrung 
oder Löschung einzelner Aktenteile nicht oder 
nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist.“

3.	§ 3 Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:

	 „Dies gilt nicht in den Fällen der Nummer 46 
Buchstabe a des Abschnitts 1 der Anlage.“

4.	§ 4 Absatz 2 Nummer 5 erhält folgende 
Fassung:

„5.	 für (Sammel)Akten mit den Unterlagen über 
die Wahl, Ernennung, Berufung oder Bestel-
lung und Heranziehung ehrenamtlicher 
Richterinnen und Richter das Jahr des Ab-
laufs der jeweiligen Wahl- oder Amtspe- 
riode;“

5.	§ 4 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

	 „(4) Für Vormundschaften, Pflegschaften und 
Beistandschaften über Minderjährige sowie für 
die zur Zuständigkeit des Familiengerichts (bis 
zum 31. August 2009: gegebenenfalls Zustän-
digkeit des Vormundschaftsgerichts) gehören-
den Angelegenheiten sonstiger Fürsorge für ein 
unter elterlicher Sorge stehendes Kind beginnt 
die Aufbewahrungsfrist abweichend von Ab- 
satz 1 mit dem Jahr, das auf das Jahr folgt, in 
dem die ehemals minderjährige Person, soweit 
mehrere Geschwister vorhanden sind, die 
jüngste an der Angelegenheit beteiligte, ehe-
mals minderjährige Person, das 21. Lebensjahr 
vollendet hat, auch wenn die Sache auf andere 
Weise vorher endete.“

6.	 In § 6 Absatz 3 werden die Worte „19. Novem-
ber 1997“ ersetzt durch die Worte „11. Novem-
ber 2013“.

7.	Die Anlage zur Justizschriftgutaufbewahrungs-
verordnung erhält die aus der Anlage zu dieser 
Verordnung ersichtliche Fassung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Landesverordnung 
zur Änderung der Justizschriftgutaufbewahrungsverordnung*)

Vom 8. Dezember 2014

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 8. Dezember 2014

Anke  Spoo rendonk 
Ministerin 

für Justiz, Kultur und Europa

*)	 Ändert LVO vom 20. Dezembewr 2011, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 315-4-1

Anl.
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Anlage  
 

 
Aufbewahrungsfristen für das Schriftgut der Justiz und der Justizverwaltung 

 
Abschnitt 1 

 
Bundeseinheitliche Aufbewahrungsfristen für das Schriftgut der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit, der Staatsanwaltschaften und der Justizvollzugsbehörden 

 
Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
Ordentliche Gerichtsbarkeit 

 
Amtsgericht 

 
A. Allgemeines 

 
1 AR Akten über Angelegenheiten, die in das 

Allgemeine Register eingetragen sind, 
 
a) soweit sie Vertreterbestellungen nach  

§ 13 Absatz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen, aufge-
hoben durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1954), be-
treffen 
 

 
 
 

10 Jahre 

 
 
 
- 
 

 
 
 
 
 
 
 

  b) soweit sie Schutzschriften betreffen 
 

1 Jahr -  

  c) alle Übrigen 
 

2 Jahre -  

2 - Aktenregister mit den dazugehörigen Na-
menverzeichnissen  
 
a) Namens- und Unternehmens- 

verzeichnisse zum Grundbuch und zu 
allen öffentlichen Register 

 
 
 

dauernd 
aufzube-
wahren 

 

 . 

  b) soweit in ihnen Akten oder Aktenteile 
verzeichnet sind, die dauernd aufzu-
bewahren sind 

 

dauernd 
aufzube-
wahren 

 

  

  c) alle Übrigen 
 

keine  Register und 
Verzeichnisse 
sind zu vernich-
ten, sobald das 
darin verzeichne-
te Schriftgut 
vollständig ver-
nichtet oder ans  
Landesarchiv 
abgeliefert wurde 
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
3 - Die lediglich zur Kontrolle des Geschäfts-

gangs dienenden Listen und Schriftstücke, 
namentlich die Kalender, Tagebücher, Ein-
gangslisten und Posteingangsbücher sowie 
die Haft- und Steckbrieflisten und die Listen 
der Überführungsstücke. 
Ausgenommen sind die Nachweisungen 
über die Verteilung der Vordrucke zu Hypo-
theken-, Grundschuld- und Rentenschuld-
briefen sowie zu Schiffsbriefen und Schiffs-
zertifikaten (siehe Nummer 223) 
 

2 Jahre   

4 - Sammelakten mit den Unterlagen über die 
Schöffenwahl, Schöffenauslosung und 
Schöffengeschäftsstelle (§§ 28 ff. des Ge-
richtsverfassungsgesetzes (GVG) 
 

20 Jahre -  

 
 

B. Zivilprozess-, Insolvenz-, Konkurs- und Vergleichssachen 
 

12 B Mahnsachen 
 
Bei automatisierter Bearbeitung sind Akten 
nur solche Aktenteile und Eingänge, deren 
Inhalt nicht im Aktenausdruck des zugehöri-
gen Verfahrens nach § 696 Absatz 2 Zivil-
prozessordnung (ZPO) wiedergegeben 
werden kann. Kann deren Inhalt im Akten-
ausdruck wiedergegeben werden, handelt 
es sich um Erfassungsbelege, für die Buch-
stabe c gilt. 
 
Datenbestände sind nur Datensammlungen, 
in denen Anträge, Rechtsbehelfe und ande-
re Eingänge nach deren Verarbeitung zum 
Zwecke der Verfahrensführung und Wieder-
gabe in einem Aktenausdruck nach § 696 
Absatz 2 ZPO gespeichert werden (Be-
standsdateien).  
 
Bewegungsdateien sind Dateien, in denen 
Daten zum Zwecke der späteren Verarbei-
tung oder der Weitergabe an die Parteien, 
Gerichte und andere Beteiligte zunächst 
gesammelt werden.  
 
Workdateien sind Dateien, die nur temporär 
während der Verarbeitung der Bewegungs-
dateien dynamisch erzeugt werden. 
 
a) Akten und Datenbestände über 

Mahnsachen, auch bei automatisierter 
Bearbeitung, sofern ein (Teil-) Vollstre-
ckungsbescheid oder Europäischer 
Zahlungsbefehl erlassen wurde, der 
nicht durch Antragsrücknahme wir-
kungslos geworden ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

30 Jahre 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
- 
 
 
 
 
 
 

Register und 
Hüllen in 
Mahnsachen (§ 
12 Absatz 1 und 
2 Aktenordnung 
(AktO)) sind zu 
vernichten, so-
bald alle darin 
verzeichneten 
Akten und die 
aus diesen zur 
längeren Aufbe-
wahrung heraus-
genommenen 
Vollstreckungs-
bescheide oder 
Europäischen 
Zahlungsbefehle 
und Nachweise 
ausgesondert 
sind.  
 
Die Behördenlei-
tung kann an-
ordnen, dass die 
Register und 
Hüllen in Mahn-
sachen bereits 
nach Ablauf von 
2 Jahren nach 
der in Spalte 4 
zu Spalte 3 Bu-
chstabe b vorge-
schriebenen 
Aufbewahrungs-
frist für Akten 
und  
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
   

 
 
 
 
Bei nichtmaschineller Bearbeitung kann 
die Behördenleitung bestimmen, dass 
die nicht nach lfd. Nummer 27 aufzu-
bewahrenden Schriftstücke bereits 
nach Ablauf der unter Buchstabe b ge-
nannten Frist ausgesondert werden 
können.  
Sofern die nach lfd. Nummer 27 aufzu-
bewahrenden Schriftstücke im Akten-
ausdruck des zugehörigen Verfahrens 
nach § 696 Absatz 2 ZPO wiedergege-
ben sind, genügt dessen Aufbewah-
rung.  
 

b) Akten und Datenbestände in übrigen 
Fällen 

 
c) Erfassungsbelege und Bewegungs-

dateien 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
d)    Workdateien 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2 Jahre 
 
 

3 Monate 
Die Behör-
denleitung 
kann eine 
längere 
Aufbewah-
rung von bis 
zu zwei 
Jahren 
anordnen.  

 
 
 
 
 
- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
 
 
- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 

 

Datenbestände 
in übrigen Fällen  
vernichtet wer-
den. 
 
Bei nicht ma-
schineller Bear-
beitung beginnt 
die Aufbewah-
rungsfrist mit 
dem Ablauf des 
Jahres, in dem 
das Verfahren 
als weggelegt 
gilt. Bei maschi-
neller Bearbei-
tung entspricht 
der letzte Zugriff 
im Sinne einer 
Verfügung auf 
den Datensatz 
der letzten Ver-
fügung auf die 
Sache. 
 
Die Aufbewah-
rungsfrist der 
Erfassungsbele-
ge beginnt mit 
deren Eingang, 
die der Bewe-
gungsdateien  
mit deren ma-
schineller Verar-
beitung. 

13 C Prozessakten und sonstige Akten, die be-
treffen 
a) Ansprüche nichtehelicher Kinder ge-

gen ihren Vater, soweit der Anspruch 
in einer rechtskräftigen, vor dem 1. Juli 
1970 erlassenen Entscheidung festge-
stellt worden ist oder der Mann vor 
diesem Zeitpunkt in einer öffentlichen 
Urkunde seine Vaterschaft anerkannt 
oder in einem vollstreckbaren Schuldti-
tel sich zur Erfüllung der Ansprüche 
verpflichtet hat, Anfechtungen der Va-
terschaft nach § 1600 Absatz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) 
und Artikel 12 § 3 Absatz 2 des Ge-
setzes über die rechtliche Stellung der 
nichtehelichen Kinder vom 19. August 
1969 – (BGBl. I S. 1243), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 12. April 2011 (BGBl. I S. 615) 

 

 
 

70 Jahre 

 
 
- 
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
  b) bis zum 30. Juni 1998: 

Urteile und Entmündigungsbeschlüsse aus 
den Akten zu Buchstabe b 

 

70 Jahre - wie zu Nummer 
13 Buchstabe b 

  c) bis zum 30. Juni 1998: 
Protokolle, die Beurkundungen in 
Kindschaftssachen enthalten (§ 641 
Buchstabe c ZPO, aufgehoben durch 
Artikel 29 des Gesetzes vom 17. De-
zember 2008 (BGBl. I S. 2586), aus 
den Akten zu Buchstabe b) 

 

70 Jahre 
 
 

- wie zu Nummer 
13 Buchstabe b 

  d) Aufgebotsverfahren 
 
 
 

10 Jahre Die in Nummer 27 
bezeichneten Titel 
 

Aufgebotsverfah-
ren ab dem 01. 
September 2009: 
siehe Nummer 
84 Buchstabe b  
 

  e) alle übrigen Akten  5 Jahre Die in Nummer 27 
bezeichneten Titel 
sowie Urteile und 
Vergleiche jeder Art 
usw. 
 
 

 

  f) bis zum 30. Juni 1998: 
alle übrigen Kindschaftssachen, An-
sprüche aus einem familienrechtlichen 
Verhältnis, soweit nicht Familiensache 
(Unterabschnitt D.), Entmündigungs-
sachen 

 

30 Jahre 
 

Urteile, Protokolle, die 
Beurkundungen in 
Kindschaftssachen 
enthalten (§ 641 
Buchstabe c ZPO, 
aufgehoben durch 
Artikel 29 des Geset-
zes vom 17. Dezem-
ber 2008 (BGBl. I S. 
2586)), Entmündi-
gungsbeschlüsse 
(siehe Nummer 13 
Buchstaben c und d) 
 

Kindschafts-
sachen im Sinne 
dieser Bestim-
mung sind die in 
§ 640 Absatz 2 
ZPO in der bis 
zum 31. August 
2009 geltenden 
Fassung be-
zeichneten Ver-
fahren, die ab 
dem 01. Sep-
tember 2009 als 
Abstammungs-
sachen bezeich-
net werden (sie-
he §§ 111 Num-
mer 3, § 169  
des Gesetzes über 
das Verfahren in 
Familiensachen und 
in den Angelegenhei-
ten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  
(FamFG) vom 17. 
Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2586), 
zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 20. Juni 
2014 (BGBl. I S. 786) 
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Nr. 
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rungsfrist 
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Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
18 H a) Akten über Verfahren nach der Regel-

betragsverordnung (zum 1. Januar 
2008 außer Kraft getreten gemäß Arti-
kel 4 des Gesetzes zur Änderung des 
Unterhaltsrechts vom 21. Dezember 
2007 (BGBl. I S. 3189, 3193)), Akten 
über Anträge im vereinfachten Verfah-
ren zur Abänderung von Unterhaltsti-
teln 
 

10 Jahre 
 
 
 

Die in Nummer 27 
bezeichneten Titel 
usw. 
 

Unterhaltssa-
chen ab dem 01. 
September 2009 
siehe Nummer 
116 

  b) Akten über Anträge auf Durchführung 
des selbstständigen Beweisverfahrens 
und sonstige Anträge außerhalb eines 
anhängigen Rechtsstreits, die nicht 
Bestandteil der Hauptakten geworden 
sind 
 

5 Jahre Die in Nummer 27 
bezeichneten Titel 
sowie Urteile und 
Vergleiche jeder Art 
usw. 
 

 

19 - Sammelakten über die bei dem Gericht 
niedergelegten Schiedssprüche, schieds-
richterlichen Vergleiche und Vergleiche 
nach § 1044b Absatz 1 ZPO a. F., Sammel-
akten über die bei dem Gericht nach  
§ 796a ZPO niedergelegten Anwaltsverglei-
che sowie Sammelakten über Verfahren 
nach dem Schlichtungsgesetz 
 

30 Jahre -  

20 J a) Akten über das Verteilungsverfahren 
 
 
b) Verteilungspläne 
 

2 Jahre 
 
 

30 Jahre 

Verteilungspläne 
(siehe Nummer 20 
Buchstabe b) 

 

21 K a) Zwangsversteigerungsakten, soweit 
der Zuschlag nicht erteilt ist 

 

2 Jahre 
 

- 
 

 
 

  b) Zwangsversteigerungsakten, sofern 
der Zuschlag erteilt ist 
 

5 Jahre 
 

Beschlüsse über Zu-
schlagserteilung, Ver-
handlungen und Pro-
tokolle über die Vertei-
lung des Versteigerun 
serlöses (siehe Num-
mer 21 Buchstabe c) 

Aus den in Spal-
te 5 genannten 
Schriftstücken 
sind Sammelak-
ten zu bilden 
(siehe Nummer 
21 Buchstabe c) 
 

  c) Sammelakten mit den Beschlüssen 
über Zuschlagserteilung im 
Zwangsversteigerungsverfahren und 
mit den Verhandlungen und Protokol-
len über die Verteilung des Versteige-
rungserlöses 

 

30 Jahre -  
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Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
22 L a) Zwangsverwaltungsakten 

 
 
 
 
 
 
 
 
b) Akten über die Zwangsliquidation von 

Bahneinheiten 
 
c) Sammelakten mit den Protokollen über 

die Leistung von Zahlungen auf das 
Kapital einer Hypothek oder Grund-
schuld oder auf die Ablösungssumme 
einer Rentenschuld 

 

2 Jahre 
 
 
 
 
 
 
 
 

10 Jahre 
 
 

30 Jahre 

Protokolle über die 
Leistung von Zahlun-
gen auf das Kapital 
einer Hypothek oder 
Grundschuld oder auf 
die Ablösungssumme 
einer Rentenschuld 
 
 

- 
 
 
- 

Aus den in Spal-
te 5 genannten 
Schriftstücken 
sind Sammelak-
ten zu bilden 
(siehe Nummer 
22 Buchstabe c) 
vgl. auch Num-
mer 134 
 

23 M Akten über Zwangsvollstreckungssachen 5 Jahre die in Nummer 27 
bezeichneten Titel 

Wegen der Ver-
nichtung des 
Schuldnerver-
zeichnisses/ 
Löschung im 
Schuldnerver-
zeichnis siehe  
§ 882 e ZPO  
(bis 31. Dezem-
ber 2012: § 915a 
ZPO) 
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Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
24 

 
IN, 
IK, 
IE 

Insolvenzakten 
 
a) die Bände mit den Schriftstücken über 

die Verteilung 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) die Bände über das Restschuldbefrei-

ungsverfahren, Insolvenz- und Schul-
denbereinigungspläne 

 

 
 

30 Jahre 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

10 Jahre 

 
 

- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Entscheidungen über 
die Gewährung oder 
Versagung von Rest-
schuldbefreiung (§§ 
289 f., 296 bis 298, 
300 und 303 InsO); 
rechtskräftig bestätigte 
Insolvenzpläne nebst 
Bestätigungsbe-
schluss, angenomme-
ne Schuldenbereini-
gungspläne samt 
Annahmebeschluss 
(siehe Nummer 24 
Buchstabe d) 
 

 
 
Wegen der Ver-
nichtung des 
Schuldnerver-
zeichnisses/ 
Löschung im 
Schuldnerver-
zeichnis siehe  
§ 17 Absatz 8 
AktO 
 
 

  c) die übrigen Bände 
 

5 Jahre 
 

Tabellen über die 
angemeldeten Insol-
venzforderungen nebst 
den gerichtlichen Ver-
merken nach § 178 Ab 
satz 2 InsO (siehe  
Nummer 24 Buchstabe 
d) 
 

 

  d) Tabellen über die angemeldeten Insol-
venzforderungen nebst den gerichtli-
chen Vermerken nach § 178 Absatz 2 
der Insolvenzordnung (InsO); rechts-
kräftig bestätigte Insolvenzpläne nebst 
Bestätigungsbeschluss; angenomme-
ne Schuldenbereinigungspläne nebst 
Annahmebeschluss; rechtskräftige 
Entscheidungen über die Gewährung 
oder Versagung von Restschuldbe-
freiung (§§ 289f., 296 bis 298, 300 und 
303 der InsO 
 

30 Jahre   
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25 N Konkursakten 

 
a) die Bände mit den Schriftstücken über 

die Verteilung 
 

 
 

30 Jahre 
 

 
 
- 

 

 
 
Wegen der Ver-
nichtung des 
Schuldnerver-
zeichnisses/ 
Löschung im 
Schuldnerver-
zeichnis siehe  
§ 17 Absatz 8 
AktO 
 

  b) die übrigen Bände 
 

5 Jahre 
 

Tabellen über die 
angemeldeten Kon-
kursforderungen und 
die Zwangsvergleiche 
- Vergleichsvorschlag, 
Verhandlung und 
Bestätigungsbeschluss 
(siehe Nummer 25 
Buchstabe c) 
 

 

  c) Die Tabellen über die angemeldeten 
Konkursforderungen und die Zwangs-
vergleiche - Vergleichsvorschlag, Ver-
handlung und Bestätigungsbeschluss - 

 

30 Jahre   

26 VN a) Akten über die Verfahren nach der 
Vergleichsordnung 

 

5 Jahre 
 

Vergleiche aufgrund 
der Vergleichsordnung 
- Vorschlag nebst dem 
zugrunde liegenden 
Gläubigerverzeichnis, 
Verhandlung und 
Bestätigungsbeschluss 
sowie Verpflichtungs-
erklärungen - (siehe 
Nummer 26 ‚Buchsta-
be b) 
 

 

  b) - Vergleiche aufgrund der Vergleichs-
ordnung - Vorschlag nebst dem zu-
grunde liegenden Gläubigerverzeich-
nis, Verhandlung und Bestätigungsbe-
schluss sowie Verpflichtungserklärun-
gen 

30 Jahre   
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Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
27 - a) Die zur Zwangsvollstreckung geeigne-

ten Titel und Entscheidungen, alle Ur-
teile, Vergleiche jeder Art, Vollstreck-
barerklärungen und Vollstreckungsbe-
scheide, Bestätigungserklärungen  
über die Vollstreckbarkeit nach der  
Verordnung (EG) Nummer 805/2004 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 21. April 
2004 zur Einführung eines europäischen Vollstre-
ckungstitels für unbestrittene Forderungen 
(EVT-VO) (ABl.. L 143 S. 15, zuletzt ber. 2004 
Nummer L 50 S. 71), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung (EG) Nummer 1103/2008 vom 22. Okto-
ber 2008 (ABl. L 304 S. 80), Nachweisungen 
über die Zustellung der Mahn- und 
Vollstreckungsbescheide sowie verfah-
rens-einleitende Schriftstücke und wei-
tere Nachweise, die für die Vollstreck-
barkeitserklärung nach Art. 54  
der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 
22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zustän-
digkeit und die Anerkennung und Voll-streckung 
von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
(EuGVVO) (ABl. L 12 S. 1, zuletzt ber. 2008 
Nr. L 328 S. 36), zuletzt geändert durch Verord-
nung (EU) Nummer 506/2013 vom 18. Juni 2013 
(ABl. L 167 S.29)  
gem. Art. 34 EuGVVO erforderlich 
sind, Schiedssprüche, schiedsrichterli-
che Vergleiche sowie Entscheidungen 
über deren Vollstreckbarkeit; ferner 
Handzeichnungen, Karten, Abrech-
nungen und sonstige Schriftstücke, auf 
die in der Entscheidungsformel oder in 
einem gerichtlichen Vergleich Bezug 
genommen ist. 
 
Zu den Urteilen usw. im Sinne dieser 
Vorschrift gehören auch die zu den 
Akten genommenen beglaubigten Ab-
schriften von Entscheidungen der hö-
heren Instanzen sowie Leseabschrif-
ten. 

30 Jahre 
 
 

 Zur Zwangsvoll-
streckung geeig-
nete Titel, die 
durch eine späte-
re Klage- oder 
Antragsrück-
nahme wirkungs-
los geworden 
sind (vgl. § 269 
Absatz 3 Satz 1, 
§ 700 Absatz 1 
ZPO), fallen 
nicht unter die 
30-jährige Auf-
bewahrungsfrist 
und sind deshalb 
nur so lange 
aufzubewahren 
wie die Verfah-
rensakten selbst. 
 
Unter diese 
Nummer fallen 
auch die noch 
aufzubewahren-
den Schriftstücke 
des Registerzei-
chens MSch. 
 

  b) Urteile und Vergleiche über den vor-
zeitigen Erbausgleich 
 (§§ 1934d, 1934e BGB a.F.) 
 

100 Jahre   

  c) Prozessvergleiche, die einen Erbver-
trag oder Erklärungen enthalten, nach 
deren Inhalt die Erbfolge geändert wird 
 

100 Jahre   
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C. Straf- und Bußgeldverfahren 

 
41 Bs a) Akten (einschließlich etwaiger Gna-

denhefte) über Privatklagen 
 
 
 
 
 
b) Vergleiche in Privatklagesachen 
 

5 Jahre 
 
 
 
 
 
 

30 Jahre 

Vergleiche (siehe 
Nummer 41 Buchstabe 
b) sowie auf Strafe 
lautende Urteile, Voll-
streckungsnachweise 
usw. (siehe Nummer 
48) 

 

 

      
      

46 OWi Akten über 
 
a) Erzwingungshaftverfahren 
 
b) alle übrigen Bußgeldverfahren 
 

 
 

2 Jahre 
 

5 Jahre 

 
 
 
 

Vollstreckbare Titel  
(z. B. Kostenfestset-
zungsbeschlüsse, 
Entscheidungen über 
die Entschädigung 
wegen erlittener Ver-
folgungsmaßnahmen) 
(siehe Nummer 48) 
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Bemerkungen 
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48 - Die Urteile und Strafbefehle, in denen 

rechtskräftig auf Strafe erkannt ist (hierzu 
zählen nicht Erziehungsmaßregeln und 
Zuchtmittel nach dem Jugendgerichtsgesetz 
(JGG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3427), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1805), 
einschließlich der Gesamtstrafenbeschlüs-
se, sowie die Nachweise über die Vollstre-
ckung der Strafe; Anklagen, auf deren zuge-
lassenen Anklagesatz Bezug genommen ist, 
Anklagen gemäß § 212a Absatz 2 Satz 2 
StPO (aufgehoben durch Gesetz vom 28. 
Oktober 1994 (BGBl. I S. 3186) oder § 418 
Absatz 3 Satz 2 StPO, Strafbefehle, Straf-
befehlsanträge; bei den Akten befindliche 
Abbildungen, auf die in den Urteilen Bezug 
genommen ist; Urteile und sonstige Ent-
scheidungen über die Kostenerstattungs-
pflicht und über die Entschädigungspflicht 
für Strafverfolgungsmaßnahmen; Entschei-
dungen nach § 2 Absatz 1 DNA-
Identitätsfeststellungsgesetz, außer Kraft 
getreten durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
12. August 2005 (BGBl. I S. 2360) und  
§ 81g StPO;  
 
Kostenfestsetzungsbeschlüsse sowie Ent-
scheidungen, in denen eine Entschädigung 
nach den §§ 10, 11 des Gesetzes über die 
Entschädigung für Strafverfolgungsmaß-
nahmen (StrEG) vom 8. März 1971 (BGBl. I 
S. 157), zuletzt geändert durch Artikel 22 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 
(BGBl. I S. 1864), zuerkannt worden ist; die 
Beschlüsse oder Mitteilungen über den 
Erlass oder die Milderung der Strafe sowie 
über die Anordnung der Nichtaufnahme in 
ein Führungszeugnis (§ 39 BZRG) oder der 
Tilgung (§§ 48, 49 BZRG). Ist eine Geldstra-
fe durch Teilzahlungen getilgt, ist nur der 
Nachweis über die letzte Teilzahlung aufzu-
bewahren. 
 
Zu den Urteilen usw. im Sinne dieser Vor-
schrift gehören auch die zu den  
Akten genommenen beglaubigten  
Abschriften von Entscheidungen der höhe-
ren Instanzen.  

30 Jahre 
 

  

      
49 - Sammelakten mit den Begleitumschlägen 

der abgehenden Briefe der Untersuchungs-
gefangenen 

1 Jahr - Auf Anordnung 
der Behördenlei-
tung können die 
Begleitumschlä-
ge auch in Kar-
tons oder ande-
ren Behältnissen 
geordnet aufbe-
wahrt werden. 
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D. Freiwillige Gerichtsbarkeit und Familiensachen 

 
71 - a) Grundbücher und Bahngrundbücher 

 
 

dauernd 
aufzube- 
wahren 

 

  

  b) das dazugehörige Schriftgut an Akten, 
Urkunden usw. mit Ausnahme der un-
ter c) und d) bezeichneten Sonderhef-
te und Sammelakten 
 

dauernd 
aufzube-
wahren 

-  

  c) Sonderhefte mit den Schriften von 
vorübergehender Bedeutung 
 

2 Jahre -  

  d) Sammelakten mit den Anträgen auf 
Erteilung von Grundbuchabschriften 
 

6 Monate -  

73 HR a) Handelsregister 
 

dauernd 
aufzube-
wahren 

 Zu Nummern 73 
bis 80: 
Beihefte mit 
Schriftstücken 
von vorüberge-
hender Bedeu-
tung (z. B.  
Belegblätter  
über öffentliche 
Bekanntma-
chungen) können 
nach 10 Jahren 
vernichtet wer-
den. 
 
Die Aufbewah-
rungsfrist beginnt 
mit Ablauf des 
Jahres, in dem 
die Sachbearbei-
tung nach Prü-
fung der Jahres-
abschlüsse usw. 
beendet worden 
ist (vgl. § 4 Ab-
satz 2 Nummer 
6). 
 

  b) Handelsregisterakten 
 

10 Jahre -  

  c) die zum Handelsregister einzu-
reichenden Jahresabschlüsse und an-
dere Unterlagen der Rechnungslegung 
 

10 Jahre -  

73a PR a) Partnerschaftsregister 
 
 
 
b) Partnerschaftsregisterakten 
 

dauernd 
aufzube-
wahren 

 
10 Jahre 
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74 GR a) Güterrechtsregister 

 
b) die zum Güterrechtsregister gehörigen 

Akten 
 
 
 

100 Jahre 
 

70 Jahre 
vom Zeit-
punkt der 

Eintragung 
an 

 

- 
 
- 

 

75 VR a) Vereinsregister 
 
 
 
b) die zum Vereinsregister gehörigen 

Akten 
 

dauernd 
aufzube-
wahren 

 
5 Jahre 

 
 
 
 
- 

 

76 GnR a) Genossenschaftsregister 
 
 
 
b) die zum Genossenschaftsregister 

gehörigen Akten 
 
c) die zum Genossenschaftsregister 

einzureichenden Jahresabschlüsse 
und andere Unterlagen der Rech-
nungslegung 

dauernd 
aufzube-
wahren 

 
10 Jahre 

 
 

10 Jahre 
 
 

 
 
 
 
- 
 
 
- 
 
 
 
 
- 

 
 
 
 
 

 
Die Aufbewah-
rungsfrist beginnt 
mit Ablauf des 
Jahres, in dem 
die Sachbearbei-
tung nach Prü-
fung der Jahres-
abschlüsse usw. 
beendet worden 
ist (vgl. § 4 Ab-
satz 2 Nummer 
6). 

77 MR a) Musterregister 
 
b) die zum Musterregister gehörigen 

Akten 
 

50 Jahre 
 

5 Jahre 

- 
 
- 

 

78 SSR a) Seeschiffsregister 
 
b) die zum Seeschiffsregister gehörigen 

Akten 
 

50 Jahre 
 

30 Jahre 

- 
 
- 

 

79 BSR a) Binnenschiffsregister 
 
b) die zum Binnenschiffsregister gehöri-

gen Akten 
 

50 Jahre 
 

30 Jahre 

- 
 
- 
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80 SBR 

(früher: 
PRS) 

a) Schiffsbauregister 
 
b) die zum Schiffsbauregister gehörigen 

Akten (Gemäß der Schiffsregisterord-
nung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 
1133), zuletzt geändert durch Artikel 
15 des Gesetzes vom 10. Oktober 
2013 (BGBl. I S. 3786) ist an die Stelle 
der Bezeichnung „Pfandrechtsregister 
für Schiffsbauwerke“ die Bezeichnung 
„Schiffsbauregister“ getreten - Regis-
terzeichen SBR) 

 

50 Jahre 
 

30 Jahre 

- 
 
- 

 

80/1 LR a) Register für Pfandrechte an Luftfahr-
zeugen 

 
b) die zum Register für Pfandrechte an 

Luftfahrzeugen gehörigen Akten 
 

50 Jahre 
 
 

30 Jahre 

- 
 
 
- 

 

81 - Sammelakten in Registersachen 
 
a) mit den Anträgen auf Erteilung von 

Abschriften und Auszügen aus den 
Registern und den Registerakten 

 
b) alle sonstigen Sammelakten 
 

 
 

1 Jahr 
 
 
 

5 Jahre 

 
 
- 
 
 
 
- 

 

82 PK 
(früher: Kb) 

a) Pachtkreditregister (früher: Register 
für landwirtschaftliche Kapitalkreditbe-
schaffungssachen) 

 
b) Akten über Pachtkreditsachen (früher: 

Akten über landwirtschaftliche Kapital-
kreditbeschaffungssachen) 

 
 
 
 
 
 
c) Sammelakten mit den Anträgen auf 

Erteilung einer Bescheinigung, dass 
ein Verpfändungsvertrag bei dem 
Amtsgericht nicht niedergelegt ist  
(§ 16 Absatz 2 des Pachtkreditgeset-
zes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. August 1951 (BGBl. I S. 
494), geändert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 8. November 1985 (BGBl. 
I S. 2065)) 

 

30 Jahre 
 
 
 

30 Jahre 
vom Zeit-
punkt der 
Rückgabe 
des Ver-

pfändungs-
vertrages 

an 
 

5 Jahre 

- 
 
 
 
- 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 
 

83 
 
I 

 
a) gerichtliche Beurkundungen von 

Rechtsgeschäften unter Lebenden und 
von tatsächlichen Vorgängen (z. B. ge-
richtliche Beurkundung von Erb-
scheinsanträgen und Urkunden über 
die Übertragung eines Erbteils), einer-
lei ob für sie besondere Blattsamm-
lungen angelegt oder ob sie zu ande-
ren Akten genommen sind 
 

 
100 Jahre 

 

 
- 
 

 

  b) gerichtliche Beurkundungen, die aus-
schließlich Änderungen der Zahlungs-
verpflichtung des Vaters eines nicht-
ehelichen Kindes betreffen 
 

30 Jahre -  

84 II Akten über sonstige Handlungen und Ent-
scheidungen in Sachen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit,  
 

   

  a) soweit sie die Gewährung richterlicher 
Vertragshilfe betreffen 

 

10 Jahre Entscheidungen und 
Vergleiche sowie Ur-
kunden, auf die darin 
Bezug genommen ist 
(siehe Nummer 84 
Buchstabe h) 
 

 

  b) soweit sie Aufgebotsverfahren betreffen 
 

10 Jahre 
 

wie zu Nummer 84 
Buchstabe a 
 

bis zum 
31.08.2009: 
siehe Nummer 
13 Buchstabe e 
 

  c) soweit sie Verfahren nach §§ 43 ff. des 
Wohnungseigentumsgesetzes vom 15. 
März 1951 (BGBl. I S. 175, ber. S. 
209), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 
(BGBl. I S. 3719) betreffen 

 

5 Jahre wie zu Nummer 84 
Buchstabe a 
 

 

  d) soweit sie die Regelung der Rechtsver-
hältnisse an der Wohnung und am 
Hausrat geschiedener Ehegatten be-
treffen (Allgemeine Verfügung vom 16. 
Januar1945 - Dt. Justiz S. 29) 
 

5 Jahre 
 

wie zu Nummer 84 
Buchstabe a 

 

 

  e) soweit sie Angelegenheiten nach dem 
Beratungshilfegesetz betreffen 

 

5 Jahre -  

  f) soweit sie Eide und eidesstattliche 
Versicherungen betreffen 

 

30 Jahre -  

  g) alle Übrigen 
 

30 Jahre -  

  h) Entscheidungen und Vergleiche in den 
unter a) bis d) aufgeführten Angelegen-
heiten sowie Urkunden, auf die darin 
Bezug genommen ist. 
Zu den Entscheidungen usw. im Sinne 
dieser Vorschrift gehören auch die zu 
den Akten genommenen beglaubigten 
Abschriften der Entscheidungen der 
höheren Instanzen. 

30 Jahre -  
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
85 III Standesamtssachen 

 
30 Jahre -  

86 - Sammelakten über den Austritt von Perso-
nen aus den Religionsgemeinschaften 
öffentlichen Rechts 

10 Jahre -  

87 - a) Sammelakten mit den Entscheidungen 
über Erteilung der Vollstreckungsklau-
sel für vollstreckbare Urkunden, die von 
Beamten der Jugendämter aufgenom-
men worden sind 
 

30 Jahre -  

  b) Sammelakten mit den Entscheidungen 
über die Erteilung weiterer vollstreckba-
rer Ausfertigungen notarieller Urkunden 

 

30 Jahre -  

88 - Sammelakten über Wechsel- und Scheck-
proteste 
 

5 Jahre -  

89 IV Akten über Verfügungen von Todes wegen 
(Testamente, Erbverträge, Erklärungen 
gemäß § 13 Erbhofrechtsverordnung) 
a) soweit sie lediglich zurückgegebene 

Verfügungen von Todes wegen betref-
fen 
 

 
 
 

5 Jahre 
 

 
 
 
 
- 

 

  b) sonstige 
 

100 Jahre - Die Aufbewah-
rungsfrist beginnt 
mit Ablauf des 
Jahres der voll-
ständigen Eröff-
nung der Verfü-
gung von Todes 
wegen, gegebe-
nenfalls. mit der 
Eröffnung nach 
dem Letztver-
storbenen. 
 

90 - a) Verwahrungsbücher über Verfügungen 
von Todes wegen 
 

30 Jahre 
 

- Die Aufbewah-
rungsfrist beginnt 
für den jeweili-
gen Jahrgang mit 
dem Ablauf des 
Jahres, in dem 
die letzte darin 
verzeichnete 
Verfügung von 
Todes wegen 
eröffnet worden 
ist. 

  b) die zu den Verwahrungsbüchern über 
Verfügungen von Todes wegen gehö-
rigen Belege 

 

30 Jahre 
 

- 
 

 

  c) Sammelakten mit den Anzeigen über 
auswärts hinterlegte Testamente 

 

100 Jahre -  
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
91 VI Akten über die Vermittlung von Auseinan-

dersetzungen 
30 Jahre Auseinandersetzungs-

verträge unter Miter-
ben oder Teilnehmern 
an einer Gütergemein-
schaft und sonstige, in 
das Urkundsregister 
unter I eingetragene 
Beurkundungen (siehe 
Nummer 83 Buchstabe 
a) 
 

 

92 VI a) Akten über sonstige Handlungen des 
Nachlassgerichts 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) Sammelakten mit Sterbefallnachrich-

ten und -anzeigen 
aa) der Standesämter und des Amts-
gerichts Schöneberg (Hauptkartei für 
Testamente) 
 
bb) des Zentralen Testamentsregisters 
nach § 78c Satz 3 Bundesnotarord-
nung (BNotO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 24. Februar 1961 
(BGBl. I S. 97), zuletzt geändert durch 
Artikel 14 des Gesetzes vom 23. Juli 
2013 (BGBl. I S. 2586) 

 

30 Jahre 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

30 Jahre 
 
 
 

1 Jahr 

Erbscheine, gerichtlich  
beurkundete  
Erbscheinsanträge, 
Urkunden über die 
Übertragung eines 
Erbteils, Zeugnisse 
über Ernennung eines 
Testamentsvollstre-
ckers und ähnliche 
Zeugnisse, ferner 
Ausschlagungen von 
Erbschaften und Erb-
verzichtsverträge 
sowie Unterlagen über 
die Anfechtung von 
letztwilligen Verfügun-
gen (siehe Nummer 92 
Buchstabe c);  
soweit keine geson-
derten Akten über 
Verfügungen von 
Todes wegen geführt 
werden auch die in 
Nummer 89 Buchstabe 
b genannten Unterla-
gen 

- 

 

 

- 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 c) Erbscheine, gerichtlich beurkundete 
Erbscheinsanträge, Urkunden zur 
Übertragung eines Erbteils, Zeugnisse 
über Ernennung eines Testaments-
vollstreckers und ähnliche Zeugnisse, 
ferner Ausschlagungen von Erbschaf-
ten und Erbverzichtsverträge sowie 
Unterlagen über die Anfechtung von 
Verfügungen von Todes wegen 

100 Jahre -  
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
93 F 

(bis zum 31. 
August 
2009 

VII, VIII, IX) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Akten über Vormundschaften, Pflegschaf-
ten, Beistandschaften und Kindschaftssa-
chen nach § 151 FamFG 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Anhörungsprotokolle, Anhörungsver-

merke gemäß § 28 Absatz 4 FamFG, 
Berichte der Jugendämter, ärztliche 
Gutachten, familiengerichtliche Ge-
nehmigung der Unterbringung (bis 
zum 31. August 2009: vormund-
schaftsgerichtliche Genehmigung) 
 

b) Anerkennung der Vaterschaft, Zu-
stimmung des Kindes zur Anerken-
nung der Vaterschaft und sonstige in 
das Urkundsregister unter I eingetra-
gene Beurkundungen 

 
 
 
 

10 Jahre 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

30 Jahre 
 
 
 
 
 
 
 

120 Jahre 

Anhörungsprotokolle, 
Anhörungsvermerke 
gemäß § 28 Absatz 4 
FamFG, Berichte der 
Jugendämter, ärztliche 
Gutachten, familienge-
richtliche Genehmi-
gung der Unterbrin-
gung 
(bis zum 31. August 
2009: vormund-
schaftsgerichtliche 
Genehmigung) 
(siehe Nummer 93 
Buchstabe a) 
 
Anerkennung der 
Vaterschaft, Zustim-
mung des Kindes zur 
Anerkennung der 
Vaterschaft und sons-
tige in das  
Urkundsregister unter I 
eingetragene Beurkun-
dungen (siehe Num-
mer 93 Buchstabe b) 
 
Aktenteile, die die in 
Nummer 96 Buchsta-
ben a und b bezeich-
neten Angelegenhei-
ten betreffen 
 
die zur Zwangsvoll-
streckung geeigneten 
Titel (siehe Nummer 
104) 
 

- 
 
 
 
 
 
 
 

- 

Der Beginn der 
Aufbewahrungs-
frist richtet sich 
nach § 4  
Absatz 6. 
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
      

94 F 
(bis zum 31. 

August 
2009XVI) 

 

Akten über Adoptionen 120 Jahre   

95 XVII a) Akten über Betreuungssachen 10 Jahre Vorgänge über die 
Genehmigung einer 
freiheitsentziehenden  
Unterbringung und 
einer Einwilligung in 
eine ärztliche 
Zwangsmaßnahme   
(§ 312 Nummer 1  
FamFG) und sonstiger 
Unterbringungsmaß-
nahmen nach § 312 
Nummer 2 FamFG (bis 
zum 31. August 2009: 
§ 70 Absatz 1 Satz 2 
Nummer  2 FGG) 
(Anhörungsprotokolle, 
ärztliche Gutachten, 
betreuungsgerichtliche 
Genehmigung der 
Unterbringung (bis 
zum 31. August 2009: 
vormundschaftsge-
richtliche Genehmi-
gung) nach § 1905 
Absatz 2 BGB (siehe 
Nummer 95 Buchstabe 
b) 
 
die zur Zwangsvoll-
streckung geeigneten 
Titel (siehe Nummer 
104) 
 

 

  b) Vorgänge über die Genehmigung einer 
freiheitsentziehenden Unterbringung 
und einer Einwilligung in eine ärztliche 
Zwangsmaßnahme (§ 312 Nummer 1 
FamFG) und sonstiger Unterbrin-
gungsmaßnahmen (§ 312 Nummer 2 
FamFG; bis zum 31. August 2009:  
§ 70 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 FGG), 
Vorgänge über die betreuungsgericht-
liche Genehmigung (bis zum 31. Au-
gust 2009: vormundschaftsgerichtliche 
Genehmigung) nach § 1905 Absatz 2 
BGB 
 

30 Jahre  Ist die betreute 
Person verstor-
ben, sind die 
gesamten Akten 
nach dem Tode  
- nur noch - 
10 Jahre aufzu-
bewahren. 
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
96 X a) Akten über betreuungsgerichtliche  

Zuweisungssachen,  
bis zum 31.August 2009:  
Akten über andere vormundschaftsge-
richtliche Angelegenheiten 

5 Jahre 
 

 Der Beginn der 
Aufbewahrungs-
frist richtet sich 
nach  
§ 4 Absatz 6. 
 

  b) Vorgänge über einstweilige Anordnun-
gen (§ 29a Nummer 4 AktO) 
bis zum 31. August 2009: 
Vorgänge über die Genehmigung der 
Unterbringung und sonstiger Unterbrin-
gungsmaßnahmen (§ 70 Absatz 1 Satz 
2 Nummer 2 FGG) 

30 Jahre  Ergibt sich aus 
der Akte der Tod 
der betroffenen 
Person, sind die 
gesamten Akten 
nach dem Tode - 
nur noch - 10 
Jahre aufzube-
wahren 
 

  c) Ehelichkeitserklärungen, Feststellung 
der Legitimation durch nachfolgende 
Ehe, Anfechtungen der Ehelichkeit, 
Feststellungen der Vaterschaft, Anfech-
tungen der Vaterschaft, Annahme an 
Kindes Statt 
 

120 Jahre  ab dem 01. Sep-
tember 2009: 
siehe Nummer 
114 Buchstabe c 
 
 

  d) Erklärungen über Gütertrennung nach 
Artikel 8 Abschnitt I Nummern 3 bis 5 
des Gleichberechtigungsgesetzes vom 
18. Juni 1958 (BGBl. I S. 609), zuletzt 
geändert durch Artikel 127 des Geset-
zes vom 19. April 2006 (BGBl. I S. 
866), Erklärungen nach §§ 2, 3 des 
Gesetzes über den ehelichen Güter-
stand von Vertriebenen und Flüchtlin-
gen vom 4. August 1969 (BGBl. I S. 
1163) 
 

120 Jahre  ab dem 01. Sep-
tember 2009: 
siehe Nummer 
109 Buchstabe b 
 

97 XI 
 

Akten über Erziehungsbeistandschaften 
(Schutzaufsichten) nach dem Gesetz über 
Jugendwohlfahrt (JWG), außer Kraft getre-
ten durch Artikel 24 des Gesetzes vom 26. 
Juni 1990 (BGBl. I S. 1163) 
 

30 Jahre -  

98 XII 
 

Akten über Fürsorgeerziehung nach dem 
JWG 
 

30 Jahre -  

99 XIV a) Akten über Abschiebehaftsachen und 
sonstige Freiheitsentzie-
hung/Unterbringung (bis zum 31. Au-
gust 2009: auch Akten über Minderjäh-
rige), sofern nicht unter Buchstabe b er-
fasst 
 

b) Akten über Abschiebehaftsachen und 
sonstige Freiheitsentziehung/ Unter-
bringung (bis zum 31. August2009: 
auch Akten über Minderjährige), in de-
nen keine richterliche Entscheidung er-
gangen ist 

 

30 Jahre 
 
 
 
 
 
 

5 Jahre 

- 
 
 
 
 
 
 
- 

Bei Minderjähri-
gen ab dem 01. 
September2009: 
siehe Nummer 
111 
 
 
Bei Minderjähri-
gen ab dem 01. 
September 2009: 
siehe Nummer 
111 

100 - Sammelakten gemäß § 29 Absatz 5 AktO  
 

5 Jahre -  
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Schriftstücke 
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1 2 3 4 5 6 

 
101 - Akten über Stiftungen 

 
30 Jahre -  

102 - Die an die Amtsgerichte abgelieferten Un-
terlagen der Notare (§ 51 BNotO), und zwar 
 
a) Sammelbände für Wechsel- und 

Scheckproteste 

 
 
 

5 Jahre 
 

 
 
 
- 
 

 
 
 
Sofern der Notar 
eine längere 
Aufbewahrungs-
frist bestimmt 
hat, ist diese 
auch für die 
Aufbewahrung 
beim Amtsgericht 
maßgeblich. 
 

  b) Blattsammlungen und Sammelakten 
mit den nicht zur Urkundensammlung 
zu nehmenden Schriftstücken 

 

7 Jahre -  

  c) Verwahrungs- und Massenbücher, 
Namenverzeichnis zum Massenbuch, 
Anderkontenliste, Generalakten 

 

30 Jahre -  

  d) Urkundenrolle, Erbvertragsverzeichnis, 
Namenverzeichnis zur Urkundenrolle, 
Urkundensammlung einschließlich der 
gesondert aufbewahrten Erbverträge 

 

100 Jahre - Das vor dem 
01.01.1950 ent-
standene 
Schriftgut ist 
abweichend von 
der in Spalte 4 
genannten Frist 
bis auf weiteres 
zu verwahren; 
eine Verpflich-
tung zur Konser-
vierung besteht 
nicht. 
 

103 UnschZ 
(jetzt: II) 

Akten über Anträge nach dem Gesetz über 
Unschädlichkeitszeugnisse 
 

5 Jahre  Diese Bestim-
mung gilt, soweit 
nicht in einzelnen 
Ländern eine 
andere Aktenbe-
handlung vorge-
sehen ist. 
 

104 
 
 
 
 

- Die zur Zwangsvollstreckung geeigneten 
Titel sowie verfahrenseinleitende Schriftstü-
cke und weitere Nachweise, die für die 
Vollstreckbarkeitserklärung nach Artikel 54 
EuGVVO gem. Artikel 34 EuGVVO erforder-
lich sind 

30 Jahre -  
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1 2 3 4 5 6 

 
105 F Akten über Familiensachen (§ 23b GVG, ab 

dem 01. September 2009: § 111 FamFG) 
einschließlich Akten der diesen Verfahren 
vorausgehenden Anträge auf Bewilligung 
von Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe  
(§ 117 ZPO) sowie Akten weiterer Einzelan-
gelegenheiten, die zur Zuständigkeit des 
Familiengerichts gehören, soweit nachfol-
gend oder bei den Nummern 93 und 94 
keine besonderen Bestimmungen gelten 
 

5 Jahre Die in Nummer 117 
bezeichneten Titel 

 

106 F a) Akten über Ehesachen oder Lebens-
partnerschaftssachen, die zur Aufhe-
bung der Ehe oder der Lebenspartner-
schaft führen einschließlich dazugehö-
riger Sonderhefte über einstweilige 
Anordnungen und der für Folgesachen 
angelegten Sonderhefte 
 

30 Jahre 
 

Entscheidungen und 
Vergleiche über den 
Versorgungsausgleich, 
beglaubigte Abschrif-
ten von Entscheidun-
gen der Berufungs- 
und Beschwer-
deinstanz (siehe 
Nummer 106 Buchsta-
be c), Vergleiche ge-
mäß Nummer 117 
Buchstabe b) 
 

 

  b) Akten über sonstige Ehesachen und 
Lebenspartnerschaften, soweit die 
Verfahren nicht durch Antrags- oder 
Klagerücknahme beendet wurden und 
soweit es sich nicht um isolierte Pro-
zess- oder Verfahrenskostenhilfever-
fahren handelt 
 

20 Jahre Entscheidungen, Ver-
gleiche sowie alle 
anderen in Nummer 
117 aufgeführten Titel 
usw. 

 

 
 
 
 
 
 

107 

 
 
 
 
 
 

F 

c) Entscheidungen und Vergleiche über 
den Versorgungsausgleich, beglaubig-
te Abschriften von Entscheidungen der 
Berufungs- und Beschwerdeinstanz 
aus den unter a) genannten Akten 
 

Akten über Streitigkeiten, welche die durch 
Verwandtschaft, Ehe oder Lebenspartner-
schaft begründete gesetzliche Unterhalts-
pflicht betreffen 

 
 
 
 

80 Jahre 
 
 
 
 
 

15 Jahre 

 
 
 
 
 
 
Die in Nummer 117 
bezeichneten Titel 
usw. 
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108 F a) Akten über Verfahren, die den Versor-
gungsausgleich betreffen 

 

30 Jahre Entscheidungen und 
Vergleiche, beglaubige 
Abschriften von  
Entscheidungen der 
Beschwerdeinstanz 
(siehe Nummer 111 
Buchstabe b) 
 

 

  b) Entscheidungen und Vergleiche, be-
glaubigte Anschriften von Entschei-
dungen der Beschwerdeinstanz aus 
den unter a) genannten Akten 

 

80 Jahre   

109 F a) Akten betreffend Streitigkeiten über 
Ansprüche aus dem ehelichen Güter-
recht, auch wenn Dritte am Verfahren 
beteiligt sind 
 

15 Jahre Die in Nummer 117 
bezeichneten Titel 
usw. 

 

  b) Erklärungen über Gütertrennung nach 
Artikel 8 Abschnitt I Nummern 3 bis 5 
des Gleichberechtigungsgesetzes, Er-
klärungen nach §§ 2, 3 des Gesetzes 
über den ehelichen Güterstand von 
Vertriebenen und Flüchtlingen 
 

120 Jahre  bis zum 
31.08.2009: 
siehe lfd. Num-
mer 96d) 

110 F Akten über Verfahren nach den §§ 1382 
und 1383 BGB 
 

10 Jahre Entscheidungen (siehe 
Nummer 117) 

 

111 F a) Akten über Kindschaftssachen gemäß 
§ 640 Absatz 2 ZPO in der bis zum 31. 
August 2009 geltenden Fassung 
 

30 Jahre Entscheidungen, Pro-
tokolle, die Beurkun-
dungen in Kind-
schaftssachen enthal-
ten (siehe Nummer 
111b)) 
 

Kindschafts-
sachen im Sinne 
dieser Bestim-
mung sind die in 
§ 640 Absatz 2 
ZPO in der bis 
zum 31. August 
2009 geltenden 
Fassung be-
zeichneten Ver-
fahren, die ab 
dem 01. Sep-
tember 2009 als 
Abstammungs-
sachen bezeich-
net werden (sie-
he § 111 Num-
mer 3, § 169 
FamFG) 
 

  b) aus den Akten zu a) Entscheidungen 
sowie Protokolle, die Beurkundungen in 
Kindschaftssachen enthalten 

 

70 Jahre  wie zu Nummer 
111 a) 

112 F Akten über Anträge auf Befreiung vom Er-
fordernis der Volljährigkeit (§ 1303 Absatz 2 
BGB) 
 

5 Jahre -  
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113 F a) Akten über sonstige familienrechtliche 

Angelegenheiten, soweit sie Vorgänge 
über die Genehmigung der Unterbrin-
gung (§ 1631b BGB) enthalten 

 

30 Jahre  Der Beginn der 
Aufbewahrungs-
frist richtet sich 
nach § 4  
Absatz 6. 
 

  b) Akten über die Anordnung von Ergän-
zungspflegschaften, soweit § 1836e 
BGB Anwendung findet, sowie Akten 
mit Vermögensverzeichnissen nach  
§§ 1640 und 1683 BGB, aufgehoben 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. 
Juli 2008 (BGBl. I S. 1188) 
 

10 Jahre 
 

Die in Nummer 117 
bezeichneten Titel 
usw. 
 
 

Der Beginn der 
Aufbewahrungs-
frist richtet sich 
nach § 4  
Absatz 6. 

114 F a) Akten über Abstammungssachen 30 Jahre Protokolle, die  
Beurkundungen in 
Abstammungssachen 
enthalten gem. § 180 
FamFG (siehe Num-
mer 114 Buchstabe b) 
 
Ehelicherklärungen, 
Feststellungen der 
Legitimation durch 
nachfolgende Ehe, 
Anfechtungen der 
Ehelichkeit, Feststel-
lungen der Vater-
schaft, Anfechtungen 
der Vaterschaft 
(siehe Nummer 114 
Buchstabe c) 
 

bis zum 
31.08.2009: 
siehe lfd. Num-
mer 13 Buchsta-
be b 
 

  b) aus den Akten zu a): Entscheidungen 
und Protokolle gemäß § 180 FamFG 
 

70 Jahre  bis zum 31. 
August 2009: 
siehe lfd. Num-
mer 13 Buchsta-
ben c und d 
 

  c) Ehelicherklärungen, Feststellungen 
der Legitimation durch nachfolgende 
Ehe, Anfechtungen der Ehelichkeit,  
Feststellungen der Vaterschaft,  
Anfechtungen der Vaterschaft 
 

120 Jahre  bis zum 31. 
August 2009: 
siehe lfd. Num-
mer 96 Buchsta-
be c 

115 F a) Akten über Wohnungszuweisungs- und 
Hausratssachen 
 

5 Jahre 
 

Entscheidungen und 
Vergleiche sowie Ur-
kunden, auf die darin 
Bezug genommen ist 
(siehe Nummer 115 
Buchstabe c) 
 

bis zum 31. 
August 2009: 
siehe lfd. Num-
mer 13 Buchsta-
be f 
 

  b) Akten über Gewaltschutzsachen 
 

5 Jahre wie zu Nummer 115 
Buchstabe a 

bis zum 31. 
August  2009: 
siehe lfd. Num-
mer 13 Buchsta-
be f 
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
  c) Entscheidungen und Vergleiche sowie 

Urkunden, auf die darin Bezug genom-
men ist. Zu den Entscheidungen usw. 
gehören auch die zu den Akten ge-
nommenen beglaubigten Abschriften 
der Entscheidungen der höheren In-
stanzen. 

 

30 Jahre 
   

116  FH a) Akten über Verfahren nach § 53e Ab-
satz 2 und 3 FGG 

 
b) Akten über Anträge im vereinfachten 

Verfahren über den Unterhalt Minder-
jähriger 
 

30 Jahre 
 
 

5 Jahre 

 
 
 

Die in Nummer 117 
bezeichneten Titel 

 

  c) Akten über Anträge im vereinfachten 
Verfahren zur Abänderung von Unter-
haltstiteln 
 

5 Jahre Die in Nummer 117 
bezeichneten Titel 

 

  d) Akten über sonstige Verfahren außer-
halb eines anhängigen Verfahrens 

5 Jahre Die in Nummer 117 
bezeichneten Titel 

Der Beginn der 
Aufbewahrungs-
frist richtet sich 
bei den Vorgän-
gen, die eine 
Fürsorge des 
Familiengerichts 
für ein unter 
elterlicher Sorge 
stehendes Kind 
betreffen, nach § 
4 Absatz 6. 
 

  e) Erklärungen nach § 21 Lebenspartner-
schaftsgesetz (LPartG), aufgehoben 
durch Artikel 7 des Gesetzesvom 15. 
Dezember 2004 (BGBL. I S. 3396)  
(auch soweit sie zu Maßnahmen des 
Familiengerichts keinen Anlass geben 
und nicht unter dem Registerzeichen 
FH erfasst sind) 
 

100 Jahre   

117 - a) Die zur Zwangsvollstreckung geeigne-
ten Titel, Entscheidungen, Vergleiche 
jeder Art, Vollstreckungsbescheide 
sowie Nachweise über die Zustellung 
der Mahn- und Vollstreckungsbe-
scheide; verfahrenseinleitende Schrift-
stücke und weitere Nachweise, die für 
die Vollstreckbarkeitserklärung nach 
Art. 54 EuGVVO gem. Art. 34 EuG-
VVO erforderlich sind, ferner Hand-
zeichnungen, Abrechnungen und 
sonstige Schriftstücke, auf die in der 
Entscheidungsformel oder in einem 
gerichtlichen Vergleich Bezug ge-
nommen wird. Zu den Entscheidungen 
usw. im Sinne dieser Vorschrift gehö-
ren auch die beglaubigten Abschriften 
von Entscheidungen der höheren In-
stanzen sowie Leseabschriften.  

30 Jahre 
 

 Zur Zwangsvoll-
streckung geeig-
nete Titel, die 
durch spätere 
Antragsrück-
nahme wirkungs-
los geworden 
sind (vgl. § 269 
Absatz 3 Satz 1,  
§ 700 Absatz 1 
ZPO), fallen 
nicht unter die  
30-jährige Auf-
bewahrungsfrist 
und sind deshalb 
nur so lange 
aufzubewahren 
wie die Verfah-
rensakten selbst. 
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
  b) Prozessvergleiche, die einen Erbver-

trag oder Erklärungen enthalten, nach 
deren Inhalt die Erbfolge geändert wird 

 

100 Jahre   

118 - Sammelakten gemäß § 13a Absatz 4 AktO 5 Jahre  Bei Erklärungen 
nach § 21 
LPartG ist Num-
mer 116 Buch-
stabe e zu be-
achten. 

 
E. Anerbensachen und Landwirtschaftssachen 

 
122 EhR Erbhofakten 100 Jahre Eintragungsbewilli-

gungen, auf die bei der 
Eintragung eines 
Rechts im Grundbuch 
Bezug genommen 
wurde (sind in die 
Grundakte zu über-
nehmen) 
 

 

131 Lw (XV) 
(früher: 
LwG, LwS, 
LwP, LwV, 
PSch) 
 

Akten über Landwirtschaftssachen sowie 
Entscheidungen und Vergleiche zur Haupt-
sache sowie Urkunden, auf die darin Bezug 
genommen ist, aus Akten in Pachtschutzsa-
chen.  
 

30 Jahre - wegen der Höfe-
akten siehe 
Nummer 140; 
Aus dem Regis-
terzeichen PSch 
kommen nur 
abgeschlossene 
Verfahren in 
Betracht. 

132 Lw (XV) 
(früher: 
LwZ) 
 

Zuweisungsverfahren 50 Jahre -  

133 Lw (XV) 
(früher: 
LwH) 
 

a) Verfahren betr. die Erteilung von Hof-
folgezeugnissen und Erbscheinen 

 
 
 
 
 
 
b) Hoffolgezeugnisse, Erbscheine, ge-

richtlich  beurkundete Erbscheinsan-
träge, Urkunden über die Übertragung 
eines Erbteils 

 
c) Verfahren betr. die Genehmigung von 

Hofübergabeverträgen 
 
d) sonstige 
 

30 Jahre 
 
 
 
 
 
 
 

100 Jahre 
 
 
 
 

50 Jahre 
 
 

30 Jahre 

Hoffolgezeugnisse, 
Erbscheine, gerichtlich  
beurkundete Erb-
scheinsanträge, Ur-
kunden über die Über-
tragung eines Erbteils 
(Nummer 133 Buch-
stabe b) 

- 
 
- 
 
 
- 
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
134 

 
 

 
 

Lw (XV) 
(früher: 
HLw) 

Akten über sonstige Anträge außerhalb 
einer anhängigen Landwirtschaftssache, die 
nicht Bestandteil der Hauptakten geworden 
sind 
 

30 Jahre -  

 
135 

 
- 

 
Sammelakten mit dem Schriftgut über die 
nicht in das Register für Landwirtschaftssa-
chen oder entsprechende Register einge-
tragenen Sachen 
 

 
30 Jahre 

 
- 

 
 

140 - Höfeakten gemäß § 10 der Verfahrensord-
nung für Höfesachen (HöfeVfO) vom 29. 
März 1976 (BGBl. I S. 881, 885), zuletzt 
geändert durch Artikel 33 des Gesetzes 
vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2586), oder 
entsprechende Akten nach landesrechtli-
cher Regelung 
 

dauernd 
aufzube- 
wahren 
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
F. Justizverwaltungssachen 

 
221 - Generalakten (Abschnitt B der Anweisung 

zum Generalaktenplan) 
 

   

  a) über Rechtsnormen (Gesetze, Verord-
nungen, Observanzen, Privilegien 
usw.) 
 

20 Jahre -  

  b) über sonstige Angelegenheiten mit 
Ausnahme der unter c) bezeichneten 
Beiakten 

 

20 Jahre 
 

-  

  c) Beiakten über Vorgänge von unterge-
ordneter oder vorübergehender Be-
deutung, Presseäußerungen und der-
gleichen 

 

5 Jahre - 
- 

 

222 - Sammelakten und Blattsammlungen (Ab-
schnitt C der Anweisung zum General-
aktenplan) über 
 

   

  a) Akten der Prüfungsstellen nach § 9 
Absatz 1, 2 Rechtshilfeordnung für Zi-
vilsachen (ZRHO), der Prüfungsbe-
hörden nach Nummer 7 Absatz 1 
Buchstabe b, Nummer 23 und Num-
mer 30 Absatz 1 Richtlinien für den 
Verkehr mit dem Ausland in strafrecht-
lichen Angelegenheiten (RiVASt) in 
Verbindung mit den Zuständigkeitsre-
gelungen der Länder 
 

3 Jahre  Mit Ausnahme 
der Vorgänge, 
die wegen ihrer 
besonderen 
Bedeutung (§ 8 
Absatz 5 Gen 
AktVfg) zu den 
Generalakten 
(Nummer 221 
Buchstabe b) zu 
bringen sind. 
Werden Register 
geführt, sind 
diese 30 Jahre 
aufzubewahren. 
 

  b) Eingaben, Beschwerden und ähnliche 
Angelegenheiten von vorübergehen-
der Bedeutung 
 

5 Jahre   

  c) Unterlagen über Bewerber, die nicht in 
Personalakten einmünden 
 

d) Unterlagen über Bewerber, die nicht in 
Personalakten einmünden (mit Einwil-
ligung in eine längere Datenspeiche-
rung) 

 

1 Jahr 
 
 

2 Jahre 

 sofern die be-
troffene Person 
in eine längere 
Datenspeiche-
rung eingewilligt 
hat vgl. Nummer 
222 Buchstabe d 

  e) die von den Aufsichtsbehörden vorge-
nommenen Prüfungsverhandlungen 
 

5 Jahre   

  f) Anträge auf Ausstellung einer Apostille 
und Anträge auf Beglaubigungen zum 
Zwecke der Legalisation 
 

2 Jahre 
 

- 
 

Die Register sind 
50 Jahre aufzu-
bewahren. 

  g) Fortbildungsvorgänge 
 

5 Jahre 
 

-  



528	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2014; Ausgabe 30. Dezember 2014	 Nr. 17

 
 

 
Lfd. 
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Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
  h) sonstige Verwaltungsangelegenheiten 

 
10 Jahre -  

223 - Nachweisungen über die Verteilung der 
Vordrucke zu Hypotheken-, Grundschuld- 
und Rentenschuldbriefen sowie zu Schiffs-
briefen und Schiffszertifikaten 
 

50 Jahre -  

224 - Personalakten 
 

   

  a) der Beschäftigten und Auszubildenden 
 
b) der Rechtsbeistände und sonstigen 

Personen (Unternehmen), denen die 
Erlaubnis zur geschäftsmäßigen 
Rechtsbesorgung erteilt ist 

 

10 Jahre 
 
 

10 Jahre 
 

- 
 
 
- 
 

vgl. § 1 Absatz 3; 
Teilakten über 
Angelegenheiten 
von vorüberge-
hender Bedeu-
tung sind 5 Jah-
re nach Ablauf 
des Jahres, in 
dem die Bearbei-
tung abge-
schlossen wurde, 
aufzubewahren. 
 

225 - Bücher über Urkundenverwahrungen mit 
Ausnahme der Verwahrungsbücher über 
Verfügungen von Todes wegen (siehe 
Nummer 90 a)) sowie die dazugehörigen 
Belege 
 

2 Jahre -  

226 - Die an die Amtsgerichte abgelieferten 
Dienstregister und Akten der Gerichtsvoll-
zieher 
 

5 Jahre -  

228 HL Hinterlegungsakten 
 

5 Jahre -  

230 - Schriftgut über die Erhebung von statisti-
schen Daten in Zivilsachen und in Familien-
sachen sowie in Strafsachen und Bußgeld-
verfahren 
 
a) Jahrestabellen nach dem Kalenderjahr 
 
b) sonstige Tabellen und Durchschriften 

der Monatsübersichten 
 

 
 
 
 
 

5 Jahre 
 

2 Jahre 
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Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
Landgericht 

 
A. Allgemeines 

 
301 AR a) Akten über Angelegenheiten, die in das 

Allgemeine Register eingetragen sind, 
mit Ausnahme der unter Nummer 301 
b) aufgeführten Akten 
 

b) Akten, die Schutzschriften enthalten 
 

2 Jahre 
 
 
 
 

1 Jahr 

- 
 
 
 
 
- 

 

302 - Aktenregister mit den dazugehörigen Na-
menverzeichnissen 
 
 

keine  Register u. Ver-
zeichnisse sind 
zu vernichten, 
sobald das darin 
verzeichnete 
Schriftgut voll-
ständig vernich-
tet oder ans 
Landesarchiv 
abgeliefert wur-
de. 

303 - Die lediglich zur Kontrolle des Geschäfts-
gangs dienenden Listen und Schriftstücke, 
namentlich die Kalender, Tagebücher, Ein-
gangslisten und Posteingangsbücher 
 

2 Jahre   

304 - (Sammel)Akten mit den Unterlagen über die 
Wahl, Ernennung, Berufung oder Bestellung 
und Heranziehung ehrenamtlicher Richte-
rinnen und Richter 
 

20 Jahre -  

B. Zivilsachen 
 

312 O a) Akten über Ansprüche aus einem 
familienrechtlichen Verhältnis nach 
dem bis zum 30. Juni 1998 geltenden 
Recht 
 

30 Jahre 
 

- 
 

 

  b) alle übrigen Akten  5 Jahre Die in Nummer 321 
Buchstabe a bezeich-
neten Titel sowie Urtei-
le und Vergleiche jeder 
Art usw. 

 

- vgl. auch 
Nummern 324, 
326, 363 - 

315 OH Akten über Anträge auf Durchführung des 
selbstständigen Beweisverfahrens und über 
sonstige Anträge außerhalb eines anhängi-
gen Rechtsstreits, die nicht Bestandteil der 
Hauptakten geworden sind 
 

5 Jahre Die in Nummer 321 
Buchstabe a bezeich-
neten Titel sowie Urtei-
le und Vergleiche jeder 
Art usw. 

 

- vgl. auch 
Nummern 324, 
326, 363 - 

316 - Sammelakten über die bei dem Gericht vor 
dem 01. Januar1998 niedergelegten 
Schiedssprüche, schiedsrichterlichen Ver-
gleiche und Vergleiche nach § 1044 Buch-
stabe b Absatz 1 ZPO a. F. 
 

30 Jahre -  
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Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
317 R Urteile aus Akten über Ehe-, Kindschafts- 

und Entmündigungssachen 
 

50 Jahre 
 

- 
 

betrifft Altver-
fahren vor 1977 

318 S Sammelakten mit den in der Berufungs-
instanz zurückbehaltenen Schriftstücken 

5 Jahre Die in Nummer 321 
Buchstabe a bezeichne-
ten Titel sowie Urteile 
und Vergleiche jeder Art 
usw. 
 

 

319 SH Akten über Anträge außerhalb eines anhän-
gigen Berufungsverfahrens 
 

2 Jahre Vergleiche (siehe Num-
mer 321 Buchstabe a) 

 

320 T Sammelakten mit den in der Beschwer-
deinstanz zurückbehaltenen Schriftstücken 

5 Jahre Die in Nummer 321 
Buchstabe a bezeichne-
ten Titel sowie Urteile 
und Vergleiche jeder Art 
usw. 
 

 

321 - a) Die zur Zwangsvollstreckung  
geeigneten Titel und Entscheidungen, 
Vergleiche jeder Art, Vollstreckbarerklä-
rungen und Vollstreckungsbescheide, 
Bestätigungserklärungen über die Voll-
streckbarkeit nach der EVT-VO, Nach-
weisungen über die Zustellung der 
Mahn- und Vollstreckungsbescheide 
sowie verfahrenseinleitende Schriftstü-
cke und weitere Nachweise, die für die 
Vollstreckbarkeitserklärung nach Artikel 
54 EuGVVO gem. Artikel 34 EuGVVO 
erforderlich sind, Schiedssprüche, 
schiedsrichterliche Vergleiche sowie 
Entscheidungen über deren Vollstreck-
barkeit; ferner Handzeichnungen, Kar-
ten, Abrechnungen und sonstige 
Schriftstücke, auf die in der Entschei-
dungsformel oder in einem gerichtli-
chen Vergleich Bezug genommen ist.  
 
Zu den Entscheidungen usw. im Sinne 
dieser Vorschrift gehören auch die zu 
den Akten genommenen beglaubigten  
Abschriften von Entscheidungen der  
höheren Instanzen sowie Leseab-
schriften. 
 

30 Jahre  Zur Zwangs-
vollstreckung 
geeignete Titel, 
die durch spä-
tere Klage- 
oder Antrags-
rücknahme 
wirkungslos 
geworden sind 
(vgl. §§ 269 
Absatz 3 Satz 
1, 700 Absatz 1 
ZPO), fallen 
nicht unter die 
30jährige Auf-
bewahrungsfrist 
und sind des-
halb nur lange 
aufzubewahren 
wie die Verfah-
rensakten 
selbst. 

  b) Entscheidungen und Vergleiche über 
den vorzeitigen Erbausgleich, 
(§§ 1934d, 1934e BGB a.F.) 

 

100 Jahre   

  c) Prozessvergleiche, die einen Erbver-
trag oder Erklärungen enthalten, nach 
deren Inhalt die Erbfolge geändert wird 

 

100 Jahre   
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322 - Sammelakten mit den Schriftstücken über 

die Erteilung von Notfristzeugnissen usw. 
 

2 Jahre -  

323 - Sammel- und Sonderakten gemäß  
§ 39 AktO 
 

2 Jahre -  

324 O, OH (VH) a) Akten über die Gewährung richterlicher 
Vertragshilfe 

 
 
 
 
b) Entscheidungen und Vergleiche in den 

zu a) genannten Angelegenheiten so-
wie Urkunden, auf die darin Bezug ge-
nommen ist. 
 
Zu den Entscheidungen im Sinne die-
ser Vorschrift gehören auch die zu den 
Akten genommenen beglaubigten Ab-
schriften von Entscheidungen der hö-
heren Instanzen 

 

5 Jahre 
 
 
 
 
 

30 Jahre 

Entscheidungen und 
Vergleiche sowie Ur-
kunden, auf die darin 
Bezug genommen ist 
(siehe Nummer 324 
Buchstabe b) 
 

 

325 - Akten über Stiftungen 
 

30 Jahre -  

326 
 
 
 
 

327 

O, OH 
(AktG) 
(früher: 
AktE) 

 
OTh 

Akten über Anträge auf gerichtliche Ent-
scheidungen nach dem Aktiengesetz 
 
 
 
Akten über Verfahren nach dem Therapieun-
terbringungsgesetz 

30 Jahre 
 
 
 
 

30 Jahre 

- 
 
 
 
 
- 

 

 
C. Straf- und Bußgeldverfahren 

 
341 - Sammelakten mit den in der Berufungs- 

oder Beschwerdeinstanz zurückbehaltenen 
Schriftstücken 
 

30 Jahre -  

342 - Sammelakten mit den Schriftstücken über 
Anträge auf Entscheidung der Strafkammer 
als oberen Gerichts und über die Ablehnung 
von Gerichtspersonen (§ 41 Absatz 1 Buch-
stabe b AktO) 
 

5 Jahre -  

344 StVK bzw. 
Vollz. 

Akten über Verfahren nach §§ 109, 110 
Strafvollzugsgesetzes (StVollzG) vom 16. 
März 1976 (BGBl. I S. 581, zuletzt ber. 1977 
S. 436), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. April 2013 (BGBl. I S. 
935) 
 

10 Jahre -  

345 BwH Akten der hauptamtlichen Bewährungshelfer 
 

6 Jahre -  

346 GerH Sammelakten der Gerichtshelfer 
 

5 Jahre -  

347 FA Akten der Führungsaufsichtsstellen über 
Verurteilte 
 

10 Jahre -  
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348 - Sammelakten mit den Begleitumschlägen 

der abgehenden Briefe der Untersuchungs-
gefangenen 
 

1 Jahr - Auf Anordnung 
der Behördenlei-
tung können die 
Begleitumschlä-
ge statt in Sam-
melakten auch in 
Kartons oder 
anderen Behält-
nissen geordnet 
aufbewahrt wer-
den. 

 
D. Sonstige Zuständigkeiten des Landgerichts 

 
361 - Akten über Wiedergutmachungssachen 

(Rückerstattung) 
 

30 Jahre -  

362 - Akten über Wiedergutmachungssachen 
(Entschädigung) 
 

30 Jahre -  

363 O, OH (Wp) Akten über Wertpapierbereinigungssachen 
 

10 Jahre -  

 
E. Dienststrafsachen, Dienst- und Berufsgerichtssachen 

 
371 - Akten über Dienststrafsachen 

 
30 Jahre -  

372 - Akten über berufsgerichtliche Verfahren 
 
a) in denen auf Ausschließung aus dem 

Beruf erkannt oder in denen ein Be-
weissicherungsverfahren angeordnet 
worden ist 

 
b) alle Übrigen 

 
 

30 Jahre 
 
 
 
 

20 Jahre 

 
 
- 
 
 
 
 
- 

 

373 - Akten der Richterdienstgerichte über 
 
a) Disziplinarverfahren, in denen auf 

Entfernung aus dem Dienst erkannt 
worden ist 

 
b) alle anderen Disziplinarverfahren 
 
c) Versetzungs- und Prüfungsverfahren 
 

 
 

30 Jahre 
 
 
 

20 Jahre 
 

20 Jahre 

 
 
- 
 
 
 
- 
 
- 
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F. Justizverwaltungssachen 
 

381 - Generalakten (Abschnitt B der Anweisung 
zum Generalaktenplan) 
 

   

  a) über Rechtsnormen (Gesetze, Verord-
nungen, Observanzen, Privilegien 
usw.) 

 
b) über sonstige Angelegenheiten mit 

Ausnahme der unter c) bezeichneten 
Beiakten 

 
c) Beiakten über Vorgänge von unterge-

ordneter oder vorübergehender Be-
deutung, Presseäußerungen und der-
gleichen 

 

20 Jahre 
 
 
 

20 Jahre 
 
 
 

5 Jahre 

- 
 
 
 
- 
 
 
 
- 

 

382 
 

- Sammelakten und Blattsammlungen (Ab-
schnitt C der Anweisungen zum General-
aktenplan) über 
 

   

  a) Akten der Prüfungsstellen nach § 9 
Absatz 1, 2 ZRHO, der Prüfungsbe-
hörden nach Nummer 7 Absatz 1 
Buchstabe b, Nummer 23 und Num-
mer 30 Absatz 1 RiVASt in Verbindung 
mit den Zuständigkeitsregelungen der 
Länder 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) Eingaben, Beschwerden und ähnliche 

Angelegenheiten von vorübergehen-
der Bedeutung 

 
c) Unterlagen über Bewerber, die nicht in 

Personalakten einmünden 
 

d) Unterlagen über Bewerber, die nicht in 
Personalakten einmünden (mit Einwil-
ligung in längere Datenspeicherung) 
 

 
e) die von den Aufsichtsbehörden vorge-

nommenen Prüfungsverhandlungen 
 
f) Anträge auf Ausstellung einer Apostille 

und Anträge auf Beglaubigungen zum 
Zwecke der Legalisation 

 
g) Fortbildungsvorgänge 

3 Jahre 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5 Jahre 
 
 
 

1 Jahr 
 
 

2 Jahre 
 
 
 
 

10 Jahre 
 
 

2 Jahre 
 
 
 

5 Jahre 

- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
 
 
 
- 
 
 
- 
 
 
 
 
- 
 

 
- 
 
 
 
- 

Mit Ausnahme 
der Vorgänge, 
die wegen ihrer 
besonderen 
Bedeutung  
(§ 8 Absatz 5 
GenAktVfg.) zu 
den Generalak-
ten (Nummer 
381 Buchstabe 
b) zu bringen 
sind. Werden 
Register geführt, 
sind diese 30 
Jahre aufzube-
wahren. 
 
 
 
 
sofern die be-
troffene Person 
in die weitere 
Datenspeiche-
rung eingewilligt 
hat vgl. Nummer 
382 Buchstabe d 
 
 
 
 
Die Register sind 
50 Jahre aufzu-
bewahren. 
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
 - h)    sonstige Verwaltungsangelegenheiten 

 
10 Jahre -  

383 - Sammelakten über Ehelicherklärungen 
 

100 Jahre -  

385 - Personalakten 
 

   

  a) der Beschäftigten 
 
b) der Notarinnen und Notare, Notaras-

sessorinnen und -assessoren sowie 
der Rechtsbeistände und sonstigen 
Personen (Unternehmen), denen die 
Erlaubnis zur geschäftsmäßigen 
Rechtsbesorgung erteilt ist 

 
 
 
 
 
 
c) Schriftstücke, die sich auf die Amts-

nachfolge, die Aktenverwahrung (§ 51 
BNotO) oder auf die Notariatsverwal-
terschaft (§ 56 BNotO) beziehen, Sie-
gel- und Unterschriftsproben 

 

10 Jahre 
 

10 Jahre 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

100 Jahre 

- 
 
Schriftstücke, die sich 
auf die Amtsnachfolge, 
die Aktenverwahrung 
(§ 51 BNotO) oder auf 
die Notariatsverwalter-
schaft (§ 56 BNotO) 
beziehen, Siegel- und 
Unterschriftsproben 
(siehe Nummer 385 
Buchstabe c) 

 
 
- 

vgl. § 1 Absatz 3; 
Teilakten über 
Angelegenheiten 
von vorüberge-
hender Bedeu-
tung sind 5 Jah-
re nach Ablauf 
des Jahres, in 
dem die Bearbei-
tung abge-
schlossen wurde, 
aufzubewahren. 
 

387 - Schriftgut über die Erhebung von statisti-
schen Daten in Zivilsachen sowie in Straf-
sachen und Bußgeldverfahren 
 

   

  a) Jahrestabellen nach dem Kalenderjahr 
 
b) sonstige Tabellen und Durchschriften 

der Monatsübersichten 
 

5 Jahre 
 
 

2 Jahre 

- 
 
 
- 
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
Oberlandesgericht 

 
A. Allgemeines 

 
401 AR a) Akten über Angelegenheiten, die in 

das Allgemeine Register eingetragen 
sind, mit Ausnahme der unter Nummer 
401 Buchstaben b und c aufgeführten 
Akten 

 
 

2 Jahre 
 

- 
 

 

  b) Akten über Anträge auf Enthebung 
vom Amt des Beisitzers gemäß § 77 
Wirtschaftsprüferordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 5. 
November 1975 (BGBl. I S. 2803), zu-
letzt geändert durch Artikel 19 des 
Gesetzes vom 31. August 2013 (BGBl. 
I S. 3533), und § 101 des Steuerbera-
tungsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. November 1975 
(BGBl. I S. 2735), zuletzt geändert 
durch Artikel 20 des Gesetzes vom 25. 
Juli 2014 (BGBl. I S. 1266) 
 

c) Akten, die Schutzschriften enthalten 
 
 

5 Jahre 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1 Jahr 

- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 

 

402 - Aktenregister mit den dazugehörigen Na-
menverzeichnissen 
 
 

keine  Register u. Ver-
zeichnisse sind 
zu vernichten, 
sobald das darin 
verzeichnete 
Schriftgut voll-
ständig vernich-
tet oder ans 
Landesarchiv 
abgeliefert wur-
de. 

403 - Die lediglich zur Kontrolle des Geschäfts-
gangs dienenden Listen und Schriftstücke, 
namentlich die Kalender, Tagebücher, Ein-
gangslisten und Posteingangsbücher. 
Ausgenommen sind die Nachweisungen 
über die Verteilung der Vordrucke zu Hypo-
theken-, Grundschuld- und Rentenschuld-
briefen sowie zu Schiffsbriefen und Schiffs-
zertifikaten (siehe Nummer 506) 
 

2 Jahre -  
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 
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rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
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Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
 

B. Zivil- und Familiensachen 
 

410 Sch, Kap, 
Akt, EK 

a) Akten über schiedsrichterliche Verfah-
ren, Verfahren nach dem Kapitalanle-
ger-Musterverfahrensgesetz vom 19. 
Oktober 2012 (BGBl. I S. 2182), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 4. Juli 2013 (BGBl. I S. 
1981), Freigabeverfahren nach dem 
Aktien- und Umwandlungsgesetz, Ent-
schädigungsverfahren 

 

5 Jahre 
 

Die zur Zwangsvoll-
streckung geeigneten 
Titel, Schiedssprüche, 
schiedsrichterliche 
Vergleiche sowie Ent-
scheidungen über 
deren Vollstreckbarkeit 
(siehe Nummer 410 
Buchstabe b) 
 

 

  b) Die zur Zwangsvollstreckung geeigne-
ten Titel, Schiedssprüche, schiedsrich-
terliche Vergleiche sowie Entschei-
dungen über deren Vollstreckbarkeit 
 

30 Jahre   

410a SchH a) Akten über Anträge auf gerichtliche 
Entscheidung in den in § 1062 Absatz 
1 Nummern 1 bis 3 ZPO genannten 
Fälle 
 

5 Jahre 
 

Die zur Zwangsvoll-
streckung geeigneten 
Titel, Beschlüsse etc. 
(siehe Nummer 410a 
Buchstabe b) 

 

 

  b) Die zur Zwangsvollstreckung geeigne-
ten Titel und Beschlüsse 
 

30 Jahre -  

411 U, UF a) Sammelakten und Blattsammlungen 
(Senatsakten) mit den in der Be-
schwerdeinstanz (bis zum 31. August 
2009: Berufungsinstanz) zurückbehal-
tenen Schriftstücken 
 

5 Jahre 
 

Entscheidungen und 
Vergleiche (siehe 
Nummer 411 Buchsta-
ben b und c) 
 

 

 

  b) Entscheidungen und Vergleiche aus 
den Akten zu a) 
 

30 Jahre -  

  c) Prozessvergleiche aus den Akten zu 
a), die einen Erbvertrag oder Erklä-
rungen enthalten, nach deren Inhalt 
die Erbfolge geändert wird 
 

100 Jahre -  

412 UH, UFH a) Akten über Anträge außerhalb eines 
anhängigen Beschwerdeverfahrens 
(bis zum 31. August 2009: Berufungs-
verfahren), die nicht Bestandteil der 
Hauptakten geworden sind 
 

2 Jahre 
 

Vergleiche 
(siehe Nummer 412 
Buchstabe b) 

 
 
- 

 

  b) Vergleiche aus den Akten zu Buchsta-
be a 
 

30 Jahre   

413 W, WF a) Sammelakten und Blattsammlungen 
(Senatsakten) mit den in der Be-
schwerdeinstanz zurückbehaltenen 
Schriftstücken  
 

5 Jahre 
 

vollstreckungsfähige 
Beschlüsse (siehe 
Nummer 413 Buchsta-
be b) 
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Register- 
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Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
  b) Instanz abschließende Beschlüsse mit 

vollstreckungsfähigem Inhalt sowie 
Entscheidungen über die Vollstreck-
barkeit erstinstanzlicher Entscheidun-
gen aus den Akten zu Buchstabe a 
 

30 Jahre Zwischenentscheidun-
gen (siehe Nummer 
413 Buchstabe a) 
 

 

414 - Sammelakten mit den Schriftstücken über 
die Erteilung von Notfristzeugnissen 
 

2 Jahre -  

415 
 
 

415a 

- 
 
 

UTh, WTh 
 

Sammel- und Sonderakten gemäß § 39 
AktO 
 
Sammelakten und Blattsammlungen (Se-
natsakten) mit den in Verfahren nach dem 
Therapieunterbringungsgesetz in der Be-
schwerdeinstanz zurückbehaltenen Schrift-
stücken 
 

2 Jahre 
 
 

30 Jahre 

- 
 
 
- 

 

416 OLG 
II 

Entscheidungen und Vergleiche sowie Ur-
kunden, auf die darin Bezug genommen ist, 
aus den Akten über die Gewährung richter-
licher Vertragshilfe in Energiewirtschaftssa-
chen und bei der Abwicklung von Lieferver-
trägen. 
 
Zu den Entscheidungen im Sinne dieser 
Vorschrift gehören auch die zu den Akten 
genommenen beglaubigten Abschriften von 
Entscheidungen der höheren Instanz. 
 

30 Jahre -  

417 FS I Akten über Fideikommisse, Lehen, Stamm-
güter sowie Hausgüter, Hausvermögen und 
sonstige gebundene Vermögen 
 

50 Jahre -  

418 FS II Akten über Schutzforsten, Waldgüter, 
Deichgüter, Weingüter, Landgüter, Stiftun-
gen, Waldgenossenschaften und derglei-
chen 
 

50 Jahre -  

419 - Akten über Stiftungen 
 

30 Jahre -  

420 VA Akten über Anträge auf gerichtliche Über-
prüfung von Justizverwaltungsakten (Zivilak-
ten) 
 
a) wenn der Antrag zurückgenommen 

oder sonst  ohne Entscheidung erle-
digt worden ist oder wenn es sich um 
die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand oder ein Prozesskostenhilfever-
fahren handelt 

 
b) in allen übrigen Fällen 
 

 
 
 
 

2 Jahre 
 
 
 
 
 
 

30 Jahre 

 
 
 
 
- 
 
 
 
 
 
 
- 

 

421 REMiet Akten über Rechtsentscheide in Mietsachen 
 

30 Jahre -  
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C. Strafsachen und Bußgeldverfahren 
 

431 - Sammelakten und Blattsammlungen (Se-
natsakten) mit den in der Revisions- oder 
Beschwerdeinstanz zurückbehaltenen 
Schriftstücken 
 

10 Jahre Urteile und Beschlüsse 
(siehe Nummer 433) 

 

432 - Sammelakten mit den Schriftstücken über 
Anträge auf Entscheidung des Strafsenats 
als oberen Gerichts und über die Ablehnung 
von Gerichtspersonen (§ 41 Absatz 1 b) 
AktO) 
 

5 Jahre -  

433 - Urteile und Beschlüsse in Revisionen sowie 
Entscheidungen wegen Ordnungswidrigkei-
ten 
 

30 Jahre   

434 VAs Akten über Anträge auf gerichtliche Über-
prüfung von Justizverwaltungsakten (Straf-
sachen) 
 
a) wenn der Antrag zurückgenommen 

oder sonst  ohne Entscheidung erle-
digt worden ist oder wenn es sich um 
die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand oder ein Prozesskostenhilfever-
fahren handelt 
 

 
 
 
 

5 Jahre 
 

 
 
 
 
- 
 

 

  b) in allen übrigen Fällen 
 

30 Jahre -  

435 - Entscheidungen über Rechtsbeschwerden 
nach §§ 116, 117 StVollzG 
 

30 Jahre -  

436 - Sammelakten mit den Begleitumschlägen 
der abgehenden Briefe der Untersuchungs-
gefangenen 
 

1 Jahr - Auf Anordnung 
der Behördenlei-
tung können die 
Begleitumschlä-
ge statt in Sam-
melakten auch in 
Kartons oder 
anderen Behält-
nissen geordnet 
aufbewahrt wer-
den. 
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D. Landwirtschaftssachen 
 

451 - Sammelakten und Blattsammlungen (Se-
natsakten) mit den in der Beschwer-
deinstanz zurückbehaltenen Schriftstücken 
 

30 Jahre -  

452 - Sammelakten mit den Schriftstücken über 
die Erteilung von Notfristzeugnissen usw. 
 

5 Jahre -  

 
 

E. Sonstige Zuständigkeiten des Oberlandesgerichts 
 

471 - a) Sammelakten und Blattsammlungen 
(Senatsakten) in Wiedergutmachungs-
sachen (Rückerstattung) 

 
b) Entscheidungen aus den Akten zu 

Buchstabe a 
 

10 Jahre 
 
 
 

30 Jahre 

Entscheidungen 
(siehe Nummer  
471 Buchstabe b) 
 
 
 

 

472 - a) Sammelakten und Blattsammlungen 
(Senatsakten) in Wiedergutmachungs-
sachen (Entschädigung) 

 
b) Entscheidungen aus den Akten zu 

Buchstabe a 
 

10 Jahre 
 
 
 

30 Jahre 

Entscheidungen 
(siehe Nummer  
472 Buchstabe b) 
 
 
 

 

473 - Sammelakten und Blattsammlungen (Se-
natsakten) in Wertpapierbereinigungssa-
chen 
 

10 Jahre   

475 Kart (früher: 
Kart V, 
Kart B, 
Kart) 

a) Verwaltungsbeschwerden und Buß-
geldsachen nach dem Gesetz  gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 

 
b) Beschlüsse 
 

10 Jahre 
 
 
 

30 Jahre 

Beschlüsse 
(siehe Nummer  
475 Buchstabe b) 

 
 
 

 

476 Verg a) Akten über sofortige Beschwerden und 
Entscheidungen nach § 115 Absatz 2 
Satz 2 und 3 GWB in Vergaberechts-
sachen 

 
b) Beschlüsse aus den Akten zu Buch-

stabe a 
 

10 Jahre 
 
 
 
 

30 Jahre 

Beschlüsse 
(siehe Nummer  
476 Buchstabe b) 

 
 
 
 

 

477  a) Akten über Beschwerden nach § 75 
Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) 

 
b) Beschlüsse aus den Akten zu Buch-

stabe a 
 

10 Jahre 
 
 

30 Jahre 

Beschlüsse 
(siehe Nummer  
477 Buchstabe b) 
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F. Dienststrafsachen, Dienst-, Ehren- und Berufsgerichtssachen 
 

491 - Akten über Dienststrafverfahren 
 

30 Jahre -  

492 Not Akten über 
 
a) Disziplinarverfahren gegen Notarinnen 

und Notare (einschließlich der im 
Rahmen des Untersuchungsverfah-
rens entstandenen Akten), in denen 
auf Entfernung aus dem Amt erkannt 
worden ist 

 

 
 

30 Jahre 
 

 
 
- 
 

 

  b) alle anderen Disziplinarverfahren 
 

20 Jahre 
 

-  

  c) Anfechtungsverfahren nach § 111 
BNotO 

 

30 Jahre -  

493 AGH a) Akten des Anwaltsgerichtshofs über 
verwaltungsrechtliche Anwaltssachen 
(§§ 112a ff. BRAO; bis zum 31. August 
2009: §§ 37 ff., 223 BRAO) 
 

30 Jahre 
 

- 
 

 

  b) Sammelakten und Blattsammlungen 
über anwaltsgerichtliche Verfahren vor 
dem Anwaltsgerichtshof mit den in der 
Berufungs- oder Beschwerdeinstanz 
zurückbehaltenen Schriftstücken, 
wenn auf Ausschließung aus dem Be-
ruf erkannt worden ist 
 

50 Jahre 
 

-  

  c) alle übrigen der unter b) genannten 
Akten 
 

30 Jahre -  

494 - Sammelakten und Blattsammlungen (Se-
natsakten) über berufsgerichtliche Verfah-
ren 
 

20 Jahre -  

495 DG, DGH Akten der Richterdienstgerichte über 
 
a) Disziplinarverfahren, in denen auf 

Entfernung aus dem Dienst erkannt 
worden ist 
 

 
 

30 Jahre 
 

 
 
- 
 

 

  b) alle anderen Disziplinarverfahren 
 

20 Jahre -  

  c) Versetzungs- und Prüfungsverfahren 
 

20 Jahre -  
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G. Justizverwaltungssachen 

 
501 - Generalakten (Abschnitt B der Anweisung 

zum Generalaktenplan) 
 

   

  a) über Rechtsnormen (Gesetze, Verord-
nungen, Observanzen, Privilegien 
usw.) 
 

20 Jahre 
 

- 
 

 

  b) über sonstige Angelegenheiten mit 
Ausnahme der unter Buchstabe c be-
zeichneten Beiakten 
 

20 Jahre -  

  c) Beiakten über Vorgänge von unterge-
ordneter oder vorübergehender Be-
deutung, Berichtssammlungen, Pres-
seäußerungen und dergleichen 
 

5 Jahre -  

502 - Sammelakten und Blattsammlungen (Ab-
schnitt C der Anweisungen zum General-
aktenplan) über 
 

   

  a) Akten der Prüfungsstellen nach § 9 
Absatz 1, 2 ZRHO, der Prüfungsbe-
hörden nach Nummer 7 Absatz 1 
Buchstabe b, Nummer 23 und Num-
mer 30 Absatz 1 RiVASt in Verbindung 
mit den Zuständigkeitsregelungen der 
Länder 

 

3 Jahre 
 

- 
 
 

Mit Ausnahme 
der Vorgänge, 
die wegen ihrer 
besonderen 
Bedeutung (§ 8 
Absatz 5 Gen 
AktVfg.) zu den 
Generalakten 
(Nummer 501 
Buchstabe b) zu 
bringen sind. 
Werden Register 
geführt, sind 
diese 30 Jahre 
aufzubewahren. 

  b) Eingaben, Beschwerden und ähnliche 
Angelegenheiten von vorübergehen-
der Bedeutung 
 

5 Jahre 
 

-  

  c) Listen der Empfänger von Geldaufla-
gen in Ermittlungs-, Straf- und Gna-
densachen und Liste der Empfänger 
von Geldbußen nebst den dazugehö-
rigen Unterlagen 
 

5 Jahre 
 

-  

  d) Unterlagen über Bewerber, die nicht in 
Personalakten einmünden 
 

e) Unterlagen über Bewerber, die nicht in 
Personalakten einmünden (mit Einwil-
ligung in längere Datenspeicherung) 
 

1 Jahr 
 
 

2 Jahre 
 

- 
 
 
- 

sofern die be-
troffene Person 
in die längere 
Datenspeiche-
rung eingewilligt 
hat vgl. Nummer 
502 Buchstabe e 

  f) die von den Aufsichtsbehörden vorge-
nommenen Prüfungsverhandlungen 
 

10 Jahre 
 

-  

  g) Fortbildungsvorgänge 
 

5 Jahre 
 

-  
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  h) sonstige Verwaltungsangelegenheiten 10 Jahre 

 
-  

503 - Sammelakten über Ehelicherklärungen 
 

100 Jahre -  

504 - Sammelakten über die Anerkennung aus-
ländischer Entscheidungen in Ehesachen 
 

   

 - a) Akten über Verfahren 
 
b) Anträge und Entscheidungen 
 

2 Jahre 
 

80 Jahre 

- 
 
- 

 

505  Sammelakten über die Befreiung von der 
Beibringung des Ehefähigkeitszeugnisses 
für Ausländer 
 

2 Jahre -  

506 - Nachweisungen über die Verteilung der 
Vordrucke zu Hypotheken-, Grundschuld- 
und Rentenschuldbriefen sowie zu Schiffs-
briefen und Schiffszertifikaten 
 

100 Jahre -  

507 - Personalakten 
 

   

      
  a) der Notare und Notarassessoren 

 
10 Jahre 

 
Schriftstücke, die sich 
auf die Amtsnachfolge, 
die Aktenverwahrung 
(§ 51 BNotO) oder auf 
die Notariatsverwalter-
schaft (§ 56 BNotO) 
beziehen, Siegel- und 
Unterschriftsproben 
(siehe Nummer 507 
Buchstabe c). 
 

 

 

  b) Schriftstücke, die sich auf die Amts-
nachfolge, die Aktenverwahrung (§ 51 
BNotO) oder auf die Notariatsverwal-
terschaft (§ 56 BNotO) beziehen, Sie-
gel- und Unterschriftsproben 
 

100 Jahre   

509 - Akten über    
  a) die Prüfung von Rechtskandidaten 

 
aa) schriftliche Prüfungsarbeiten 
 
bb) sonstige Prüfungsunterlagen 

 
b) die Prüfung von Beamtinnen und Be-

amten einschließlich der Anlagehefte 
mit schriftlichen Prüfungsarbeiten 

 
c) die Prüfung von Auszubildenden ein-

schließlich der Anlagehefte mit schrift-
lichen Prüfungsarbeiten 

 

 
 

5 Jahre 
 

50 Jahre 
 

10 Jahre 
 
 
 

5 Jahre 

 
 
- 
 
- 
 
- 
 
 
 
- 

 
 
 
 
 
 
Anlagehefte mit 
schriftlichen 
Prüfungsarbeiten 
können nach 5 
Jahren vernich-
tet werden 
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510 - Akten über die Eintragung von Versor-

gungsanwärterinnen und -anwärtern in ein 
Bewerberverzeichnis 
 

5 Jahre -  

511 - Schriftgut über die Erhebung von statisti-
schen Daten in Zivilsachen und Familiensa-
chen sowie in Strafsachen und Bußgeldver-
fahren 
 

   

  a) Jahrestabellen nach dem Kalenderjahr 
 
b) sonstige Tabellen und Durchschriften 

der Monatsübersichten 

5 Jahre 
 

2 Jahre 

- 
 
- 
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Staatsanwaltschaft 

A. Allgemeines 
 

601 AR Akten über Angelegenheiten, die in das 
Allgemeine Register eingetragen sind 
 

5 Jahre -  

602 - Aktenregister mit den dazugehörigen Na-
menverzeichnissen und sonstigen Ver-
zeichnissen sowie die Zentralnamenkartei  
 

keine  Register u. Ver-
zeichnisse sind 
zu vernichten, 
sobald das darin 
verzeichnete 
Schriftgut voll-
ständig vernich-
tet oder ans 
Landesarchiv 
abgeliefert wur-
de. 

603 - a) die lediglich zur Kontrolle des Ge-
schäftsgangs dienenden Listen und 
Schriftstücke 

 
b) die Listen der Überführungsstücke 

2 Jahre 
 
 
 

5 Jahre 

  

 
 
 

B. Zivilsachen 
 

611 - Akten über Zivilsachen 
 

5 Jahre -  
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
 

C. Strafsachen 
 

622 Js/UJs Akten (einschließlich aufzubewahrender 
Handakten) über 
 
a) Verfahren zur Ermittlung der Todesur-

sache Verstorbener (Leichensachen) 
 
b) Verfahren zur Ermittlung von Bränden 

(Brandsachen) 
 
c) Ermittlungsverfahren, die wegen 

Schuldunfähigkeit eingestellt sind 
 
aa) 
im Falle eines Vergehens 
 
bb) 
im Falle eines Verbrechens sowie bei 
Straftaten nach §§ 174 bis 180, 182 
oder 240 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1  
StGB 

 

 
 
 

30 Jahre 
 
 

20 Jahre 
 
 
 
 
 
 

10 Jahre 
 
 

20 Jahre 
 

 
 
 
- 
 
 
- 
 
 

Verfahrensbeendende 
Entscheidungen; Gut-
achten über Feststel-
lung der Schuldunfä-
higkeit 
(siehe Nummer 623) 
 

Zu Nummern 
622, 623, 624 
und 721:  
Akten, aus de-
nen sich ergibt, 
dass der objekti-
ve Tatbestand 
eines Verbre-
chens oder Ver-
gehens vorliegt, 
der Täter aber 
nicht zur Aburtei-
lung zu bringen 
ist, sind in allen 
Fällen mindes-
tens so lange 
aufzubewahren, 
als nicht die 
Strafverfolgung 
durch Verjährung 
ausgeschlossen 
ist; in den Fällen, 
in denen die Tat 
der Verjährung 
nicht unterliegt, 
sind sie so lange 
aufzubewahren, 
als eine Strafver-
folgung den 
Umständen nach 
noch möglich ist. 
 

  d) sonstige Angelegenheiten, in denen 
das Verfahren eingestellt ist 

 

5 Jahre 
 

  

623  Verfahrensbeendende Entscheidungen; 
Gutachten über Feststellung der Schuldun-
fähigkeit aus den unter Nummer 622 Buch-
stabe c genannten Akten 
 

30 Jahre  wie zu Nummer 
622 
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
624 Js (Ks, KLs, 

Ls, Ds, Cs) 
(früher: 

KLs, KMs, 
Ls, Ms, Cs, 

DLs, Ds, 
Es) 

Akten (einschließlich aufzubewahrender 
Handakten und Vollstreckungs-, Bewäh-
rungs- sowie Gnadenhefte) über Anklagen 
(Anträge nach § 413 StPO) und Strafbefehle 
 
a) in denen auf Todesstrafe oder lebens-

lange Freiheitsstrafe erkannt ist, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) wenn auf Sicherungsverwahrung, auf 

Unterbringung in einem psychiatri-
schen Krankenhaus (früher: Heil- und 
Pflegeanstalt) oder auf Untersagung 
der Erteilung der Fahrerlaubnis für 
immer erkannt ist, 

 

 
 
 
 
 

aufzube-
wahren bis 
zum Ablauf 
des Jahres, 
in dem die 
oder der 
Beschuldig-
te das 100. 
Lebensjahr 
vollendet 
hätte 

 
30 Jahre 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 

wie zu Nummer 
622 

  c) wenn wegen einer Straftat, für die das 
Gesetz als Höchststrafe lebenslange 
Freiheitsstrafe vorsieht, auf Freiheits-
strafe von mehr als 1 Jahr erkannt ist, 
 

30 Jahre 
 

-  

  d) wenn wegen einer Straftat nach  
§§ 174 bis 180, 182, 223 bis 227, 239 
bis 239b oder § 240 Absatz 4 Satz 2 
Nummer 1 StGB auf Freiheitsstrafe 
oder Jugendstrafe von mehr als 1 Jahr 
erkannt ist, 
 

30 Jahre -  

  e) wenn das Verfahren wegen Schuldun-
fähigkeit oder auf psychischer Krank-
heit beruhender Verhandlungsunfähig-
keit ohne Bestrafung abgeschlossen 
oder eine gerichtliche Entscheidung 
nach § 413 StPO aus den in § 11 Ab-
satz 1 Nummer 2 BZRG genannten 
Gründen abgelehnt worden ist, 
 

 Verfahrensbeendende 
Entscheidungen; Gut-
achten über Feststel-
lung der Schuldunfä-
higkeit oder psychi-
scher Krankheit 
(siehe Nummer 629) 
 

 

  aa) 
im Falle eines Vergehens 
 

 
10 Jahre 

  

  bb) 
im Falle eines Verbrechens sowie bei 
Straftaten nach den §§ 174 bis 180, 
182 oder § 240 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer 1 StGB 
 

 
20 Jahre 
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
  f) wenn auf Freiheitsstrafe von mehr als 

1 Jahr erkannt ist, 
15 Jahre 

 
Auf Strafe lautende 
Urteile, Vollstre-
ckungsnachweise usw. 
(siehe Nummer 629) 
 

 

  g) wenn auf Geldstrafe von mehr als 90 
Tagessätzen, auf Freiheitsstrafe oder 
Strafarrest von mehr als 3 Monaten bis 
zu 1 Jahr oder auf Jugendstrafe von 
mehr als 1 Jahr erkannt ist, 
 

10 Jahre 
 

Auf Strafe lautende 
Urteile, Strafbefehle, 
Vollstreckungsnach-
weise usw. 
(siehe Nummer 629) 
 

 

  h) wenn sonst auf Geldstrafe, Freiheits-
strafe, Strafarrest oder Jugendstrafe 
erkannt ist, 
 

5 Jahre 
 

Auf Strafe lautende 
Urteile, Strafbefehle, 
Vollstreckungsnach-
weise usw. 
(siehe Nummer 629) 
 

 

  i) wenn in Verfahren gegen Jugendliche 
und Heranwachsende nach Jugend-
recht, jedoch nicht auf Jugendstrafe 
erkannt ist, 
 

5 Jahre 
 

Nicht freisprechende 
Urteile, Vollstre-
ckungsnachweise usw. 
(siehe Nummer 629) 
 

 

  j) sonstige 5 Jahre Auf Strafe lautende 
Urteile, Strafbefehle, 
Vollstreckungsnach-
weise usw. 
(siehe Nummer 629) 
 

 

628 Js 
(OWi) 

Akten über Bußgeldverfahren (einschließlich 
der gerichtlichen Bußgeldentscheidung) 

 

5 Jahre Vollstreckbare Titel (z. 
B. Kostenfestset-
zungsbeschlüsse, 
Entscheidungen über 
die Entschädigung 
wegen erlittener Ver-
folgungsmaßnahmen) 
(siehe Nummer 629) 
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
629  a) Die Urteile und Strafbefehle, in denen 

rechtskräftig auf Strafe (hierzu zählen 
nicht Erziehungsmaßregeln und 
Zuchtmittel nach dem JGG) erkannt ist 
einschließlich der Gesamtstrafen-
beschlüsse, verfahrenseinleitende 
Schriftstücke und weitere Nachweise, 
die für die Vollstreckbarkeitserklärung 
erforderlich sind, sowie die Nachweise 
über die Vollstreckung der Strafe; An-
klagen, auf deren zugelassenen An-
klagesatz Bezug genommen ist, An-
klagen gemäß § 212 a Absatz 2 Satz 2 
StPO, aufgehoben durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 28. Oktober 1994 
(BGBl. I S. 3186), oder § 418 Absatz 3 
Satz 2 StPO; Strafbefehle, Strafbe-
fehlsanträge; bei den Akten befindliche 
Abbildungen, auf die in den Urteilen 
Bezug genommen ist; Urteile und 
sonstige Entscheidungen über die Kos-
tenerstattungspflicht und über die Ent-
schädigungspflicht für Strafverfol-
gungsmaßnahmen; Entscheidungen 
nach § 2 Absatz 1 DNA-Identitätsfest-
stellungsgesetz, außer Kraft getreten 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 1. 
August 2005 (BGBl. I S. 2360), und § 
81 g StPO; Kostenfestsetzungsbe-
schlüsse sowie Entscheidungen, in 
denen eine Entschädigung nach den 
§§ 10, 11 StrEG zuerkannt worden ist; 
die Beschlüsse  oder Mitteilungen über 
den Erlass oder die Milderung der 
Strafe sowie über die Anordnung der 
Nichtaufnahme in ein Führungszeugnis 
(§ 39 BZRG)  oder die Tilgung (§§ 48, 
49 BZRG). 
 
Ist eine Geldstrafe durch Teilzahlungen 
getilgt, ist nur der Nachweis über die 
letzte Teilzahlung aufzubewahren. 
 

Verfahrensbeendende Entscheidun-
gen, Gutachten über Feststellung der 
Schuldunfähigkeit oder psychischer 
Krankheit aus den unter Nummer 624 
Buchst. e) genannten Akten. 
 
Zu den Urteilen im Sinne dieser Vor-
schrift gehören auch die zu den Akten 
genommenen beglaubigten Abschriften 
von Entscheidungen der höheren In-
stanzen. 

 

30 Jahre   

  b) Nicht freisprechende Urteile sowie die 
dazugehörigen Vollstreckungsnach-
weise aus den unter Nummer 624 
Buchst. i) genannten Akten 

 

10 Jahre   
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Register- 
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Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
633 - Sammelakten mit den Begleitumschlägen 

der abgehenden Briefe der Untersuchungs-
gefangenen 

1 Jahr - Auf Anordnung 
der Behördenlei-
tung können die 
Begleitumschlä-
ge statt in Sam-
melakten auch in 
Kartons oder 
anderen Behält-
nissen geordnet 
aufbewahrt wer-
den. 

 
D. Justizverwaltungssachen 

 
651 - Generalakten (Abschnitt B der Anweisung 

zum Generalaktenplan) 
 

   

  a) über Rechtsnormen (Gesetze, Verord-
nungen usw.) 

 
b) über sonstige Angelegenheiten mit 

Ausnahme der unter Buchstabe c be-
zeichneten Beiakten 

 
c) Beiakten über Vorgänge von unterge-

ordneter oder vorübergehender Be-
deutung, Berichtssammlungen, Pres-
seäußerungen und dergleichen 

 

20 Jahre 
 
 

20 Jahre 
 
 
 

5 Jahre 

- 
 
 
- 
 
 
 
- 

 

652 - Sammelakten und Blattsammlungen  
(Abschnitt C der Anweisungen zum  
Generalaktenplan) über 
 

   

  a) Akten der Prüfungsbehörden nach 
Nummer 8 Absatz 1 Buchstabe c, 
Nummer 78 Absatz 1, Nummer 148 
Absatz 3 RiVASt in Verbindung mit 
den Zuständigkeitsregelungen der 
Länder 
 

3 Jahre 
 

- 
 

mit Ausnahme 
der Vorgänge, 
die wegen ihrer 
besonderen 
Bedeutung (§ 8 
Absatz 5 Gen 
AktVfg.) zu den 
Generalakten 
(Nummer 651 
Buchstabe b) zu 
bringen sind 
 

  b) Eingaben, Beschwerden und ähnliche 
Angelegenheiten von vorübergehen-
der Bedeutung 
 

c) Unterlagen über Bewerber, die nicht in 
Personalakten einmünden 
 

d) Unterlagen über Bewerber, die nicht in 
Personalakten einmünden (mit Einwil-
ligung in längere Datenspeicherung) 
 
 

5 Jahre 
 
 
 

1 Jahr 
 
 

2 Jahre 

- 
 
 
 
- 
 
 
- 

 
 
 
 
sofern die be-
troffene Person 
in die weitere 
Datenspeiche-
rung eingewilligt 
hat vgl. Nummer 
652 Buchstabe d 

  e) die von den Aufsichtsbehörden vorge-
nommenen Prüfungsverhandlungen 

10 Jahre 
 

-  
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Schriftstücke 
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  f) Fortbildungsvorgänge 

 
5 Jahre 

 
-  

  g) sonstige Verwaltungsangelegenheiten 
 

10 Jahre -  

  h) Berichtshefte sind wie die dazugehöri-
ge Sachakte aufzubewahren. 

 

5 Jahre -  

      
654 - 

 
Schriftgut über die Erhebung von statisti-
schen Daten in Ermittlungsverfahren und 
Verfahren nach dem Ordnungswidrig-
keitengesetz bei den Staats- und Amtsan-
waltschaften 
 

   

  a) Jahrestabellen nach dem Kalenderjahr 
 
b) sonstige Tabellen und Durchschriften 

der Monatsübersichten 
 

5 Jahre 
 
 

2 Jahre 

- 
 
 
- 
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mer 
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Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
Generalstaatsanwaltschaft 

 
A. Allgemeines 

 
701 AR Akten über Angelegenheiten, die in das 

Allgemeine Register eingetragen sind 
 

5 Jahre -  

702 - Aktenregister mit den dazugehörigen Na-
menverzeichnissen und sonstigen Ver-
zeichnissen 
 

keine  Register u. Ver-
zeichnisse sind 
zu vernichten, 
sobald das darin 
verzeichnete 
Schriftgut voll-
ständig vernich-
tet oder ans 
Landesarchiv 
abgeliefert wur-
de. 

703 - a) die lediglich zur Kontrolle des Ge-
schäftsgangs dienenden Listen und 
Schriftstücke 
 

b) die Listen der Überführungsstücke 
 

2 Jahre 
 
 
 

5 Jahre 

  

 
B. Zivilsachen 

 
711 Rs Sammelakten für Zivilsachen (§ 46 Absatz 3 

AktO) 
5 Jahre   

 
C. Strafsachen 

 
721 OJs Akten über erstinstanzliche Strafsachen 

beim Oberlandesgericht 
 
a) in denen auf Todesstrafe oder lebens-

lange Freiheitsstrafe erkannt ist, 
 

 
 
 

aufzube-
wahren bis 
zum Ablauf 
des Jahres, 
in dem die 
oder der 
Beschuldig-
te das 100. 
Lebensjahr 
vollendet 
hätte 

 

 wie zu Nummer 
622 

  b) wenn auf Sicherungsverwahrung, auf 
Unterbringung in einem psychiatri-
schen Krankenhaus (früher: Heil- und 
Pflegeanstalt) oder auf Untersagung 
der Erteilung der Fahrerlaubnis für 
immer erkannt ist, 

 

30 Jahre 
 

-  
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  c) wenn wegen einer Straftat, für die das 

Gesetz als Höchststrafe lebenslange 
Freiheitsstrafe vorsieht, auf Freiheits-
strafe von mehr als 1 Jahr erkannt ist, 
 

30 Jahre   

  d) wenn wegen einer Straftat nach  
§§ 174 bis 180, 182, 223 bis 227, 239 
bis 239b  oder § 240 Absatz 4 Satz 2 
Nummer 1 StGB auf Freiheitsstrafe 
oder Jugendstrafe von mehr als 1 Jahr 
erkannt ist, 
 

30 Jahre 
 

  

  e) wenn das Verfahren wegen Schuldun-
fähigkeit oder auf psychischer Krank-
heit beruhender Verhandlungsunfähig-
keit ohne Bestrafung abgeschlossen 
oder eine gerichtliche Entscheidung 
nach § 413 StPO aus den in § 11 Ab-
satz 1 Nummer 2 BZRG genannten 
Gründen abgelehnt worden ist, 

 
aa) 
im Falle eine Vergehens 

 
bb) 
im Falle eines Verbrechens sowie bei 
Straftaten nach den §§ 174 bis 180, 
182 StGB oder § 240 Absatz 4 Satz 2 
Nummer 1 StGB 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

10 Jahre 
 
 

20 Jahre 
 

Verfahrensbeendende 
Entscheidungen; Gut-
achten über Feststel-
lung der Schuldunfä-
higkeit oder psychi-
scher Krankheit 
(siehe Nummer 722) 
 

 

  f) wenn auf Freiheitsstrafe von mehr als 
1 Jahr erkannt ist, 
 

15 Jahre Auf Strafe lautende 
Urteile, Vollstre-
ckungsnachweise usw. 
(siehe Nummer 722) 
 

 

  g) wenn auf Geldstrafe von mehr als 90 
Tagessätzen, auf Freiheitsstrafe oder 
Strafarrest von mehr als 3 Monaten bis 
zu 1 Jahr oder auf Jugendstrafe von 
mehr als 1 Jahr erkannt ist, 
 

10 Jahre 
 

Auf Strafe lautende 
Urteile, Strafbefehle, 
Vollstreckungsnach-
weise usw. 
(siehe Nummer 722) 
 

 

  h) wenn sonst auf Geldstrafe, Freiheits-
strafe, Strafarrest oder Jugendstrafe 
erkannt ist, 
 

5 Jahre Auf Strafe lautende 
Urteile, Strafbefehle, 
Vollstreckungsnach-
weise usw. 
(siehe Nummer 722) 
 

 

  i) wenn in Verfahren gegen Jugendliche 
und Heranwachsende nach Jugend-
recht, jedoch nicht auf Jugendstrafe 
erkannt ist, 

 

5 Jahre 
 

Nicht freisprechende 
Urteile, Vollstre-
ckungsnachweise usw. 
(siehe Nummer 722) 
 

 

  j) sonstige 5 Jahre Auf Strafe lautende 
Urteile, Strafbefehle, 
Vollstreckungsnach-
weise usw. (siehe 
Nummer 722) 
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722 - a) Die Urteile und Strafbefehle, in denen 

rechtskräftig auf Strafe (hierzu zählen 
nicht Erziehungsmaßregeln und 
Zuchtmittel nach dem JGG) erkannt ist 
einschließlich der Gesamtstrafen-
beschlüsse, verfahrenseinleitende 
Schriftstücke und weitere Nachweise, 
die für die Vollstreckbarkeitserklärung 
erforderlich sind, sowie die Nachweise 
über die Vollstreckung der Strafe; An-
klagen, auf deren zugelassenen An-
klagesatz Bezug genommen ist, An-
klagen gemäß § 212 a Absatz 2 Satz 2 
StPO, aufgehoben durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 28. Oktober 1994 
(BGBl. I S. 3186), oder § 418 Absatz 3 
Satz 2 StPO; Strafbefehle, Strafbe-
fehlsanträge; bei den Akten befindliche 
Abbildungen, auf die in den Urteilen 
Bezug genommen ist; Urteile und 
sonstige Entscheidungen über die 
Kostenerstattungspflicht und über die 
Entschädigungspflicht für Strafverfol-
gungsmaßnahmen; Entscheidungen 
nach § 2 Absatz 1 DNA-Identitätsfest-
stellungsgesetz, außer Kraft getreten 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 1. 
August 2005 (BGBl. I S. 2360), und § 
81 g StPO; Kostenfestsetzungsbe-
schlüsse sowie Entscheidungen, in 
denen eine Entschädigung nach den 
§§ 10, 11 StrEG zuerkannt worden ist; 
die Beschlüsse oder Mitteilungen über 
den Erlass oder die Milderung der 
Strafe sowie über die Anordnung der 
Nichtaufnahme in ein Führungszeug-
nis (§ 39 BZRG) oder die Tilgung (§§ 
48, 49 BZRG). 
 
Ist eine Geldstrafe durch Teilzahlun-
gen getilgt, ist nur der Nachweis über 
die letzte Teilzahlung aufzubewahren. 
 
Urteile und Beschlüsse, in denen eine 
Maßregel der Besserung und Siche-
rung angeordnet ist. Verfahrensbeen-
dende Entscheidungen, Gutachten 
über Feststellung der Schuldunfähig-
keit oder psychischer Krankheit aus 
den unter Nummer 721 Buchstabe e) 
genannten Akten. 

 

30 Jahre 
 

  

  b) Nicht freisprechende Urteile sowie die 
dazugehörigen Vollstreckungsnach-
weise aus den unter Nummer 721 
Buchstabe h) genannten Akten 

 

10 Jahre   



554	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2014; Ausgabe 30. Dezember 2014	 Nr. 17

 
 

 
Lfd. 
Num
mer 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
723 Zs Sammelakten über die Beschwerden gegen 

das Verfahren eines Staatsanwalts (Amts-
anwalts), die nicht zu den Hauptakten ge-
nommen sind 
 

5 Jahre -  

724 Ausl. Auslieferungssachen 
 

10 Jahre -  

726 - Handakten über Revisionen in Strafsachen 
und über Rechtsbeschwerden in Bußgeld-
sachen 

5 Jahre -  

728 - Akten über Verfahren nach dem Gesetz 
über die innerdeutsche Rechts- und Amts-
hilfe in Strafsachen vom 02. Mai 1953 
(BGBl. I S. 161) 

 

   

  a) soweit sie Entscheidungen enthalten, 
die die Genehmigung einer Zuführung 
oder einer Vollstreckung zum Gegen-
stand haben oder gemäß §§ 10, 11, 
14 oder 15 ergangen sind 

 

50 Jahre 
 

-  

  b) sonstige 
 

10 Jahre -  

729 - Akten über Verfahren nach §§ 23 ff. des 
Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfas-
sungsgesetz (EGGVG) vom 27. Januar 
1877 (RGBl. S. 77), zuletzt geändert durch 
Artikel 13 des Gesetzes vom 23. Juli 2014 
(BGBl. I S. 3586) 
 

5 Jahre -  

730 - Handakten über Kartellbußgeldsachen 
 

10 Jahre -  
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D. Dienststrafsachen, Dienst-, Ehren- und Berufsgerichtssachen 
 

741 - Handakten in Disziplinarverfahren gegen 
Richter und Beamte 
 

10 Jahre -  

742 - Handakten des Vertreters der Einleitungs-
behörde in Disziplinarverfahren gegen Nota-
rinnen und Notare 
 

10 Jahre -  

743 - a) Handakten über anwaltsgerichtliche 
Verfahren gegen Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte, sofern die Haupt-
akten nicht bei der Staatsanwaltschaft 
geführt werden 
 

10 Jahre 
 

- 
 

 

  b) Akten über Ermittlungsverfahren, die 
nicht zur Einleitung eines anwaltsge-
richtlichen Verfahrens geführt haben, 
einschließlich der dazugehörigen 
Handakten, soweit die Akten über die-
se Ermittlungsverfahren nicht an eine 
andere Stelle abzugeben sind 
 

10 Jahre -  

  c) Akten über anwaltsgerichtliche Verfah-
ren gegen Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte (einschließlich der da-
zugehörigen Handakten, soweit der 
Staatsanwaltschaft die Führung der 
Hauptakten übertragen ist), in denen 
auf Ausschließung aus dem Beruf er-
kannt worden ist 
 

40 Jahre 
 

- 
 

 

  d) Akten über anwaltsgerichtliche Verfah-
ren gegen Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte (einschließlich der da-
zugehörigen Handakten, soweit der 
Staatsanwaltschaft die Führung der 
Hauptakten übertragen ist), in denen 
nicht auf Ausschließung aus dem Be-
ruf erkannt worden ist 
 

20 Jahre -  

744 - a) Handakten über berufsgerichtliche 
Verfahren einschließlich der dazuge-
hörigen Handakten, in denen auf  
Ausschließung aus dem Beruf erkannt 
oder in denen ein Beweissicherungs-
verfahren angeordnet worden ist 

 
b) alle Übrigen 
 
c) Sammelakten über Rügebescheide 
 

30 Jahre 
 
 
 
 
 
 

20 Jahre 
 

10 Jahre 

- 
 
 
 
 
 
 
- 
 
- 
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Lfd. 
Num
mer 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
 

E. Justizverwaltungssachen 
 

751 - Generalakten (Abschnitt B der Anweisung 
zum Generalaktenplan) 
 

   

  a) über Rechtsnormen (Gesetze, Verord-
nungen usw.) 

 
b) über sonstige Angelegenheiten mit 

Ausnahme der unter c) bezeichneten 
Beiakten 

 
c) Beiakten über Vorgänge von unterge-

ordneter oder vorübergehender Be-
deutung, Berichtssammlungen, Pres-
seäußerungen und dergleichen 

 

20 Jahre 
 
 

20 Jahre 
 
 
 

5 Jahre 

- 
 
 
- 
 
 
 
- 

 

752 - Sammelakten und Blattsammlungen  
(Abschnitt C der Anweisungen zum 
 Generalaktenplan) über 
 

   

  a) Akten der Prüfungsbehörden nach 
Nummer 7 Absatz 1 Buchstabe b, 
Nummer 23 und Nummer 30 Absatz 1 
RiVASt in Verbindung mit den Zustän-
digkeitsregelungen der Länder 

 

3 Jahre 
 

- 
 

mit Ausnahme 
der Vorgänge, 
die wegen ihrer 
besonderen 
Bedeutung (§ 8 
Absatz 5 Gen 
AktVfg.) zu den 
Generalakten 
(Nummer 751 
Buchstabe b) zu 
bringen sind 

  b) Eingaben, Beschwerden und ähnliche 
Angelegenheiten von vorübergehen-
der Bedeutung 
 

c) Unterlagen über Bewerber, die nicht in 
Personalakten einmünden 
 

d) Unterlagen über Bewerber, die nicht in 
Personalakten einmünden (mit Einwil-
ligung in längere Datenspeicherung) 
 

5 Jahre 
 
 
 

1 Jahr 
 
 

2 Jahre 

- 
 
 
 
- 
 
 
- 

 
 
 
 
sofern die be-
troffene Person 
in die weitere 
Datenspeiche-
rung eingewilligt 
hat vgl. 752 d) 

      
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

e) die von den Aufsichtsbehörden vorge-
nommenen Prüfungsverhandlungen 
 

f) Fortbildungsvorgänge 
 
g) sonstige Verwaltungsangelegenheiten 
 
h) Berichte der Staatsanwaltschaften 
 
 

10 Jahre 
 
 

5 Jahre 
 

10 Jahre 
 

20 Jahre 
 
 

-  
 
 
 
 
 
 
 

755 - Akten über Unfallfürsorge für Gefangene 
 

20 Jahre -  
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Lfd. 
Num
mer 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
756 - Akten über 

 
   

  a) die Prüfung von Beamten einschl. der 
Anlagehefte mit schriftlichen Prü-
fungsarbeiten 

 
b) die Prüfung von Amtsanwälten einschl. 

der Anlagehefte mit schriftlichen Prü-
fungsarbeiten 

 

10 Jahre 
 
 
 

10 Jahre 

- 
 
 
 
- 

zu a) und b) 
Anlagehefte mit 
schriftl. Prü-
fungsarbeiten 
können nach 5 
Jahren vernich-
tet werden. 

757 - Schriftgut über die Erhebung von statisti-
schen Daten in Ermittlungsverfahren und 
Verfahren nach dem Ordnungswidrig-
keitengesetz bei den Staats- und Amtsan-
waltschaften 
 

   

  a) Jahrestabellen nach dem Kalenderjahr 
 
b) sonstige Tabellen und Durchschriften 

der Monatsübersichten 
 

5 Jahre 
 
 

2 Jahre 

- 
 
 
- 

 

758 StrEs Akten über Ansprüche auf Entschädigung 
nach dem StrEG 
 

5 Jahre -  
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Lfd. 
Num
mer 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
Justizvollzugsbehörden 

 
A. Allgemeines 

 
801 - Die lediglich zur Kontrolle des Geschäfts-

gangs dienenden Listen und Schriftstücke, 
namentlich die Kalender, Tagebücher, Ein-
gangslisten und Posteingangsbücher 
 

5 Jahre -  

 
B. Justizverwaltungssachen 

 
811 - a) Generalakten (Abschnitt B der Anwei-

sung zum Generalaktenplan) mit Aus-
nahme der unter b) bezeichneten Bei-
akten 

 
b) Beiakten über Vorgänge von unterge-

ordneter oder vorübergehender Be-
deutung 

 

20 Jahre 
 
 
 
 

5 Jahre 

- 
 
 
 
 
- 

 

812 - Sammelakten und Blattsammlungen (Ab-
schnitt C der Anweisung zum General-
aktenplan) über 
 
a) Eingaben, Beschwerden und ähnliche 

Angelegenheiten von vorübergehen-
der Bedeutung 
 

b) Unterlagen über Bewerber, die nicht in 
Personalakten einmünden 
 

c) Unterlagen über Bewerber, die nicht in 
Personalakten einmünden (mit Einwil-
ligung in längere Datenspeicherung) 

 
d) sonstige Verwaltungsangelegenheiten 
 

 
 
 
 

5 Jahre 
 
 
 

1 Jahr 
 
 

2 Jahre 
 

 
 

10 Jahre 

 
 
 
 
- 
 
 
 
- 
 
 
- 
 
 
 
- 

 
 
 
 
 
 
 
 
sofern die be-
troffene Person 
in die weitere 
Datenspeiche-
rung eingewilligt 
hat vgl. Nummer 
812 c) 

       
814 - Akten über das Auswahlverfahren bei der 

Einstellung von Beamten und über die Prü-
fung von Beamten einschließlich der Anla-
gehefte mit schriftlichen Prüfungsarbeiten 
 

10 Jahre - Anlagehefte mit 
schriftlichen 
Prüfungsarbeiten 
können nach 5 
Jahren vernich-
tet werden. 
 

815 - Akten über Unfallfürsorge für Gefangene 
und Arrestanten 
 

20 Jahre -  
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Lfd. 
Num
mer 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
C. Besondere Bestimmungen für Justizvollzugsanstalten 

 
821 - Gefangenenbücher, Gefangenenkarteien 

und Transportbücher 
10 Jahre - zu Nummern 

821 bis 824: 
Bei Vorliegen 
besonderer Um-
stände kann 
(nur) unter den 
Voraussetzun-
gen des § 184 
Absatz 3 Satz 2 
StVollzG, § 94 
Absatz 4 JSt-
VollzG SH vom 
19. Dezember 
2007 (GVOBl. S. 
563) oder § 94 
Abs. 4 UVollzG 
SH vom 16. 
Dezember 2011 
(GVOBl. 2011 S. 
322) eine länge-
re Aufbewah-
rungsfrist ange-
ordnet werden. 

822 - a) Zugangsbücher, Abgangsbücher, 
Belegungsbücher, Abgangskalender, 
Verzeichnisse der Beurlaubungen, 
Verzeichnisse der Entweichungen, 
Verzeichnisse über Freigang, Ver-
zeichnisse über Ausgang, Verzeich-
nisse der Disziplinarmaßnahmen, Ver-
zeichnisse der besonderen Sicher-
heitsmaßnahmen 

 

2 Jahre 
 

- 
 

 

 
 
 
 

 b) die Nachweise über die den Gefange-
nen abgenommenen Gegenstände 
und Gelder, Krankenbücher 

5 Jahre -  

823 - Personalakten der Gefangenen 
 

10 Jahre 
 

-  

824 - Gesundheitsakten und Krankenblätter über 
Gefangene 
a) wenn ausschließlich Abschiebungshaft 

vollzogen worden ist oder wenn für 
diese im Anschluss an sonstige Frei-
heitsentziehung eine gesonderte Ge-
sundheitsakte oder ein gesondertes 
Krankenblatt angelegt worden ist 

b) im Übrigen 
 

 
 

10 Jahre 
 
 
 
 
 

20 Jahre 
 

 
 
- 
 
 
 
 
 
 
- 

 

825 - Kriminologische Untersuchungsakten 
 

30 Jahre -  
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Lfd. 
Num
mer 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 
826 - Sammelakten mit den Begleitumschlägen 

der eingehenden Briefe an Untersuchungs-
gefangene, soweit auf ihnen keine Verfü-
gung über etwaige Einlagen getroffen wor-
den ist, und Sprechscheine der Gefangenen 
 

1 Jahr - Auf Anordnung 
der Behördenlei-
tung können 
Begleitumschlä-
ge statt in Sam-
melakten auch in 
Kartons oder an 
deren Behältnis-
sen geordnet auf 
bewahrt werden. 

 
 

D. Besondere Bestimmungen für Jugendarrestanstalten 
 

831 - Jugendarrestbücher  für Jugendarrestan-
stalten und Freizeitarresträume, Namenver-
zeichnisse 
 

10 Jahre -  

832 - a) Zu- und Abgangsbücher, Belegungs-
bücher, Jugendarrestkalender 

 
b) die Nachweise über die den Arrestan-

ten abgenommenen Gegenstände und 
Gelder 

 

2 Jahre 
 
 

2 Jahre 

- 
 
 
- 

 

833 - Personalakten der Arrestanten 
 

10 Jahre -  
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Abschnitt 2 

Landeseinheitliche Aufbewahrungsfristen für das Schriftgut der Gerichte für 
Arbeitssachen, des Finanzgerichts, der Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit,  

der Gerichte der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
und des ministeriellen Schriftguts 

 
Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 
Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 

A. Allgemeines 

 

1 AR 
 
 
 
RNS 

a) Akten über Angelegenheiten, die in 
das Allgemeine Register eingetragen 
sind,  
 

b) Register für niedergelegte Schieds-
sprüche, schiedsrichterliche Verglei-
che und Anwaltsvergleiche 

 

 2 Jahre 
 
 
 
 2 Jahre 
 
 

- 
 
 
- 

 

2 - Aktenregister mit den dazugehörigen Na-
menverzeichnissen 
 
a) Verfahrensregister Sozialgericht 

 
b) Verfahrensregister Landessozialge-

richt 
 

c) alle übrigen 
 

 
 
 
20 Jahre 
 
10 Jahre 
 
 
keine 

 
 
 
- 
 
- 
 
 
- 

 
 
 
 
 
 
 
 
Register u. Ver-
zeichnisse sind 
zu vernichten, 
sobald das darin 
verzeichnete 
Schriftgut voll-
ständig vernich-
tet oder ans  
Landesarchiv 
abgeliefert wurde 
 

3 - Die lediglich zur Kontrolle des Geschäfts-
gangs dienenden Listen und Schriftstücke, 
namentlich die Kalender, Tagebücher, Ak-
tenausgabebücher, Eingangslisten und 
Posteingangsbücher 
 

 2 Jahre - Im Falle einer 
automatischen 
Führung dieser 
Listen und 
Schriftstücke 
entfällt die Auf-
bewahrungsfrist. 
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 
Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 

B. Rechtssachen 

 

4  a) Die zur Zwangsvollstreckung geeigne-
ten Titel und Entscheidungen, alle Ur-
teile, rechtskräftige Bescheide und 
Vorbescheide, Vergleiche jeder Art, 
Vollstreckbarerklärungen und Vollstre-
ckungsbescheide, Bestätigungserklä-
rungen über die Vollstreckbarkeit nach 
der EVT-VO, Nachweisungen über die 
Zustellung der Mahn- und Vollstre-
ckungsbescheide sowie verfahrensein-
leitende Schriftstücke und weitere 
Nachweise, die für die Vollstreckbar-
erklärung nach Artikel 54 EuGVVO 
gem. Artikel 34 EuGVVO erforderlich 
sind, Schiedssprüche, schiedsrichterli-
che Vergleiche sowie Entscheidungen 
über deren Vollstreckbarkeit; 
ferner Handzeichnungen, Karten, Ab-
rechnungen und sonstige Schrift-
stücke, auf die in der Entscheidungs-
formel oder in einem gerichtlichen 
Vergleich Bezug genommen ist, sowie 
schriftliche medizinische Gutachten.  
Zu den Urteilen usw. im Sinne dieser 
Vorschrift gehören auch die zu den 
Akten genommenen beglaubigten Ab-
schriften von Entscheidungen der hö-
heren Instanzen sowie Leseab-
schriften, sofern das volle Rubrum in 
keinem anderen in der Sache aufzu-
bewahrenden Schriftstück enthalten 
ist. 
 

b) Akten über Flurbereinigungssachen, 
Disziplinarsachen, berufsgerichtliche 
Verfahren, Lastenausgleichssachen, 
Sammelakten über die bei dem Ge-
richt niedergelegten Schiedssprüche 
und schiedsrichterlichen Vergleiche 
 

c) Alle nicht unter Buchstaben a und b 
genannten Unterlagen mit Ausnahme 
der bei den Sozialgerichten anfallen-
den 
 

d) Alle nicht unter Buchstaben a und b 
genannten Unterlagen der Sozialge-
richte 

 

30 Jahre 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
30 Jahre 
 
 
 
 
 
 
 5 Jahre 
 
 
 
10 Jahre 
 

- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
 
 
 
 
 
 
(siehe Buchstaben a 
und b) 
 
 
 
(siehe Buchstaben a 
und b) 
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Lfd. 
Nr. 

Register- 
zeichen 

Angelegenheit Aufbewah- 
rungsfrist 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 
Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 6 

 

C. Justizverwaltungssachen 
 
5  Generalakten (Abschnitt B der General-

aktenverfügung) 
a) von allgemeiner Bedeutung, z. B. über 

Rechtsnormen (Gesetze, Verordnun-
gen), Verträge betreffend wichtige 
Rechte und Verpflichtungen sowie über 
sonstige Angelegenheiten mit Ausnah-
me der unter Buchst. b bezeichneten 
Beiakten 
 

b) Beiakten über Vorgänge von unterge-
ordneter oder vorübergehender Bedeu-
tung, Presseäußerungen, Berichts-
sammlungen und dergleichen 

 

 
 
20 Jahre 
 
 
 
 
 
 
 
 5 Jahre 

 
 
- 
 
 
 
 
 
 
 
- 

 

6  Einzelsachen (Abschnitt C der General-
aktenverfügung; Sammelakten und Blatt-
sammlungen) 
a) Eingaben, Beschwerden, Warenange-

bote, Fortbildung; Prüfung von Auszu-
bildenden einschließlich der Anlagehef-
te mit schriftlichen Prüfungsarbeiten, 
die von den Aufsichtsbehörden aufge-
nommenen Prüfungsverhandlungen, 
Schriftgut gemäß der Anordnungen 
über die Erhebung von statistischen 
Daten und ähnliche Angelegenheiten 
von vorübergehender Bedeutung 

 
b) sonstige Verwaltungsangelegenheiten 

mit Ausnahme der unter Buchst. a be-
zeichneten Unterlagen 

 
c) Unterlagen über Bewerber, die nicht 

 in Personalakten einmünden 
 
 
 
 
 

d) Unterlagen über Bewerber, die nicht 
in Personalakten einmünden (mit  
Einwilligung in eine längere > 
Datenspeicherung) 
 

 

 
 
 

5 Jahre 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
20 Jahre 

 
 
 
 

1 Jahr 
 
 
 
 
 
 

2 Jahre 

 
 
 
- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sofern die be-
troffene Person 
in eine längere 
Datenspeiche-
rung eingewilligt 
hat vergleiche. 
Nr. 6 Buchstabe 
d 
 

      
7  Akten über Prozessagenten 

a) Personalakten 
 

b) Anlagehefte mit Prüfungsarbeiten 
 

 
20 Jahre 

 
5 Jahre 

 
- 
 
- 
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Lfd. 
Nr. 

Angelegenheit Aufbewah-
rungsfrist 
 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 
Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 
 

D. Landesjustizverwaltung 

 
 
 8 Generalakten (Abschnitt B der General-

aktenverfügung) 
 50 Jahre 
 

- 
 
 

- 

 9 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
10 
 
 
 
 
 
11 
 
 
 
 
 
 
12 
 
 
 
 
 
 
 
13 
 

Einzelsachen (Abschnitt C der General-
aktenverfügung; Sammelakten und Blatt-
sammlungen) 
 
 
 
 
 
 
 
Ermittlungsverfahren  
a) wegen Mordes oder nationalsozialisti-
scher Gewalttaten 
 
b) sonstige) 
 
Gnadensachen nach Schwurgerichtsver-
fahren bei  
a) Urteil auf lebenslanger Freiheitsstrafe  
 
b) sonstigem Verfahrensausgang 
 
 
Gnadensachen nach Strafverfahren 
a) vor der großen Strafkammer (Jugend-
kammer) und dem Schöffengericht (Ju-
gendschöffengericht) 
 
b) vor der Strafrichterin oder dem Straf-
richter (Jugendrichter/in) 
 
Gnadensachen nach Privatklageverfah-
ren, Ordnungswidrigkeitsverfahren und 
Strafbefehlsverfahren 
 
 

 10 Jahre 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
100 Jahre 
 
 
   5 Jahre 
 
 
 
100 Jahre 
 
 10 Jahre 
 
 
 
 10 Jahre 
 
 
 
   5 Jahre 
 
 
   3 Jahre 

- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
 
 
- 
 
 
 
- 
 
- 
 
 
 
- 
 
 
 
- 
 
 
- 
 
 
 
 

soweit keine besonderen 
Aufbewahrungsfristen 
bestimmt worden sind. 
Werden Register und Ver-
zeichnisse geführt, sind 
diese 100 Jahre aufzube-
wahren. 
 
 
 
 

14 Anerkennung ausländischer 
Entscheidungen in Ehesachen 

 50 Jahre - 
 
 

 

15 
 
16 

Klageverfahren vor dem VG und OVG 
 
Zivilprozessangelegenheiten 
 

 15 Jahre 
 
 15 Jahre 

- 
 
- 
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Lfd. 
Nr. 

Angelegenheit Aufbewah-
rungsfrist 
 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 
Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 
 
17 
 
 
18 
 
19 
 
20 
 
 
 
21 
 
22 
 
 
23 
 
 
 
24 
 
 
 

Beschwerden in Angelegenheiten der 
Justizverwaltung 
 
Dienstreisegenehmigungen 
 
Eingabewesen 
 
Nebenämter und Nebenbeschäftigungen 
der Richterinnen oder Richter und Beam-
tinnen oder Beamten 
 
Fortbildungsangelegenheiten 
 
Ausbildung der Beamtinnen und Beamten 
des mittleren Vollzugsdienstes 
 
Dienstverhältnisse der Beamtinnen und 
Beamten des gehobenen Vollzugsdiens-
tes pp 
 
Zusammenkünfte der Ministerpräsiden-
tinnen und –präsidenten 
 
 

   5 Jahre 
 
 
   5 Jahre 
 
   5 Jahre 
 
   5 Jahre 
 
 
 
   5 Jahre 
 
   5 Jahre 
 
 
   5 Jahre 
 
 
 
   5 Jahre 
 
 
 

- 
 
 
- 
 
- 
 
- 
 
 
 
- 
 
- 
 
 
- 
 
 
 
- 
 
 
 

 

25 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
26 
 
27 
 
 
28 

Verfahren vor dem Bundesverfassungs-
gericht  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Lockerungen des Strafvollzugs 
 
Unterbringung der Gefangenen im allge-
meinen 
 
Urlaub und Ausgang aus der Haft 
 

   5 Jahre 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   5 Jahre 
 
   5 Jahre 
 
 
   5 Jahre 

- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
 
- 
 
 
- 

Nach Ablauf der Aufbe-
wahrungsfrist sind Vor-
gänge, die Stellungnah-
men, Gutachten und dergl. 
enthalten, dem zuständi-
gen Fachreferat vorzu-
legen. Gegebenenfalls 
kann das Fachreferat eine 
längere Aufbewahrungs-
frist anordnen. 
 
 
 
 

29 
 
 
30 
 
 
31 
 

Austausch der Haushaltspläne mit ande-
ren Landesjustizverwaltungen 
 
Einzelne Beschaffungsmaßnahmen 
 
 
Fachministerkonferenzen  
(mit Ausnahme der Justizministerkonfe-
renzen 

   3 Jahre 
 
 
   3 Jahre 
 
 
   2 Jahre 

- 
 
 
- 
 
 
- 
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Lfd. 
Nr. 

Angelegenheit Aufbewah-
rungsfrist 
 

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 
Schriftstücke 

Bemerkungen 

1 2 3 4 5 
 

32 
 
 
33 
 

Richterwahl 
 
 
a) Unterlager über Bewerber, die nicht 

in Personalakten einmünden 
 

b) Unterlagen über Bewerber, die nicht 
in Personalakten einmünden (mit 
Einwilligung in eine längere Daten-
speicherung) 
 
 

2 Jahre 
 
 

1 Jahr 
 
 

2 Jahre 
 

- 
 
 
 
 
 

 
 
 
Sofern die betroffene  
Person in eine längere  
Datenspeicherung einge- 
willigt hat vgl. Nr. 33 b) 
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Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 9. Dezember 2014

Ste fan  S tud t 
Minister 

für Inneres und Bundesangelegenheiten

Landesverordnung 
über die zentrale Stelle der Vermittlungsstelle und Spiegeldatenbank des 

Landes Schleswig-Holstein (LVOZSt)

Vom 9. Dezember 2014
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 204-4-9

Aufgrund des § 8 Absatz 2 des Landesdaten-
schutzgesetzes vom 9. Februar 2000 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 169), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 19. Juni 2014 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 105), verordnet das Ministerium für Inneres 
und Bundesangelegenheiten:

§ 1 
Zentrale Stelle

Zentrale Stelle nach § 8 Absatz 2 Landesdaten-
schutzgesetz für die Vermittlungsstelle des Landes 
Schleswig-Holstein der Landesmeldeverordnung 
vom 11. August 2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 301), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 8. Oktober 
2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 630), und die landes-
weite Spiegeldatenbank der örtlichen Melderegister 
ist das für Inneres zuständige Ministerium.

§ 2 
Aufgaben der zentralen Stelle

Die zentrale Stelle gewährleistet die Ordnungs- 
mäßigkeit des automatisierten Verfahrens wie 
folgt:

1.	Sie gewährleistet die Maßnahmen zur Daten- 
sicherheit nach den §§ 5 und 6 Landesdaten-
schutzgesetz und der Datenschutzverordnung 
vom 5. Dezember 2013 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 554) sowie die Erfüllung der Verpflichtungen 
aus § 8 Absatz 4 Landesdatenschutzgesetz;

2.	sie stellt im Benehmen mit den beteiligten 
Stellen das Verfahrensverzeichnis nach § 7 Ab-
satz 1 in Verbindung mit § 8 Absatz 3 Satz 1 
Landesdatenschutzgesetz auf und führt es fort;

3.	sie erstellt die Verfahrensdokumentation nach 
§ 3 Datenschutzverordnung;

4.	sie ist federführend verantwortlich für die 
Durchführung der Tests, zu denen sie von ihr 

ausgewählte beteiligte Stellen hinzuzieht, und 
erteilt die Freigabe; es bedarf keiner Freigabe 
durch die beteiligten Stellen;

5.	sie informiert die beteiligten Stellen über ihr 
bekannt gewordene Verfahrensmängel und die 
voraussichtliche Dauer der Mängelbeseitigung;

6.	sie erlässt Nutzungsbestimmungen zur ord-
nungsgemäßen Nutzung des Verfahrens durch 
die beteiligten Stellen;

7.	sie ist bei Auftragsdatenverarbeitung durch 
Dataport verantwortliche Stelle nach § 17 Ab-
satz 1 Landesdatenschutzgesetz.

Die zentrale Stelle kann zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben im Verfahren gespeicherte personenbezogene 
Daten nach Maßgabe des § 13 Absatz 6 Landes-
datenschutzgesetz einsehen und auswerten.

§ 3 
Beteiligte Stellen

(1) Beteiligte Stellen sind die örtlichen Meldebehör-
den.

(2) Eine nach § 2 Satz 1 Nummer 4 ausgewählte 
beteiligte Stelle kann die im Zusammenhang mit 
dem Test- und Freigabeverfahren entstehenden 
Sach- und Personalkosten auf die anderen beteilig-
ten Stellen umlegen. Die Summe fließt in den Ge-
samtfinanzierungsplan der Vermittlungsstelle und 
Spiegeldatenbank ein und wird erstattet.

(3) Werden seitens einer beteiligten Stelle Verfah-
rensfehler festgestellt, informiert sie unverzüglich 
die zentrale Stelle.

§ 4 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.
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Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 9. Dezember 2014

Dr.  Robe r t  Habeck 
Minister 

für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume

1)	 Ändert LVO vom 25. Februar 1992, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 200-0-218
2)	 Ändert Zuständigkeitsverz. i.d.F. vom 14. September 2004, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 4564-1-5

Landesverordnung 
 zur Änderung der Landesverordnung zur Übertragung von Aufgaben und 

zur Bestimmung der zuständigen Behörde auf dem Gebiet des Brütereiwesens und 
zur Änderung des Zuständigkeitsverzeichnisses der 
Ordnungswidrigkeiten-Zuständigkeitsverordnung

Vom 9. Dezember 2014

Aufgrund

1.	des § 2 Absatz 3 des Gesetzes über die Land-
wirtschaftskammer Schleswig-Holstein in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Febru- 
ar 2002 (GVOBl. Schl.-H. S. 28), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 Nummer 2 des Gesetzes 
vom 12. November 2014 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 328), 

2.	des § 2 Nummer 1 des Gesetzes über Maßnah-
men auf dem Gebiet des Brütereiwesens vom 
15. November 1973 (GVOBl. Schl.-H. S. 392), 
Ressortbezeichnungen ersetzt durch Artikel 67 
der Landesverordnung vom 4. April 2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 143), sowie

3.	des § 36 Absatz 2 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I 
S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
10. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3786), in Verbin-
dung mit § 2 der Ordnungswidrigkeiten-Zustän-
digkeitsverordnung vom 22. Januar 1988 
(GVOBl. Schl.-H. S. 32), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 der Verordnung vom 1. August 2014 
(GVOBl. Schl.-H. S. 216), verordnet das 
Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume:

Artikel 1 
Änderung der Landesverordnung 

zur Übertragung von Aufgaben und 
zur Bestimmung der zuständigen Behörde 

auf dem Gebiet des Brütereiwesens1)

Die Landesverordnung zur Übertragung von Aufga-
ben und zur Bestimmung der zuständigen Behörde 
auf dem Gebiet des Brütereiwesens vom 25. Feb-

ruar 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 178), zuletzt ge- 
ändert durch die Landesverordnung vom 6. Dezem-
ber 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 546), wird wie folgt 
geändert:

In § 1 werden die Worte „die Landwirtschaftskam-
mer Schleswig-Holstein“ durch die Worte „das 
Landeslabor Schleswig-Holstein“ ersetzt.

Artikel 2 
Änderung des Zuständigkeitsverzeichnisses 

der Ordnungswidrigkeiten- 
Zuständigkeitsverordnung2)

Das Zuständigkeitsverzeichnis der Ordnungswidrig-
keiten-Zuständigkeitsverordnung in der Fassung 
vom 14. September 2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 358), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung 
vom 1. August 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 216), 
wird wie folgt geändert:

1.	Nach Gliederungsnummer 1.10.4.7 werden 
folgende Gliederungsnummern 1.10.4.8 und 
1.10.4.8.1 angefügt:

	 „1.10.4.8	 Brütereiwesen

	 1.10.4.8.1	 § 4 der Bruteier-Kennzeichnungs- 
			   verordnung vom 4. April 1973 
			   (BGBl. I S. 273), zuletzt geändert 
			   durch Artikel 21 der Verordnung 
			   vom 13. Dezember 2011 (BGBl I 
			   S. 2720), vorbehaltlich des § 5“

2.	Die Gliederungsnummern 3.9.4 und 3.9.4.1 
werden gestrichen.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.
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Aufgrund des § 18 Absatz 5 in Verbindung mit 
§ 22 Absatz 1 Satz 4 der Landesbauordnung für 
das Land Schleswig-Holstein vom 22. Januar 2009 
(GVOBl. Schl.-H. S. 6), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Januar 2011 
(GVOBl. Schl.-H. S. 3), verordnet das Ministerium 
für Inneres und Bundesangelegenheiten:

Artikel 1

§ 4 Absatz 2 der Hersteller- und Anwender-VO 
vom 6. Dezember 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 891) 
wird wie folgt geändert:

Die Worte „mit Ablauf des 31. Dezember 2014“ 
werden ersetzt durch die Worte „mit Ablauf des 
30. Dezember 2019“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 31. Dezember 2014 in 
Kraft.

Landesverordnung 
zur Änderung der Hersteller- und Anwender-VO1)2)

Vom 10. Dezember 2014

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 10. Dezember 2014

Ste fan  S tud t 
Minister 

für Inneres und Bundesangelegenheiten

1)	 Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezem- 
ber 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (Abl. L 376 S. 36) sind beachtet worden.

2)	 Ändert LVO vom 6. Dezember 2009, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2130-14-10

Landesverordnung 
zur Bestimmung der Gebiete mit abgesenkter Kappungsgrenze nach 

§ 558 Absatz 3 Satz 2 Bürgerliches Gesetzbuch 
– Berichtigung –

In der Landesverordnung zur Bestimmung der Gebiete mit abgesenkter Kappungsgrenze nach § 558 Ab- 
satz 3 Satz 2 Bürgerliches Gesetzbuch vom 14. November 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 338) wird § 1 
wie folgt berichtigt:

Nach der Angabe „Wentorf“ werden die Worte „bei Hamburg“ eingefügt. 
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Hinweis: Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http:// 
www.schleswig-holstein.de (➝ Landesrecht) abgerufen 
werden.


